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Grusswort

Für die außenpolitischen Entscheidungen, vor allem 

aber für die Entwicklung von Konzeptionen und Strategien 

sucht die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch immer den  

Rat von Fachleuten, die unabhängig vom Handeln der Regie-

rung sind. Wir brauchen gute Analysen, viel wichtiger noch 

sind Ideen für das „Was tun?”, die wir weiter entwickeln 

können – also konkrete, für das außen-, europa- und sicher-

heitspolitische Handeln umsetzungsfähige Empfehlungen.

Insofern hatte die 2009 vorgestellte Studie „Impulse 2020: 

Akzente zukünftiger deutscher Außenpolitik” des Arbeits-

kreises Junge Außenpolitiker der Konrad-Adenauer-Stiftung 

den Wunsch geweckt, von dieser Gruppe längerfristige Ant-

worten und Empfehlungen für eine deutsche Außenpolitik  

bis zum Jahre 2020 zu erhalten. Dankenswerterweise haben 

sich die Jungen Außenpolitiker und die Konrad-Adenauer-

Stiftung zu dieser Zusammenarbeit bereit erklärt. In den 

gemeinsamen Arbeitssitzungen wurden erfreulich viele 

Überlegungen und Vorschläge erarbeitet, von denen ich 

bereits in meiner Arbeit als Bundestagsabgeordneter profi-

tieren konnte. 

Niemand kann heute vorhersagen, wie das internationale 

System in knapp zehn Jahren aussehen wird und welche 

weltpolitisch bedeutsamen Ereignisse neue Ansätze und 

Empfehlungen erforderlich machen (beispielsweise haben 

während der Arbeit an dieser Studie die Reaktorkatastrophe 

in Fukushima, die eskalierende Finanzkrise in Griechenland 

oder der Umbruch in der arabischen Welt eine Anpassung 

der Empfehlungen erforderlich gemacht). Obwohl mit Blick 

auf das Jahr 2020 zwar einige Trends und relative Gewiss-

heiten bekannt sind, aber vor allem Ungewissheiten beste-

hen, wagen die Mitglieder des Arbeitskreises Junge Außen-

85	|	5.  �globale partner deutscher  
aussenpolitik 2020

5.1 Russland und der postsowjetische Raum..........................86
5.2 Asien	.........................................................................91
5.3 Lateinamerika..............................................................97
5.4 Afrika.......................................................................101
5.5 Der Weitere Mittlere Osten..........................................105

111	| �Mitglieder des arbeitskreises  
junge aussenpolitiker

111	| �Ansprechpartner in der  
konrad-adenauer-stiftung



� �

Vorwort

Zwei wichtige Ziele der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

sind die Entwicklung und Verbreitung neuer Ideen für eine 

zukunftsfeste deutsche Außenpolitik sowie die Entdeckung 

und Förderung junger Talente. Der 2001 gegründete  

„Arbeitskreis Junge Außenpolitiker” der Stiftung verbindet 

beide Ziele: Er führt außenpolitische Nachwuchs-Experten 

zusammen, die sich durch ihre akademischen Leistungen 

ausgezeichnet haben, und bietet ihnen ein Forum für die 

vernetzte Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für anste-

hende außenpolitische Herausforderungen. Die Ergebnisse 

seiner Arbeit präsentiert der Kreis regelmäßig in Form von 

Konferenzen und kürzeren Papieren. Im Jahr 2009 veröffent-

lichte er mit „Impulse 2020: Akzente zukünftiger deutscher 

Außenpolitik” eine größere Studie, in der Analysen und 

Handlungsempfehlungen zur mittelfristigen außenpolitischen 

Lage vorgestellt wurden.

Diese Studie erregte die Aufmerksamkeit des Stellvertre-

tenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag, Dr. Andreas Schockenhoff MdB, der daraufhin 

den Austausch mit dem Kreis suchte. Für die Serie von 

Fachgesprächen, die Herr Schockenhoff von 2010 bis 2011 

mit dem Arbeitskreis und wechselnden externen Experten 

führte, gilt ihm und seinem unermüdlichen Mitarbeiter  

Hans-Joachim Falenski unser großer Dank. Ihre Anregungen 

haben den AK Junge Außenpolitiker dazu gebracht, das 

ursprüngliche Papier grundlegend zu überarbeiten und 

weiterzuentwickeln, neue Fragen zu stellen und bessere 

Antworten zu finden. Das Ergebnis dieser Zusammenarbeit 

ist die vorliegende Studie: „Perspektive 2020: Empfehlungen 

für eine aktive deutsche Außenpolitik”.

politiker eine Einschätzung der globalen Lage, sie bewerten die daraus 

resultierenden Herausforderungen für die deutsche Außenpolitik und 

schlagen konkrete Handlungsempfehlungen vor; dazu gehören auch 

Anforderungen an eine institutionelle Architektur, die den geänderten 

Rahmenbedingungen Rechnung tragen soll. 

Vor allem aber leistet der Arbeitskreis Junge Außenpolitiker mit dieser 

Studie einen wertvollen Beitrag für eine dringend notwendige strategi-

sche Debatte in Deutschland. Denn es genügt nicht, die veränderte 

Sicherheitslage und die gewandelte Rolle Deutschlands in der Welt  

zu erörtern – es muss sich eine strategische Kultur, eine offene sicher-

heitspolitische Debatte entwickeln, in deren Gefolge klar umrissene  

Ziele formuliert und daraus die notwendigen Konsequenzen gezogen 

werden. Nur durch ein besseres Verständnis für die wachsenden globalen 

Herausforderungen und ihre sicherheitspolitischen Konsequenzen gewin-

nen wir in der Bevölkerung mehr Akzeptanz und Unterstützung für  

unsere Politik. Ich danke dem Arbeitskreis Junge Außenpolitiker und der 

Konrad-Adenauer-Stiftung, dass sie dazu mit dieser Studie substanziell 

beitragen.

Berlin, im August 2011

Dr. Andreas Schockenhoff MdB

Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Das ist keine „German Grand Strategy” und auch keine neue Grundlage 

für die Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung. Aber es ist eine umfassende 

Betrachtung der wichtigsten Themenfelder, auf denen sich die deutsche 

Außenpolitik bis zum Jahr 2020 beweisen und behaupten muss. Die  

Autoren nutzen den Luxus, frei vom aktuellen Geschäft über den Tag 

hinaus denken zu können, sind sich zugleich aber den Zwängen des 

politischen Alltags bewusst.  So ist die Analyse stets an konkrete, prag-

matische Handlungsempfehlungen für die deutsche Politik gekoppelt. 

Dadurch ist die Studie nicht nur thematisch vielfältig und ideenreich, 

sondern auch zwangsläufig streitbar.

Deutschland muss in einer zunehmend unübersichtlichen internationalen 

Lage Außenpolitik auf Basis seiner Werte und Interessen betreiben und 

Verantwortung übernehmen. Das ist eine komplexe, schwierige Aufgabe, 

die nur zu bewältigen ist, wenn der außenpolitische Diskurs in Deutsch-

land intensiviert wird – die Förderung der Diskussion über Werte, Inte-

ressen und Handlungsoptionen in der Außenpolitik ist daher schon ein 

Ziel eigenen Rechts. Wir hoffen, dass diese Studie zur Erreichung dieses 

Ziels einen anregenden Beitrag leistet.

Berlin, im August 2011

Dr. Gerhard Wahlers

Stellvertretender Generalsekretär

der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Dr. Patrick Keller

Koordinator Außen- und Sicherheitspolitik

Leiter des AK Junge Außenpolitiker

der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Abkürzungsverzeichnis
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1.  Die Welt 2020

Das internationale System und damit das Umfeld für die 

deutsche Außenpolitik werden sich bis 2020 nachhaltig 

verändern. Die Macht zwischen den Akteuren im interna-

tionalen System, seien es Staaten, internationale Organi-

sationen oder nichtstaatliche Akteure, wird sich neu vertei-

len. Auch wenn die USA ihre Sonderstellung als globale 

Ordnungsmacht behalten, wird diese Entwicklung maßgeb-

lich durch den relativen Machtverlust des Westens geprägt. 

Parallel dazu vollzieht sich der Aufstieg Chinas, Indiens, 

Brasiliens und anderer Schwellenstaaten. Neben dem Macht-

zuwachs von Einzelstaaten werden auch Staatenbündnisse 

und Regionalorganisationen infolge einer voranschreiten- 

den Regionalisierung an Einfluss gewinnen. Ihre wachsende 

Geltung und höhere Wettbewerbskraft wird nicht mehr nur 

die Außenwirtschafts- und Finanzpolitik anderer Staaten 

beeinflussen, sondern sie auch zu Anpassungen in der 

Sicherheitspolitik, der Klimapolitik, der Energie- und Roh-

stoffpolitik sowie der auswärtigen Kulturpolitik zwingen. 

Nicht nur die Macht zwischen den Staaten wird neu verteilt 

werden – Staaten werden 2020 insgesamt über ein gerin-

geres Machtpotenzial verfügen. Zwar wird der Staat auf 

absehbare Zeit das vorherrschende Ordnungsmodell bleiben. 

Allerdings wird klassische staatliche Souveränität weiter 

erodieren. Der einzelne Staat ist immer weniger in der  

Lage, innerhalb seines Einflussbereichs öffentliche Güter  

wie Sicherheit, ausreichende Grundnahrungsmittel, oder 

eine saubere Umwelt zu gewährleisten. In vielen Staaten 

LNG Liquefied Natural Gas

MD Mediterranean Dialogue

MEADS Medium Extended Air Defense System

MERCOSUR Mercado Común del Sur

MPA Maritime Patrol Aircraft

MVW Massenvernichtungswaffen 

NATINAD NATO Integrated Air Defence

NATO North Atlantic Treaty Organization

NGO Non-Governmental Organization

OAS Organization of American States

OECD Organization for Economic Co-operation  
and Development

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit  
in Europa

PKW Personenkraftwagen

PO Platforma Obywatelska

SADC Southern African Development Community

UAV Unmanned Aerial Vehicle

UMP Union pour un mouvement populaire

UN United Nations

UNASUR Unión de Naciones Suramericanas

UNEP United Nations Environment Programme 

UNHCR United Nations High Commissioner for Refugees

UNICEF United Nations International Children’s Emergency Fund

USD US-Dollar

VPR Verteidigungspolitische Richtlinien

WTO World Trade Organization
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werden überkommene Ordnungen auslaufen und zu innerer Pluralisierung 

führen. Obwohl damit auch Chancen für eine langfristige Demokratisie-

rung staatlicher Gewalt einhergehen, treten Risiken einer Destabilisierung 

stärker hervor. Vor allem in Vorderasien und Afrika wird die Zahl der zer-

fallenden Staaten zunehmen, was auch überregionale Auswirkungen 

haben wird. 

Demgegenüber wird der Westen aufgrund zunehmender Schuldenlast 

und innenpolitischer Zwänge seltener in der Lage sein, Krisengebiete 

durch internationale Territorialverwaltungen oder Friedensmissionen zu 

stabilisieren, obwohl der Bedarf für ein derartiges Engagement durch 

einen Mangel an globaler Sicherheit zunehmen wird. Betrachtet man 

die Instabilität einer Nuklearmacht wie Pakistan, wird die Brisanz einer 

fortschreitenden Erosion staatlicher Macht bis 2020 besonders deutlich. 

Die nahezu grenzenlose Verfügbarkeit technologischen Know-hows und 

die weltweite – durch die Katastrophe von Fukushima nur zeitweilig 

zurückgeworfene – Renaissance der zivilen Nutzung der Kernenergie 

erhöhen die Gefahren einer zunehmenden Proliferation von Massen-

vernichtungswaffen. Steigen wird ebenso die Wahrscheinlichkeit der 

Verbreitung neuer Waffentechnologien etwa für ballistische Raketen, 

Drohnen, Laser- oder Cyber-Waffen.

Begünstigt wird der Trend zur Erosion klassischer staatlicher Souverä-

nität ferner von einer beispiellosen grenzüberschreitenden Vernetzung  

als Folge der Globalisierung. Der globale Austausch von Gütern, Dienst-

leistungen, Kapital, Personen und Ideen schafft die Möglichkeiten zu  

einer noch stärkeren wirtschaftlichen und kulturellen Diversifizierung, 

aber auch zur Verbreitung von Risiken und Instabilität. Zunehmen wird 

der Einfluss nicht- oder halbstaatlicher Akteure: Transnationale Unter-

nehmen, Banken, Staatsfonds und Nichtregierungsorganisationen  

bauen ihre Teilhaberschaft an internationalen Verhandlungs- und Ent-

scheidungsprozessen aus, wobei sie sowohl konstruktiv als auch blockie-

rend agieren können. Die Schwächung staatlicher Ordnung und der 

rasche sozioökonomische und kulturelle Wandel im Zuge der Globalisie-

rung führen zu einem Verlust staatlicher Identifikationsmacht. Hingegen 

gewinnen religiöse und ethnische Bindungen an Bedeutung. Für sich 

genommen wäre dies noch keine negative Entwicklung. Jedoch kann 

dadurch angesichts eines rasant steigenden Anteils der jungen Bevölke-

rung in vielen Schwellenländern, insbesondere in Staaten des Nahen und 

Mittleren Ostens, ein Nährboden für Radikalisierung und politische Instru-

mentalisierung entstehen. 

Richtet man den Blick auf den afrikanischen Kontinent, wird die Proble-

matik einer politischen Instabilität gepaart mit einer rasch wachsenden 

Bevölkerung besonders deutlich. Allerdings wird sie dort durch die zu-

nehmende Verknappung von Trinkwasser und Nahrungsmitteln verstärkt. 

Dies wird für die betroffenen Regionen nicht nur wirtschaftliche, sondern 

auch gesellschaftliche Folgen haben. Ähnliche Entwicklungen sind welt-

weit zu beobachten: Nach Schätzungen von UNEP werden 2025 zwei 

Drittel der Weltbevölkerung in Regionen mit einer mangelnden Wasser-

versorgung (definiert als jährliche erneuerbare Süßwassermenge unter 

1.700 Kubikmeter pro Kopf) leben. Der weltweite Nahrungsmittelbedarf 

wird sich nach Angaben der Weltbank bis 2030 verdoppeln. In den 

Schwellenländern tritt zudem der steigende Bedarf an Anbauflächen in 

Konkurrenz zum Flächenbedarf wachsender Städte. Diese Entwicklungen 

werden insgesamt zu einer Zunahme von Unterversorgung, mangel-

bedingter Migration in stabilere Regionen und umwelt- und ressourcen-

induzierten Verteilungskonflikten führen. Der Klimawandel wird zusätz-

lich dafür sorgen, dass sich Versorgungskonflikte bis 2020 zuspitzen. 

Auch die jüngsten Fortschritte bei den internationalen Klimaverhand-

lungen in Kopenhagen (2009) und Cancún (2010) sind nicht ausreichend, 

um das Ziel der Begrenzung der Erderwärmung auf durchschnittlich  

zwei Grad Celsius zu erreichen. Für das Jahr 2020 ist daher mit einem 

Temperaturanstieg über diesen Wert hinaus zu rechnen – mit entspre-

chenden Folgen wie dem Abschmelzen der Polkappen und dem Anstieg 

der Meeresspiegel. Somit tragen bis 2020 nicht nur die weltweite Ab-

nahme staatlicher Macht, sondern auch zukünftige Verteilungskonflikte 

zu einer globalen Instabilität bei. Vor diesem Hintergrund ist es wahr-

scheinlich, dass asymmetrische Konflikte und der Einfluss von Organisier-

ter Kriminalität, Terroristen, Warlords, Piraten oder Sekten zunehmen, 

wenn es nicht gelingt, diesen Akteuren effektiv entgegenzutreten.

Diese Entwicklungen bergen nicht nur ein akutes Gefahrenpotential in 

Form von Anschlägen oder Kriminalität. Vielmehr darf ein weiterer,  

langfristig-strategischer Aspekt deutscher Außenpolitik nicht außer Acht 

gelassen werden: Die Importabhängigkeit Deutschlands von ebensolchen 

Staaten, die zwar politisch geschwächt sind, deren Regierungen jedoch 

einen hohen Einfluss auf die Regulierung der Märkte nehmen können. 

Denn die Nachfrage nach Rohstoffen wird auch bis 2020 auf unverändert 

hohem Niveau bleiben. Dies betrifft erstens Massenrohstoffe bzw. Aus-

gangsstoffe wie Eisen, Stahl, Kupfer und Chrom, zweitens strategische 

Rohstoffe wie Hochtechnologiemetalle für die industrielle Produktion und 
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drittens Agrarrohstoffe. Somit kann es geschehen, dass Importstaaten 

wie Deutschland in eine ungünstige Abhängigkeit und in Konflikte mit 

Lieferländern geraten und damit ihre Versorgungssicherheit direkt be-

droht wird. 

Auch wenn sich viele dieser Entwicklungen im Einzelnen noch nicht 

abschätzen lassen, steht dennoch fest, dass sich die deutsche Außen-

politik bis zum Jahr 2020 auf eine zunehmend komplexe und dynamische 

internationale Ordnung ausrichten muss. Dementsprechend müssen wir 

unsere Außenpolitik anpassen und weiterentwickeln. Ausgangspunkt 

dafür ist der im Grundgesetz niedergelegte Auftrag an unsere werte- 

und interessengeleitete Außenpolitik, dem Frieden in der Welt zu dienen. 

Frieden heißt weit mehr als die Abwesenheit von Krieg. Frieden bedeutet 

eine Welt, in der jeder Einzelne in Frieden und Freiheit leben kann. Dies 

verlangt, dass wir uns und unsere Mittel für Demokratie und individuelle 

Freiheit, für Sicherheit, wirtschaftlichen Wohlstand und einen verant-

wortungsvollen und nachhaltigen Umgang mit den Ressourcen unseres 

Planeten einsetzen.

Deutschland trägt dafür eine besondere Verantwortung in der Welt. Wir 

sind und bleiben geprägt durch einen verantwortungsvollen Umgang mit 

unserer Geschichte. Das schließt ein aktives Gedenken an den Holocaust 

und eine besondere Beziehung zu Israel genauso ein wie die aus der 

Überwindung der deutschen Teilung und die auf dem Weg zur Einheit 

gewonnenen Erfahrungen. Aus unserer Geschichte resultiert aber gerade 

kein Gebot zur Konzentration auf eigene Angelegenheiten. Vielmehr 

besteht die Aufgabe darin, verantwortungsvoll, besonnen und aktiv im 

Rahmen unserer Möglichkeiten und gemeinsam mit unseren Partnern 

nach außen zu handeln, wo wir der Wahrung des Friedens dienlich sein 

können.

Deutschland verfügt über die Möglichkeiten und Ressourcen, um diese 

Verantwortung wahrzunehmen. Wir sind die viergrößte Volkswirtschaft, 

die zweitgrößte Exportnation und haben eines der größten Entwicklungs-

hilfebudgets weltweit. Unsere Streitkräfte befinden sich in einem tief-

greifenden Transformationsprozess, der die internationale Einsatzfähig-

keit der Bundeswehr als Truppensteller in Friedens- und Stabilisierungs-

missionen weiter stärken wird. Wir müssen uns auch unserer Soft Power 

bewusst sein. Deutschland hat mit der sozialen Marktwirtschaft ein Wirt-

schaftssystem, das sich selbst in Zeiten der globalen Wirtschafts- und 

Finanzkrise durch ein hohes Wirtschaftswachstum international bewährt 

hat und Transformationsländern als Richtwert dient. Gleiches gilt für 

unseren gewachsenen Rechtsstaat.

Um der neuen Machtverteilung im internationalen System und den ange-

sprochenen außen- und sicherheitspolitischen Veränderungen begegnen 

zu können, muss der Westen geschlossen auftreten. Dabei stellen die 

transatlantische Partnerschaft und die europäische Integration auch 

in Zukunft den unverzichtbaren Rahmen einer erfolgreichen deutschen 

Außenpolitik dar. 

Zentrales Element der transatlantischen Partnerschaft ist unverändert die 

NATO. Bis 2020 wird sie sich neuen Aufgaben stellen und – aufbauend 

auf dem jüngsten Strategischen Konzept – neue strategische Überlegun-

gen anstellen müssen. Ihre Kernaufgabe bleibt dabei unverändert: Die 

NATO ist der Garant der Sicherheit ihrer Mitglieder. In Zeiten sich wan-

delnder Bedrohungen wird sie sich, um dieser Aufgabe gerecht werden  

zu können, ebenfalls kontinuierlich verändern müssen. Diese ständige 

Transformation ist allerdings nicht als „Krise der NATO” auszulegen, 

sondern im Gegenteil Ausdruck ihrer beständigen Relevanz. Dabei wird 

auch 2020 die angemessene Balance zwischen klassischer territorialer 

Landesverteidigung und vorbeugenden Schutzmaßnahmen im Sinne  

des erweiterten Sicherheitsbegriffs zentraler Gegenstand bündnisinterner 

strategischer Überlegungen sein.

Auch die EU spielt für die transatlantische Partnerschaft eine signifikante 

Rolle. US-Präsident Barack Obama erinnerte in seiner Rede in Lissabon 

daran, dass die USA mit keiner anderen Region über so enge Gemein-

samkeiten bei Werten, Interessen, Fähigkeiten und Zielen verfügen  

wie mit Europa. Eine starke EU ist Voraussetzung dafür, dass Europa die 

Bedeutung seiner Sonderstellung an der Seite der USA gegenüber ande-

ren aufstrebenden Mächten bewahren kann. 

Nach innen hin hat die EU seit 1957 maßgeblich zur Wahrung und Schaf-

fung von Demokratie, Freiheit und Wohlstand in Europa beigetragen. Die 

europäische Integration muss daher durch vertiefte und differenzierte 

Zusammenarbeit innerhalb der Union sowie mit den Nachbarstaaten  

im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik fortgesetzt werden, 

denn die Herausforderungen an die Außenpolitik Deutschlands und der 

weiteren Staaten Europas lassen sich nur gemeinsam lösen. Um auch in 
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Zukunft auf Augenhöhe mit den mächtigen Staaten der Welt verhandeln 

zu können, bedarf es des gemeinsamen Auftretens der Europäer.

Auf der globalen Ebene muss die derzeitige institutionelle Architektur 

weiterentwickelt werden, um den veränderten Rahmenbedingungen ge-

recht zu werden. Die internationale Zusammenarbeit und der Prozess  

der internationalen Verrechtlichung im Rahmen der Vereinten Nationen 

müssen gestärkt werden. Dazu ist es erforderlich, die Strukturen der 

Vereinten Nationen an die Veränderungen im internationalen System 

behutsam anzupassen, etwa durch eine Reform des Sicherheitsrates  

und den Aufbau effizienterer Kapazitäten zum Konflikt- und Krisen-

management. Des Weiteren muss eine angemessene Finanzierung der 

Vereinten Nationen sichergestellt werden. Einer zusätzlichen Stärkung 

bedürfen die UN-Unterorganisationen wie UNDP, UNEP, UNHCR, UNICEF 

oder das World Food Programme. Auch andere internationale Institu-

tionen gilt es zu nutzen und anzupassen, um den neuen Herausforderun-

gen zu begegnen, dazu zählen die WTO, der IWF, die Weltbank und der 

Internationale Strafgerichtshof. Um eine effektive Aufgabenteilung im 

Sinne internationaler Subsidiarität zu gewährleisten, sollte die deutsche 

Außenpolitik durch Beratung, gemeinsame Projekte und finanzielle Unter-

stützung den Aufbau von Regionalorganisationen wie der Afrikanischen 

Union, der Organisation der Amerikanischen Staaten (OAS), der OSZE 

oder der ASEAN fördern. Die Klimaverhandlungen in den vergangenen 

Jahren haben des Weiteren gezeigt, dass es kein perfektes internatio-

nales Verhandlungsforum gibt. Daher wird internationale Politik zuneh-

mend je nach Gegenstand und Betroffenenkreis im Rahmen von Foren 

wie der G-8 und der G-20 oder informeller Netzwerke als globalen Kon-

sultativmechanismen stattfinden. Insgesamt gilt es, alle Stakeholder in 

die internationale Zusammenarbeit einzubinden und sicherzustellen, dass 

auch die aufstrebenden Mächte zu global verantwortungsvollen Akteuren 

werden. 

Das Postulat Thomas Friedmans einer „flat world” stellt bildlich dar, 

welche hier skizzierten Chancen und Risiken auf die deutsche Außen-

politik im Jahr 2020 zukommen werden. Denn die „flache”, enger ver-

knüpfte, globalisierte Welt öffnet Deutschland einerseits Türen für neue 

Absatzmärkte, den freien Austausch von Waren und Ideen sowie kul-

turelle Vielfalt. Auf diese Weise kann die Globalisierung weltweit dazu 

beitragen, Demokratie, Menschenrechte und Wohlstand zu fördern. 

Andererseits birgt eine „flache” Welt  neue Risiken. Die bereits vorgestell-

ten weltpolitischen Veränderungen – von schwacher Staatlichkeit über 

Importabhängigkeiten bis hin zur Proliferation von Massenvernichtungs-

waffen – werden Deutschland auch im Jahr 2020 direkt betreffen. Durch 

eine fortschreitende Globalisierung können vormals politisch unbedeu-

tende, geographisch entlegene Orte schlagartig in den Mittelpunkt der 

deutschen Außenpolitik geraten. Somit werden auch im Jahr 2020 sowohl 

die Gestaltung einer friedlichen Fortsetzung der Globalisierung als auch 

die Eindämmung ihrer Risiken im ureigenen Interesse der deutschen 

Außenpolitik liegen. 
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2.  Globale Herausforderungen

Die Bundesrepublik Deutschland muss sich im Jahr 2020 

vielfältigen Herausforderungen sowohl an ihre Sicherheit als 

auch an ihre wirtschaftliche Entwicklung – und damit ihrem 

Wohlstand – stellen. Zum einen treten bereits vertraute 

Bedrohungen wie die Proliferation von Massenvernichtungs-

waffen und gescheiterte Staaten auf. Deren Komplexität  

wird sich in diesem Jahrzehnt jedoch erhöhen und zu neuen 

Risiken führen. Zum anderen werfen weitere zunehmend 

international interdependente Themen wie Cybersecurity, 

Energie- und Rohstoffversorgung, Klimawandel sowie die 

Wirtschafts- und Finanzmärkte vermehrt sicherheitspoliti-

sche Fragen auf. Deutschland muss sich sowohl innenpoli-

tisch als auch im Rahmen der EU und des transatlantischen 

Bündnisses diesen Herausforderungen stellen und sie in 

seinen bilateralen und regionalen Beziehungen adressieren.

2.1 Massenvernichtungswaffen

Lässt man die aktuelle Diskussion um das Problem der  

Proliferation von Massenvernichtungswaffen (MVW) – etwa 

hinsichtlich Terroristen oder „Schurkenstaaten” – für einen 

Moment hinter sich und nimmt die größeren Entwicklungs-

linien in den Blick, dann könnte dies beinahe positiv stim-

men. Nukleare, biologische und chemische Waffen sind ge-

ächtet, ihr Besitz ist durch völkerrechtliche Verträge gere-

gelt, sie sind permanentes Ziel von Abrüstungsbemühungen, 

die Zahl der Besitzerstaaten ist, nicht zuletzt aufgrund jahr-

zehntelanger hartnäckiger Non-Proliferationspolitik, über-

schaubar geblieben, ihr Gebrauch ist tabu – und im Falle der besonders 

zerstörerischen Nuklearwaffen glücklicherweise seit über 65 Jahren tat-

sächlich ausgeblieben. Insbesondere im Nuklearbereich ist Erstaunliches 

festzustellen: Nicht nur ist der ehemals befürchtete Extremfall einer 

grassierenden Proliferation hin zu Dutzenden Nuklearstaaten ausgeblie-

ben, vielmehr schrumpfen die vormals gigantischen Sprengkopfzahlen 

und Trägerkapazitäten der USA und Russlands stetig, während die der 

anderen offiziellen Nuklearwaffenstaaten stagnieren oder, wie etwa im 

Ausnahmefall China, nur vergleichsweise langsam anwachsen.

Jedoch ist dies noch kein Anlass für ein selbstzufriedenes Zurücklehnen, 

denn dieser grobe Überblick verschleiert vieles. Etwa, dass schrumpfende 

oder stagnierende Arsenale in den offiziellen Nuklearwaffenstaaten nicht 

zuletzt den neuen Substitutionsmöglichkeiten durch konventionelle High-

Tech-Waffen geschuldet sind, die Modernisierung bestehender nuklearer 

Sprengköpfe und Trägersysteme dort allenthalben voranschreitet, die 

Zahl der Sprengköpfe und Trägersysteme auf Seiten inoffizieller Nuklear-

waffenstaaten wie Pakistan rasch zunimmt und bereits ein einziger neuer 

Nuklearwaffenstaat stets eine geopolitische Schockwelle auslöst. Im Be-

reich der Biowaffen gibt darüber hinaus zu denken, dass der katalysato-

rische Effekt nano- und informationstechnologischer Fortschritte biotech-

nologische Produktionsverfahren beschleunigen und vereinfachen wird, 

wodurch hier zukünftig eine noch größere Proliferationsgefahr drohen 

dürfte. Die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen wird folglich 

bis 2020 und weit darüber hinaus ein dringliches politisches Problem 

bleiben.

Im Großen und Ganzen scheint sich trotz dieser gemischten Bilanz und 

neuer Proliferationssorgen aber die Einsicht durchzusetzen, dass Waffen 

zur indiskriminatorischen und massenhaften Vernichtung von Leben 

mit dem Gewissen der Menschheit unvereinbar sind. Auf ihre Abrüstung 

hinzuarbeiten ist ebenso vernünftig wie moralisch geboten. Sich dieser 

Einsicht zu verschließen, wird glücklicherweise immer schwieriger. Nur 

noch die verbrecherischsten Diktatoren würden ernsthaft behaupten 

wollen, dass es richtig und wichtig sei, chemische oder biologische 

Kampfstoffe anzuschaffen oder gar einzusetzen. Sogar im Nuklearbereich 

zeigt sich inzwischen – nicht zuletzt durch US-Präsident Barack Obamas 

prominentes Engagement und den breiten öffentlichen Zuspruch für das 

Ziel der globalen Abrüstung – dieser umgekehrte Begründungsaufwand, 

der die Befürworter traditioneller nuklearer Abschreckung unter Druck 
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setzt. Nichtsdestotrotz ist mit Blick auf das Jahr 2020 fraglich, ob der 

schon aktuell wieder abnehmende Schwung sich nachhaltig auf die 

Bemühungen zur nuklearen Nichtverbreitung übertragen wird. 

Vor diesem Hintergrund sind entscheidende Schritte in Richtung ‚Global 

Zero’ bis 2020 nicht zu erwarten. Das ändert aber nichts daran, dass 

Abrüstung – wenn auch nicht Entwaffnung – ein wichtiges Ziel bleibt, 

das zur internationalen Stabilität einen Beitrag leistet. Das gilt in noch 

stärkerem Maße für biologische und chemische Kampfstoffe. Deutschland 

muss daher umso mehr an seiner Tradition der Rüstungskontrolle und 

der Abrüstungsbemühungen festhalten und entsprechende Anstrengun-

gen intensivieren. Deutschland profitiert von den Abschreckungsdrohun-

gen seiner Allianzpartner und Freunde. Doch sollte das 21. Jahrhundert 

vom gemeinsamen Bemühen um zuverlässige Sicherheitsarchitekturen 

gekennzeichnet sein, die Konflikte auf Basis gesicherten Vertrauens 

regulieren und ohne die Drohung der gegenseitigen Vernichtung mit 

menschenverachtenden Waffen auskommen. Diese friedliche Vision im 

Dialog mit Partnern und Freunden, etwa durch die Etablierung von Veri-

fikationsmechanismen und Instrumenten der Vertrauensbildung, weiter 

zu fördern, muss mehr denn je Deutschlands Rolle in den multilateralen 

Foren für Rüstungskontrolle und Abrüstung von Massenvernichtungs-

waffen sein. Die bis 2020 potenziell wachsende Zahl an Staaten mit 

Rüstungsambitionen im Bereich der MVW lässt solche Non-Proliferations-

problematik jedoch komplexer werden, was breite multilaterale Lösungen 

zusätzlich erschwert. Daher wird sich deutsche Außen- und Sicherheits-

politik, wenn nicht anders möglich, weiterhin auch flexibleren und enger 

zugeschnittenen Lösungen anschließen müssen.

Handlungsempfehlungen

Kurzfristig gilt es, Terroristen weiterhin den Zugriff auf und den Einsatz 

von Massenvernichtungswaffen zu erschweren. Die Bekämpfung von 

Terrorismus bedarf zunächst der konkreten Verbesserung im Bereich der 

internationalen polizeilichen und geheimdienstlichen Zusammenarbeit.  

So sollte das bereits existierende Instrument der „gemeinsamen Ermitt-

lungstruppen” zur Bekämpfung von grenzüberschreitendem Terrorismus 

auf europäischer Ebene stärker genutzt werden, und die Einbindung von 

Europol-Beamten in diese Teams sollte dabei von einer Option zu einer 

Verpflichtung werden. Nur durch solch verbesserte Polizeizusammen-

arbeit, die sich des seitens Europol gewonnenen Wissens über die grenz-

überschreitende Kriminalität konsequent bedient, kann Terroristen  

weiterhin der Zugriff auf Massenvernichtungswaffen im Allgemeinen 

verwehrt und vor allem deren grenzüberschreitender Transport verhin-

dert werden. 

Im nuklearen Bereich muss darüber hinaus speziell der Zugriff auf Spalt-

material für improvisierte Nuklearwaffen weiter erschwert werden. Die 

dazu existierenden multilateralen Programme unter deutscher Beteili-

gung, etwa zur Sicherung von Spaltmaterial in Russland, sind noch nicht 

am Ziel und müssen auf ihre bisherige Effektivität überprüft sowie von 

deutscher Seite weiter finanziell unterstützt werden, damit Spaltmaterial 

zuerst dort gesichert wird, wo die Gefahr eines unbefugten Zugriffs  

am größten ist. Zweitens gilt es, das Bewusstsein für Missbrauchspoten-

ziale im Bereich der zivilen radioaktiven Emissionsquellen zu fördern. 

Diese könnten zum Bau von schmutzigen Bomben – weapons of mass 

disruption – genutzt werden, weswegen EU-Programme forciert werden 

sollten, die insbesondere Staaten in Mittel- und Osteuropa bei ihren 

Bemühungen unterstützen, die Aufsicht über diese Emissionsquellen  

zu konsolidieren. Das bedeutet konkret die Katalogisierung der zehntau-

sendfach im Einsatz befindlichen Quellen, das Identifizieren, Sicherstellen 

und Unschädlichmachen von besonders gefährlichen oder „verwaisten” 

Strahlenemittern sowie Hilfe bei der Implementierung von Ersatzlösun-

gen in Bereichen, in denen technische Alternativen verfügbar sind (etwa 

in der Medizin).

Das zweite Feld von spezieller Bedeutung ist die Biotechnologie, in der 

dringend die Bewusstseinsbildung für die doppelte Anwendbarkeit bio-

logischer Technologien und Applikationen (dual use) in der Wissenschaft-

lergemeinde gefördert werden muss, um die Verantwortung einzelner 

Forscherinnen und Forscher zu stärken, die am ehesten die Missbrauchs-

potenziale ihrer Arbeit erkennen und davor warnen können. Dazu sollte 

kurzfristig auf internationaler Ebene im Rahmen des Übereinkommens 

über das Verbot biologischer Waffen (BWÜ) von deutscher Seite auf ein 

System gedrängt werden, um solche Gefahrenquellen oder auch Ver-

gehen melden und ihnen begegnen zu können (whistle blowing). Da das 

BWÜ insgesamt an einem institutionellen Defizit leidet, sollte Deutschland 

auch auf die unbefristete Einrichtung der sogenannten „Implementation 

Support Unit” des BWÜ – einer dreiköpfigen Arbeitsgruppe mit Sitz in 

Genf – hinarbeiten.
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Mittelfristig sollte, erneut mit Blick auf das terroristische Streben nach 

MVW, die seit 1990 stattgefundene Formalisierung der europäischen 

Polizeikooperation auf die europäischen Geheimdienste ausgeweitet 

werden, da hier bisher keine systematische Kooperation existiert. Daher 

sollte Deutschland auf eine institutionalisierte und formalisierte Einbin-

dung der bisher noch nationalstaatlichen Geheimdienste in die existieren-

de europäische Polizeikooperation (Europol) in Form von kontrolliertem 

und systematischem Informationsaustausch jenseits informeller Kanäle 

hinarbeiten. Dies soll – wie auch unlängst von den Christdemokraten im 

Europäischen Parlament gefordert – den Weg hin zu einem europäischen 

Geheimdienst ebnen.

Des Weiteren muss die deutsche Tradition des Werbens für multilaterale 

Rüstungskontrolle und Abrüstung im Bereich der MVW selbstverständ- 

lich fortgesetzt und verstärkt werden. Mit Blick auf das Feld der Nuklear-

waffen bedeutet dies die Rückbesinnung auf die im Abschlussdokument 

der NVV-Überprüfungskonferenz aus dem Jahr 2000 festgehaltenen Ver-

pflichtung zur praktischen Umsetzung der in Artikel VI des NVV verein-

barten Abrüstung sowie die Weiterentwicklung des Nichtverbreitungs-

regimes durch dessen Erweiterung um, erstens, den umfassenden Test-

stoppvertrag (Comprehensive Test Ban Treaty) und, zweitens, den  

Vertrag zur Beendigung der Spaltmaterialproduktion für Waffenzwecke 

(Fissile Material Cutoff Treaty). Drittens muss Deutschland sein Eintreten 

für die Internationalisierung des Brennstoffkreislaufs bekräftigen, also 

einer multilateralen Lösung für ein verlässliches System der globalen 

Versorgungssicherheit mit Kernbrennstoff, um nationalen Alleingängen 

vorzubeugen. Die deutsche außenpolitische Praxis muss darüber hinaus 

sämtliche Formen von Massenvernichtungswaffen weiterhin ächten und 

die völkerrechtliche Festschreibung dieser Ächtung, vor allem im Nukle-

arbereich, durch das Hinarbeiten auf die derzeit diskutierte umfassende 

Nuklearwaffenkonvention vorantreiben, die die Abrüstung sowie das Ver-

bot von Entwicklung, Test, Herstellung, Lagerung, Weitergabe, Einsatz 

oder Androhung dieser Waffen vorsieht. Dazu gehört das offene Wort, 

sollten Freunde und Partner versuchen, durch Modernisierung von 

Sprengkopfdesigns auf die „Einsatzbarmachung” von Nuklearwaffen 

abzuzielen – etwa in Form der in den USA in regelmäßigen Abständen 

diskutierten „nuklearen Bunkerknacker” zur Zerstörung tief verbunkerter 

Ziele samt „Ausbrennen” von darin befindlichen gegnerischen MVW. 

Im Rahmen des BWÜ ist die Einigung auf eine legale Bindung an zuver-

lässige Mechanismen zur Überprüfung des regelgetreuen Befolgens der 

Übereinkunft aufgrund der virulenten dual use-Problematik besonders 

schwierig. Der Streit um ein Verifikationsregime oder alternative Ansätze 

ist festgefahren. Deutschland sollte darauf hinwirken, dass eine verste-

tigte „Implementation Support Unit” damit beauftragt wird, mittelfristig 

konkrete Kompromissvorschläge auszuarbeiten – etwa ein Regime für 

mehr Transparenz durch konsultative Überprüfungen auf Initiative einzel-

ner Mitgliedsstaaten oder auch die Stärkung des existierenden Mecha-

nismus, der dem UN-Generalsekretär die Anordnung von Vor-Ort-Inspek-

tionen bei verdächtigen Krankheitsausbrüchen erlaubt.

Langfristig sollte Deutschland auf beiden Seiten des Atlantiks und ge-

meinsam mit seinen Partnern in Europa dafür werben, dass das Problem 

der taktischen Nuklearwaffen im Rahmen der Rüstungskontrolle adres-

siert wird. Den Bedenken mittel- und osteuropäischer NATO-Staaten 

Rechnung tragend, sollte in einem ersten Schritt zunächst die Zusam-

menführung der NATO-Bestände in einem einzigen europäischen Lager 

angestrebt werden. Russland müsste seine viel größeren taktischen 

Arsenale in vergleichbarer Form konsolidieren. Dieses Entgegenkommen 

Russlands könnte dadurch erwirkt werden, dass im Rahmen der nukle-

aren Rüstungskontrolle auch die gestiegene Bedeutung konventioneller 

High-Tech-Waffen systematischer Berücksichtigung findet. Für das  

Radar unsichtbare, teil- oder vollständig autonome Drohnen mit bunker-

brechenden Bomben werden in Russland inzwischen als potenzielle „kon-

ventionelle Erstschlagswaffe” und Bedrohung der strategischen Zweit-

schlagsfähigkeit bewertet. Die deutsche Außenpolitik mit ihrer langen 

und glaubhaften Tradition der Rüstungskontrolle sollte die sich hier ab-

zeichnenden langfristigen Denkhorizonte jenseits der Trennung zwischen 

konventionellen Waffen und Massenvernichtungswaffen ausloten und 

weiterverfolgen, um frühzeitig Potenziale für eine zukünftige Option der 

„Rüstungskontrolle von Kapazitäten” erkennen und fruchtbar machen zu 

können.

2.2 Cybersecurity

In den Industriestaaten wird bis zum Jahr 2020 die Anzahl der Schnitt-

stellen zwischen virtueller und realer Welt weiter rasant wachsen. Der 

Cyberspace wird dadurch in einer wachsenden Zahl von Mensch-Maschi-

ne-Interaktionen involviert und nahezu ständiger Teil der menschlichen 
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Lebenswelt sein, ganz gleich ob in Kommunikation, Transit, Handel, 

Konsum oder Freizeitgestaltung. Dabei fächert sich der Cyberspace  

nicht nur im Sinne konkret angebotener Einzelapplikationen, sondern vor 

allem hinsichtlich der Bereitstellung neuer Grundfunktionen fortlaufend 

weiter auf. Dies lässt sich aktuell am Beispiel der sozialen Netzwerke 

erkennen und wird mit für die Zukunft angestrebten Entwicklungen  

wie etwa dem semantischen Web – also dem maschinellen Verstehen  

von Bedeutung durch die Interpretation von Informationen – erwartet. 

Einem biologischen Evolutionsprozess nicht unähnlich bringt das kom-

plexe System Cyberspace im Rahmen seiner vom Menschen unablässig 

vorangetriebenen Entwicklung also stets Innovationen, aber immer auch 

Schattenseiten und „Schädlinge” hervor. Völlige Sicherheit bleibt uner-

reichbar.

Vor allem die letzte Einsicht sollte dazu beitragen, nicht hyperbolischer 

Rhetorik und panischem Aktionismus anheimzufallen, sondern eine 

besser informierte „Sicherheitspolitik für den Cyberspace” anzustreben. 

Darin liegt aktuell ein Problem, denn der sicherheitspolitische Diskurs 

lässt adäquate Begriffe zur politischen Handhabbarmachung vieler Pro-

zesse im Cyberspace vermissen. Solche wären jedoch essentiell für  

eine gegenstandsangemessene Politik. Stattdessen wird zu häufig in 

unpassenden oder schlichtweg falschen Analogien gedacht. So etwa wie 

im Falle des vermeintlich „ersten Cyber-Krieg”, einer Denial-of-Service-

Attacke gegen Estland, die Webseiten blockierte und Bankautomaten 

lahmlegte. 

Da der Begriff „Krieg” im allgemeinen Sprachgebrauch nicht das allen-

falls Unannehmlichkeiten bereitende Einmarschieren einer Armee meint, 

die sich bloß vor sämtlichen Bankautomaten des Landes in Schlange 

stellt, sollte der Begriff auch im Bereich des Cyberspace weniger infla-

tionär gebraucht werden. „Angriffe” und „Anschläge” aus dem Cyber-

space sind mögliche, ernstzunehmende Risiken, jedoch zeitigen sie in  

der realen Welt kaum mit Krieg vergleichbare Folgen. So lehrt etwa die 

Erfahrung mit der raffinierten Schadsoftware Stuxnet, die die iranische 

Urananreicherung hintertrieb, dass weitreichende Eingriffe in Industrie-

anlagen möglich sind. Auch macht dies bedenkliche Szenarien, beispiels-

weise hinsichtlich der Sabotage solch kritischer Infrastrukturen wie der 

Stromversorgung und den dominoartigen Konsequenzen ihres Ausfalls, 

denkbar. Stuxnet verdeutlicht aber zugleich eben auch, dass ein durch-

schlagender Effekt hoher Spezialisierung bedarf. Es kommen also trotz 

der Allgegenwart von Computern, Software und der vergleichsweise 

weiten Verbreitung von Fachkenntnissen nur sehr wenige Angreifer 

und stets nur bestimmte Angriffsziele für derartige Szenarien in Frage. 

Aktuell grassierende Vorstellungen davon, dass jeder Computer eine 

Waffe, jeder Informatikstudent ein potenzieller Cyber-Krieger und in 

naher Zukunft die Sicherheit kritischer Infrastrukturen flächendeckend 

und von allen Seiten aus dem Cyberspace bedroht ist, sind also unrea-

listisch.

Dies gilt es in Rechnung zu stellen, denn alle mit Sicherheitspolitik im 

Cyberspace verbundenen Vorhaben bringen eine schwerwiegende Ver-

antwortung mit sich. Die größten Segnungen des Internetzeitalters – die 

neu gewonnenen Freiheiten durch die grenzenlose Offenheit des Cyber-

space – müssen trotz neuer Gefahren stets gewahrt bleiben. Regulative 

Eingriffe zum Schutz der öffentlichen Sicherheit dürfen niemals in eine 

unverhältnismäßige Beschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte umschla-

gen. Mit dem für offene und demokratische Gesellschaften stets unver-

meidlichen Rest an Verwundbarkeit wird man auch im Cyber-Zeitalter 

weiterhin leben müssen – und können.

Handlungsempfehlungen

Kurzfristig sollte Deutschland nach außen, obgleich Cyber-Attacken von 

privater Seite nicht staatlicher Kontrolle unterworfen und somit nicht 

ausgeschlossen werden können, ein klares Bekenntnis dazu abgeben, 

Cyber-Kapazitäten zumindest seitens der eigenen Streitkräfte niemals  

als erstes in einem Konflikt einzusetzen. Eine solche kurzfristig politisch 

durchsetzbare Selbstbeschränkung, oder auch no-first-use-Doktrin, 

könnte helfen, ähnlich wie im Bereich der Nuklearwaffen, über Zeit eine 

internationale Kultur der Zurückhaltung zu etablieren und Cyber-Attacken 

längerfristig als Tabu zu stigmatisieren.

Nach innen sollte Deutschland kurzfristig die Weichen für den Ausbau von 

Expertise und Resilienz stellen. Expertise in staatlichen Institutionen wie 

Ministerien und Behörden sollte durch staatliche Fortbildungsprogramme, 

etwa in Form von Masterstudiengängen, gefördert werden. Dazu könnte 

der Bund die Öffnung der Universitäten der Bundeswehr beschließen,  

da die Verkleinerung der Bundeswehr an diesen Institutionen zu sinken-

den Studierendenzahlen führt. Ein Studium der „Cyber-Sicherheit” sollte 

sämtliche Aspekte, von kriminellen Aktivitäten über Spionage im Cyber-
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space bis hin zur Frage von Cyberangriffen und „Krieg” umfassen und 

dabei nicht bloß auf „IT-Sicherheit” im technischen Sinne reduziert blei-

ben, sondern die zukünftige gesamtgesellschaftliche Bedeutung des 

Cyberspace samt ethischer und legaler Implikationen sowie die Rolle  

des Staates dabei interdisziplinär beleuchten. Resilienz sollte Deutsch-

land durch das Vermehren von Kapazitäten erzeugen, die die Toleranz 

gegenüber Fremdeinwirkungen und Störungen erhöhen und deren Ab-

wehr erleichtern. Solche Kapazitäten lassen sich nur gemeinsam mit  

dem privaten Sektor ausbauen, da beispielsweise die kritischen Infra-

strukturen in weiten Teilen in den Händen von Unternehmen liegen. Da 

der Resilienz zuträgliche  Redundanzen oder Rückfalllösungen Kosten  

bedeuten und bestehende Marktmechanismen deren Einrichtung von 

privater Seite nicht in jedem Fall erwarten lassen, werden hier von staat-

licher Seite Anreize geschaffen werden müssen. Diese können von Melde-

pflichten bis hin zu Strafen reichen, sollte Gefährdung von Sicherheit in 

einem privat verantworteten Infrastrukturbereich durch Vernachlässigung 

von Standards Implikationen für die staatliche Sicherheit aufwerfen. Als 

Vorbild im weitesten Sinne könnten hier die globalen und europäischen 

Maßnahmen gegen die Geldwäsche dienen (Financial Action Task Force, 

Europäische Richtlinien zur Geldwäsche seit 1991), in denen der Staat 

sich in ähnlicher Weise privater Dienstleister (etwa Banken) bedient und 

entsprechende Regulierungen geschaffen hat.

Mittelfristig sollte Deutschland auf einen völkerrechtlichen Vertrag hinar-

beiten. Vergleichbar mit dem Weltraumvertrag, dem Treaty on the Peace-

ful Uses of Outer Space, wäre ein Cyberspace-Vertrag, ein Treaty on the 

Peaceful Uses of Cyberspace denkbar, der die friedliche Nutzung des 

Cyberspace zum Wohle der gesamten Menschheit festschreibt. In Kombi-

nation mit einem Komitee bei den Vereinten Nationen könnte dieser 

Vertrag zukünftig auch das multilaterale Forum für den internationalen 

Sicherheitsdiskurs mit Blick auf den Cyberspace bereitstellen.

Langfristig sollte Deutschland das Problem der mangelnden Abgrenzung 

zwischen zivilen und militärischen Sphären im Cyberspace auf multilate-

raler Ebene adressieren. Das Attributionsproblem im Cyberspace, also  

die Schwierigkeit Angriffe zurückzuverfolgen und die Identität des An-

greifers im Cyberspace zweifelsfrei festzustellen, führt aus militärischer 

Sicht potenziell zu einem gefährlichen anything goes, so dass durch 

Cyber-Attacken auch die Zivilbevölkerung unverhältnismäßig stark in 

Mitleidenschaft gezogen zu werden droht. Die aktuellen Entwicklungen 

auf militärischer Seite laufen darauf hinaus, erweiterte Offensiv-Kapazi-

täten zu entwickeln, da Verteidigung im Cyberspace als unverhältnis-

mäßig aufwendig und teuer bzw. teils für nahezu unmöglich gehalten 

wird. Zur Rechtfertigung der Rüstungsbestrebungen ist sogar bereits  

von „Cyber-Abschreckung” die Rede – in völliger Verkennung der Tat-

sache, dass eine Abschreckungsdrohung – wie etwa im Bereich der 

Nuklearwaffen – doch aufgrund des Attributionsproblems an gar keinen 

Aggressor gerichtet werden kann, die Abschreckungslogik folglich im 

Cyberspace völlig deplatziert ist. Statt also einer fehlgeleiteten Logik  

der gegenseitigen Cyber-Vernichtung zu verfallen und eine Rüstungs-

dynamik im Cyberspace zu forcieren, sollte politisch vielmehr auf die 

friedliche Nutzung des Cyberspace hingewirkt werden. Ist der Ernstfall 

nicht zu verhindern, sollte aber auch auf dem „Schlachtfeld Cyberspace” 

die Verpflichtung zur Angemessenheit der Mittel und zur Unterscheidung 

zwischen Kombattanten und Nichtkombattanten bei der Anwendung 

staatlicher Gewalt nicht aufgehoben werden. Die Bundesregierung sollte 

sich daher um eine Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts  

im Sinne tragfähiger Definitionen und Abkommen bemühen, die den 

Einsatz von Computer-Netzwerk-Attacken als Waffen in zwischenstaat-

lichen Konflikten regulieren. Insbesondere die Verknüpfung von Cyber-

Attacken mit dem Einsatz konventioneller Waffen gilt es hierbei zu adres-

sieren. Das Beharren auf einer Unterscheidbarkeit von „zivil” und „mili-

tärisch”, auch im Cyberspace, und die verbindliche Festschreibung dieser 

Unterscheidung in bindenden militärischen Handlungsregeln und Prakti-

ken sollte das Ziel dieses Prozesses sein.

2.3 Failed States

Gescheiterte und zerfallende Staaten (failed states bzw. failing states) 

stellen in zunehmendem Maße eine Bedrohung für die Sicherheit der 

globalisierten Welt und den Wohlstand dar, deren Auswirkungen – auch 

auf Deutschland – ein politisches Handeln erfordern. Diese Staaten 

bleiben bis 2020 eine Herausforderung für die wirtschaftliche und demo-

kratische Entwicklung in den entsprechenden Regionen. Aufgrund der 

weltweiten wirtschaftlichen Vernetzung und der Exportorientierung ist 

auch Deutschland direkt und indirekt den negativen Auswirkungen dieser 

Staaten ausgesetzt. Den Staaten ist gemein, dass wesentliche Staats-

funktionen (im ganzen Land oder teilweise) nicht mehr gewährleistet 

werden können und insbesondere die staatlich garantierte Sicherheit  

und Ordnung zerfallen. Die negativen Auswirkungen auf andere Staaten, 
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aber auch auf die globale Sicherheit insgesamt, nehmen ganz unter-

schiedliche Formen an: So sind zerfallende Staaten Rückzugsgebiet für 

Terroristen (z.B. Afghanistan/Pakistan), bieten Heimathäfen für Piraten, 

die internationale Handelswege gefährden (z.B. Somalia), werden zu  

No-Go-Regionen für westliche Bürger (z.B. Tschad, Jemen) oder drohen 

mit der Entwicklung und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen  

(z.B. Nordkorea).

Handlungsempfehlungen

Aufgrund der sehr divergierenden Ursachen für die Existenz einzelner 

failed states oder failing states kann es keine einheitliche Lösung für  

die Bewältigung der mit diesen Problemstaaten verbundenen Heraus-

forderungen geben. Vielmehr ist eine Vielzahl unterschiedlicher Maß-

nahmen – wirtschaftlicher, politischer und militärischer Natur – notwen-

dig, um die negativen Auswirkungen auf die Bundesrepublik einzudäm-

men oder im besten Fall zu beseitigen. Adressaten sollten nicht nur die 

bereits gescheiterten oder scheiternden Staaten sein, sondern auch jene 

Länder, die drohen, dauerhaft in eine staatliche Instabilität zu geraten.

Kurzfristig muss die deutsche Politik dort, wo vor allem die Sicherheit 

Deutschlands oder grundlegende deutsche Interessen konkret bedroht 

sind, Stärke zeigen und robust agieren, beispielsweise mittels bewaffne-

ter aktiver Anti-Piraten-Missionen oder Einsätzen der Bundeswehr unter 

UN-Mandat, um den weiteren Zerfall zu stoppen und eine positive Ent-

wicklung überhaupt erst zu ermöglichen.

Mittelfristig benötigen schwache Staaten eine wirtschaftliche Perspektive. 

Ein wichtiges Ziel muss es daher sein, die Wirtschaftsentwicklung in den 

Entwicklungs- und Schwellenländern zu fördern. Der nachhaltige Aufbau 

(„Hilfe zur Selbsthilfe”) von Märkten in den betroffenen Staaten sowie  

die Öffnung der eigenen Märkte für die Produkte der schwächeren Staa-

ten bilden wichtige Bausteine. Langfristig ermöglicht nur die Öffnung 

der schwachen Staaten gegenüber internationalen Märkten Prosperität 

und Stabilität, allerdings kann dies nur der Endpunkt einer Entwicklung 

sein. Anfangs muss mitunter hingenommen werden, dass die Märkte  

der betroffenen Staaten stärker reglementiert und teilweise verschlossen 

sein müssen, um nicht von der Exportmacht Deutschlands bzw. Europas 

überrollt zu werden. Im Kleinen sollte der Aufbau der lokalen Wirtschaft 

gefördert werden, etwa durch streng am Modell der Grameen Bank 

orientierte Mikrokredit-Programme. Zudem sollten Kooperationen mit den 

Industrie- und Handelskammern unterstützt werden.

Der – gegebenenfalls durch internationale Truppen geschaffene – Frieden 

muss durch den langfristig angelegten Aufbau von Staatsstrukturen er-

halten werden. Konkret bedeutet das für die deutsche Politik z.B. die 

Teilnahme an Friedensmissionen über die bisherige symbolische Betei-

ligung von drei bis vier Militärberatern hinaus. Ein wichtiges Element  

ist die Unterstützung beim Staatsaufbau durch Entsendung ziviler Fach-

kräfte und die Unterstützung internationaler Polizei-Missionen. Es ist 

abzusehen, dass sich bei internationalen Krisen der Personalbedarf von 

militärischen zu zivilen Einsatzkräften verlagert, deren Arbeit für die 

Nachhaltigkeit erfolgreicher Stabilisierungspolitik heute als entscheidend 

angesehen wird. Notwendig erscheint dafür der fortgesetzte Ausbau  

der deutschen Kapazitäten im Bereich der zivilen Krisenkräfte und inter-

national einsetzbarer Polizeikräfte. Dazu ist zum einen der Ausbau ent-

sprechender Einheiten der Bundespolizei erforderlich. Über die zwei im 

Aufbau befindlichen Auslandshundertschaften in Sankt Augustin hinaus 

sollten weitere Einheiten geschaffen werden. Über die bisherigen Auf-

gabenfelder hinaus könnte die Bundespolizei als einen weiteren Schwer-

punkt die Vorbereitung, Koordination und Finanzierung internationaler 

Einsätze übernehmen. Da deutsche Polizisten zum großen Teil Landes-

beamte sind, müssen Anreize für die Bundesländer geschaffen werden, 

sich mit Beamten an internationalen Polizeimissionen zu beteiligen. Die 

Kosten für die internationalen Einsätze sollten aus Bundesmitteln finan-

ziert werden, um keine Einschränkungen der inneren Sicherheit in den 

Bundesländern zu verursachen. In der Polizeiausbildung, vor allem an 

den Polizeihochschulen, können Kapazitäten im Hinblick auf Einsätze  

im Ausland aufgebaut werden. Ziel sollte der Aufbau deutscher Polizei-

einheiten sein, die der neu geschaffenen Europäischen Gendarmerie-

truppe (EGF) angehören. Dazu muss neben den finanziellen Anreizen für 

den einzelnen Beamten sichergestellt sein, dass die Teilnahme an einem 

internationalen Einsatz bei der weiteren Laufbahn positiv bewertet wird. 

Doch auch im Bereich der Verwaltung und Justiz müssen die Kapazitäten 

ausgebaut werden, um beim (Wieder-)Aufbau der Staatsstrukturen  

zu helfen. Auch für diesen Bereich braucht es eine enge Abstimmung 

zwischen Bund und Ländern, um die für Auslandseinsätze notwendigen 

Personalpools auszubauen und die Fachkräfte auf internationale Einsätze 

vorzubereiten.
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Um den internen Bedrohungen Herr zu werden, müssen die betroffenen 

Staaten im Anschluss an einen internationalen Einsatz dazu befähigt 

werden, Terrorismus und Organisierte Kriminalität eigenständig zu be-

kämpfen, z.B. durch die Ausbildung der einheimischen Polizeikräfte.  

Auch für die Polizeiausbildungsmissionen können die benannten deut-

schen Polizeieinheiten zur Verfügung stehen. Dabei muss das Spannungs-

feld zwischen Sicherheitsbedenken und Demokratieförderung beachtet 

werden, d.h. die Polizeikräfte sollten neben Ausbildung und technischer 

Ausrüstung auch Unterricht in Sachen Demokratie und Menschenrechten 

erhalten.

Langfristig müssen den überwiegend jungen Menschen in den failed 

states durch die Unterstützung beim Ausbau von Bildungsangeboten 

und die Entwicklung von Stipendienprogrammen Perspektiven geboten 

werden. Ein wichtiges Element dabei ist, dass Deutschland seine auswär-

tige Kulturpolitik weiter ausbaut und gezielter in vom Zerfall bedrohten 

Staaten einsetzt. Die derzeitige Kürzung im Bereich der Kulturpolitik  

ist falsch. Das Goethe-Institut sollte weiter eine tragende Rolle spielen. 

Auch für die Arbeit der politischen Stiftungen sollten weitere Mittel zur 

Verfügung gestellt werden. 

2.4 Energieversorgung

Energie ist der Antrieb der Wirtschaft und des weltweiten Transports. 

Energieträger sind damit unverzichtbare Voraussetzung der Globalisie-

rung; Versorgungssicherheit ist daher von höchster Priorität. Allerdings 

werden Deutschland und Europa trotz des Ausbaus erneuerbarer Ener-

gien und verstärkter Effizienzanstrengungen, die zu einem stagnierenden 

oder leicht fallenden Primärenergiebedarf führen können, aufgrund der 

sinkenden eigenen Produktion fossiler Rohstoffe bis 2020 zunehmend  

von Erdöl-, Erdgas- und Kohleimporten abhängig sein. Gleichzeitig kon-

zentrieren sich die verbleibenden Erdöl- und Erdgasreserven in kritischen 

Regionen wie dem Nahen und Mittleren Osten, dem Kaspischen Raum 

und Russland. Deren politische und sozioökonomische Instabilitäten 

können nicht nur zu vorübergehenden Lieferausfällen und -unterbrechun-

gen führen, sondern determinieren die Bedingungen für die dringend 

notwendigen Investitionen in Milliardenhöhe zum Ausbau der Förderung 

und der Transportinfrastruktur. 

Da immer mehr Verbraucher auf Rohstoffimporte angewiesen sind, 

während sich die Reserven in immer weniger Ländern konzentrieren, 

verschiebt sich bis 2020 die Marktmacht zugunsten der Produzenten-

länder. Darüber hinaus wächst die Anzahl von Konsumenten und Produ-

zenten, die ihre Energiepolitik strategisch ausrichten. So befindet sich 

nicht nur ein Großteil der verbleibenden Öl- und Gasreserven in der  

Hand staatlich kontrollierter Energieunternehmen, sondern es kann 

zudem beobachtet werden, dass Rohstoffvorkommen und -handel welt-

weit zunehmend als strategisches Instrument der Außen- und Wirt-

schaftspolitik genutzt werden. 

Diese Tendenzen stellen den von Deutschland und der EU verfolgten 

marktwirtschaftlichen Ansatz zur Energie- und Rohstoffversorgung vor 

Herausforderungen. Der auf marktwirtschaftlichen Prinzipien beruhende 

Konsens der OECD-Staaten gerät unter Druck, da diese nicht mehr  

den Käufermarkt dominieren. Neben einigen Produzenten ist auch eine 

steigende Anzahl der Konsumenten nicht in marktwirtschaftliche Institu-

tionen des Energiehandels eingebunden und deren Regeln verpflichtet. 

Während sich die europäische und deutsche Versorgung auf das Funk-

tionieren der marktwirtschaftlichen Prinzipien verlässt, schränken diese 

Entwicklungen die Funktionsfähigkeit des Marktes ein. Die gravierenden 

Folgen eingeschränkter Marktkräfte zeigten sich 2010 bei den chinesi-

schen Beschränkungen im Export seltener Erden. Diese Gruppe von 

Metallen sind nicht nur wichtige Rohstoffe für die Produktion von High-

Tech-Produkten, sondern auch essenziell für die Herstellung von Batte-

rien und „grüner Technologie” und somit für den Ausbau erneuerbarer 

Energien.

Doch eine zunehmend alternative Energieversorgung steht noch vor 

weiteren Herausforderungen. Damit erneuerbare Energien einen großen 

Anteil der Stromversorgung decken können, sind nicht nur tausende 

Kilometer neuer Stromnetze und Investitionen in Milliardenhöhe not-

wendig, sondern es bestehen ungelöste technische Schwierigkeiten  

für eine weiterhin ausreichende und stabile Versorgung der Industrie  

mit Starkstrom. Ferner bleibt der Transportsektor dominiert vom Erdöl, 

dessen Versorgungslage sich bis 2020 im Zuge des nahenden Peak Oil – 

des Höhepunktes der weltweiten Ölförderung – weltweit massiv zuspitzen 

wird. Gas- und Elektrofahrzeuge umfassen lediglich private PKW und den 

ÖPNV und bieten bisher keine Alternativen für Schiff- und Luftverkehr,  

die den größten Teil des weltweiten Transports von Gütern und Personen 

leisten. 
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Daher ist zu konstatieren, dass die Durchsetzung erneuerbarer Energien 

eine langfristige Aufgabe ist. Bis 2020 wird es aller Voraussicht nach 

keine tragfähigen Alternativen zur hauptsächlich fossilen Energieversor-

gung sowie für strategische Rohstoffe geben. Fossile Energieträger  

können mittelfristig im deutschen und globalen Energiemix nur begrenzt 

durch erneuerbare Energien substituiert werden.

Handlungsempfehlungen

Kurzfristig müssen für eine Umstellung auf ein nachhaltiges Energie-

system die Weichen bereits heute richtig gestellt werden, da Anpassun-

gen und Umstellungen im Energiesystem meist Jahre bedürfen. Die Um-

setzung des europäischen Energiebinnenmarkts muss ohne weiteren 

Aufschub unterstützt und massiv vorangetrieben werden, da dieser die 

Versorgungssicherung und Diversifizierungsmöglichkeiten für alle EU-

Mitglieder verbessert. Ferner kann in einem funktionierenden EU-Binnen-

markt am besten das Potenzial erneuerbarer Energien genutzt werden. 

Dazu muss auch im deutschen Energienetz Wettbewerb durchgesetzt und 

die notwendige neue Infrastruktur, insbesondere bei Stromverbindungen, 

geschaffen werden.

Europaweit muss der Ausbau der notwendigen Infrastruktur – sowohl  

der Interkonnektoren innerhalb des europäischen Marktes wie auch der 

Anschluss neuer Lieferregionen – Priorität haben. Diese Maßnahmen 

sollten staatlich flankiert und gegebenenfalls auch finanziell unterstützt 

werden. Deutschland sollte die Initiative „seines” Energiekommissars 

Oettinger unterstützen, die Finanzierungsinstrumente der Europäischen 

Kommission für strategische Infrastrukturprojekte zu reformieren.  

Darüber hinaus muss ihr Finanzrahmen und Entscheidungsspielraum  

ausgebaut werden, um Projekte, die von Unternehmen aufgrund zu 

geringer privater Anreize nicht gebaut werden (z.B. Nabucco, LNG-

Terminals, Interkonnektoren), im größeren Umfang fördern oder selbst 

umsetzen zu können. Daher sollte die Kommission mit einem Fond für  

die Umsetzung strategischer Infrastrukturen ausgestattet werden, um 

der Isolierung einzelner nationaler Märkte und starker Abhängigkeiten 

von einem Lieferanten zu begegnen. Dies würde den Wettbewerb inner-

halb des EU-Marktes erhöhen sowie die Solidarität unter den Mitgliedern 

bei Lieferausfällen und den europaweiten Ausgleich fluktuierender Strom-

mengen aus erneuerbaren Quellen ermöglichen. 

Mittelfristig muss Deutschland zur Deckung des Energiebedarfs und der 

Streuung des Versorgungsrisikos alle verfügbaren Energieträger nutzen. 

Der Primärenergiebedarf ist 2008/09 im Zuge der Wirtschaftskrise leicht 

gesunken, bei Fortführung der derzeitigen politischen Konzepte und 

Maßnahmen bildet dies aber noch keine Trendwende. Ein Auslaufen der 

Kernkraft bei gleichzeitiger Stigmatisierung der Kohle als „Klimakiller” 

erhöht zwangsläufig die Abhängigkeit von anderen fossilen Energie-

trägern und steigert die Importabhängigkeit Deutschlands, da erneuer-

bare Energien die Lücke in der Strom- und Wärmeproduktion nicht  

komplett schließen können und ihr Ausbau mit enormen Anstrengungen 

hinsichtlich Netzausbau verbunden ist. Deutsche Energiepolitik muss  

sich so zwar weiterhin auf den Ausbau erneuerbarer Energien und auf 

Energieeffizienz fokussieren, wird sich aber mittelfristig auf beide nicht 

vollends verlassen können. 

In Folge von Fukushima ist die Diskussion über Kernkraft insbesondere in 

Europa neu entfacht und äußerst kontrovers. Obwohl die Entscheidung 

über Ausstieg oder Nutzung der jeweiligen Energieträger weiterhin in  

der Souveränität der Mitgliedstaaten liegt, muss dies mit Blick auf die 

zunehmende Vernetzung der Energieversorgung in der EU stärker im 

europäischen Kontext bedacht und koordiniert werden. Für die nationale 

und europäische Versorgungssicherheit mit dem zunehmend wichtigeren 

Endenergieträger Strom sollte schnellstmöglich Planungssicherheit für  

die Energieunternehmen hergestellt werden, da in den nächsten Jahren 

zahlreiche Investitionen in den europäischen Kraftwerkspark notwendig 

sind. 

Im Handel mit Energieträgern und Strom trägt die Förderung von Markt-

mechanismen und Wettbewerb zur Versorgungssicherheit bei. Deutsch-

land sollte daher deren EU-weite Durchsetzung nicht weiter blockieren, 

sondern im eigenen Versorgungsinteresse forcieren. Der strategisch 

betriebenen Ressourcenpolitik einiger Exporteure und aufstrebender 

Importländer sollte die Bundesregierung nicht generell mit geostrate-

gischer Politik entgegenwirken, sondern stattdessen weiterhin in inter-

nationalen Foren die Vorteile und Effizienz des marktbasierten Ansatzes 

betonen. Gleichzeitig darf kein „blindes Vertrauen” in Marktmechanismen 

herrschen und die deutsche und europäische Wirtschaft mit den Heraus-

forderungen einer ausreichenden Rohstoff- und der Gewährleistung 

sicherer Energieversorgung nicht allein gelassen werden. Insbesondere 

Investitionen für strategisch wichtige Diversifizierungen der Transport-
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routen, für den Infrastrukturausbau eines zunehmend auf erneuerbare 

Energien setzenden Energiesystems sowie die Förderung strategischer 

Rohstoffe müssen staatlich unterstützt werden, um potenziellen Abhän-

gigkeitsrisiken bei reinem Wirken der Marktkräfte langfristig zu begeg-

nen. Während im Energiebereich der vorgeschlagene neue EU-Fond  

für strategische Infrastrukturen bei entsprechender Finanzausstattung 

mittelfristig diese Wirkung entfalten könnte, muss mittels staatlicher 

Anreize eine Diversifizierung der Förderung bei strategischen Rohstoffen 

gefördert werden. Eine Bewertung ausschließlich nach Kostenaspekten 

kann zu einer politisch fragwürdigen und risikobehafteten Konzentration 

der Produktion führen, die strategisch gegen die Konsumenten eingesetzt 

werden kann, wie das Beispiel der chinesischen Beschränkungen bei 

seltenen Erden 2010 gezeigt hat.

Langfristig führt aufgrund der Endlichkeit von Energieträgern und Roh-

stoffen kein Weg an Alternativen zur fossil-atomaren Energieerzeugung 

und an nachhaltiger Rohstoffnutzung vorbei. Die Forschung an allen 

tecnologischen Möglichkeiten, inklusive Recycling und jedweder erneuer-

barer Energiequelle muss daher im europäischen Rahmen vorangetrie-

ben und die Markteinführung neuer Technologien im wirtschaftlich ver-

träglichen Umfang unterstützt werden. Mit Blick auf die Herausforderun-

gen und wahrscheinlichen Entwicklungen der Energieversorgung bis  

2020 dürfen für die Rolle des „Vorreiters” im Klimaschutz die gleichrangi-

gen Ziele Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit jedoch nicht 

geopfert werden.

2.5 Klimawandel

Der globale Klimawandel und seine Folgen sind bereits heute eine Reali-

tät, der sich deutsche Außenpolitik bis 2020 verstärkt stellen muss. In 

diesem Jahrzehnt wird die internationale Gemeinschaft bereits mit  

den ersten Folgen des Klimawandels leben und parallel umso engagier-

ter dessen Voranschreiten verhindern müssen. Von steigenden Durch-

schnittstemperaturen, einem Anstieg des Meeresspiegels und der Zu-

nahme von extremen Wetterphänomenen werden insbesondere Asien 

und Afrika betroffen sein: In der Sahelzone wird – zusätzlich befördert 

durch jahrelange Überdüngung und den Anbau von Monokulturen – kein 

Getreideanbau mehr möglich sein; in Südostasien werden ganze Staaten 

durch den ansteigenden Meeresspiegel in ihrer Existenz bedroht. Die 

wirtschaftlichen Kosten des Klimawandels könnten das globale Brutto-

inlandsprodukt zudem um mehrere Prozentpunkte senken.

Der Klimawandel wird 2020 unmittelbare Auswirkungen auf den wirt-

schaftlichen Wohlstand und die Sicherheit Deutschlands haben. In  

sicherheitspolitischer Hinsicht gefährdet der durch den Klimawandel 

entstehende Verteilungskampf um Ressourcen die Stabilität von Staaten 

und Regionen. Wenn – wie Weltbank und NATO schätzen – ab 2017 im 

Jemen Öl und Wasser versiegen, droht dieser fragile Staat zusammen- 

zubrechen und könnte verstärkt als Rückzugsort für islamistische Terro-

risten dienen. Knappe Ressourcen und klimabedingte regionale Migration 

können darüber hinaus bestehende regionale Konflikte, wie zwischen 

Pakistan und Indien oder im Nahen Osten, neu entfachen – mit mittel-

baren Auswirkungen auch auf die europäische Sicherheitslage. Darüber 

hinaus sind in Folge des Klimawandels auch Konfrontationen zwischen 

größeren Mächten möglich. Da in der Arktis zwanzig Prozent der noch 

nicht entdeckten Öl-, Gas- und Mineralvorkommen vermutet werden, 

droht ein Konflikt zwischen angrenzenden Staaten wie Russland und den 

USA über die Nutzung dieser Ressourcen und der ab 2013 freiwerdenden 

Seewege im Nordpolarmeer.

Der Klimawandel verstärkt erstens die regionale bzw. internationale 

Migration, deren Ziele Europa, Australien, die USA, aber auch Saudi-

Arabien und Südafrika sind, sowie zweitens die Binnenmigration inner-

halb der betroffenen Staaten. Letztere wird zu einer noch stärkeren 

Verstädterung in den Entwicklungs- und Schwellenländern Asiens und 

Afrikas führen. Da viele der bestehenden Megacities in diesen Regionen 

direkten Zugang zum Meer haben, müssen sie umso mehr vor dem 

Ansteigen der Meeresspiegel geschützt werden.

Handlungsempfehlungen

Kurzfristig muss die Bundesregierung ihre Strategie an diese Szenarien 

anpassen, um ihre klimapolitischen Ziele zu erreichen. Dabei muss sie  

bis 2013 grundlegende Entscheidungen für ein Kyoto-Folgeabkommen 

treffen und ihre Klimapolitik strategisch neu ausrichten. Dabei sollte  

das symbolische Ziel, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 

auf zwei Grad zu begrenzen, beibehalten werden, obwohl mittlerweile 

trotz umfangreicher Gegenmaßnahmen ein Anstieg um drei Grad realis-

tischer ist. Die rechtzeitige Implementierung eines multilateralen Klima-

regimes, die zur Erreichung dieses Ziels beiträgt, wird jedoch immer 

unwahrscheinlicher. Die Bundesregierung sollte daher verstärkt Foren 

außerhalb multilateraler Konferenzen nutzen, um zu einer Begrenzung 

des Klimawandels beizutragen, und ihre Bemühungen in den kommenden 
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zwei Jahren stärker auf die bilaterale, nationale und subnationale Ebene 

verlagern. Bilaterale Übereinkommen zwischen einer „Koalition der klima-

politisch Willigen” könnte beispielsweise im Bereich des Emissionshandels 

für Fortschritte sorgen. Subnationale Akteure – Bundesländer, Regionen 

und Städte – können Selbstverpflichtungen abschließen und als „Agen-

ten des Wandels” nationale Diskurse und Gesetzgebung zur Klimapolitik 

vorantreiben. Insbesondere die Bedeutung von Großstädten, die sich zu 

einem reduzierten CO2-Ausstoß verpflichten, ist im Zuge der fortschrei-

tenden Urbanisierung nicht zu unterschätzen.

Mittelfristig wird es in bilateralen Verhandlungen mit Schwellen- und 

Entwicklungsländern notwendig sein, noch deutlichere Anreize zu setzen, 

aber auch Sanktionen wie die Kürzung von Entwicklungshilfe anzudrohen. 

Nur so können diese Länder dazu bewegt werden, das Prinzip des „own 

growth first” aufzugeben und sich am Schutz des globalen Klimas zu 

beteiligen. Schwellenländern wie China, denen in Verhandlungen klima-

politische Vorgaben kaum aufzuzwingen sein dürften, sollte der Mehr-

wert eines klimapolitisch verantwortlichen Handelns anhand von fun-

dierten ökonomischen Analysen aufgezeigt werden. Technologische 

Kooperationen mit China bieten sich im Bereich des Geoengineering an, 

da dies zu den chinesischen Prioritäten gehört. Deutschland kann dabei 

sowohl Know-how bei der Reduzierung der Sonneneinstrahlung (Solar 

Radiation Management) als auch beim Abschneiden und Lagern von CO2 

(CCS) anbieten.

Auch gegenüber dem zweitgrößten CO2-Emittenten, den Vereinigten 

Staaten, sollte Deutschland seine Bemühungen nochmals intensivieren. 

Um zu verdeutlichen, dass eine Bekämpfung des Klimawandels im  

nationalen Interesse der USA liegt, sollte auf die sicherheitspolitische 

Bedrohung durch den Klimawandel, die stärkere Klimamigration auf dem 

nordamerikanischen Kontinent – insbesondere aus Mexiko in die USA – 

sowie die wirtschaftlichen Vorteile einer effektiven Klimapolitik (Green 

Economy) verwiesen werden. Entscheidend für globale marktwirtschaft-

liche Anreize zu einer Verminderung des CO2-Ausstoßes ist dabei eine 

amerikanische Beteiligung am carbon trading. Auch im Fall der USA kann 

die Zusammenarbeit mit fortschrittlichen subnationalen Gesetzgebern, 

z.B. in Kalifornien, erfolgversprechend sein.

Darüber hinaus sollte Deutschland seine nationale Selbstverpflichtung, 

z.B. im Bereich der Energieeffizienz, einhalten und weiterhin technolo-

gische Fortschritte der Green Economy und alternative Energien unter-

stützen. Bei der Förderung neuer Technologien und Ressourcen gilt es, 

staatliche Subventionen genau zu dosieren, damit sich die leistungs-

fähigsten und wirtschaftlichsten Lösungen durchsetzen.

Eine Begrenzung des globalen Klimawandels auf zwei Grad ist zudem  

nur bei globaler Nutzung von Kernenergie als Brückentechnologie mög-

lich. Deutsche Spitzentechnologie sollte daher Schwellenländern mittel-

fristig sowohl den Betrieb von Kernkraftwerken als auch den Betrieb von 

Anlagen zur alternativen Energieerzeugung gleichermaßen ermöglichen.

Während die Begrenzung des Klimawandels eine globale Herausforde-

rung ist, werden die Folgen des Klimawandels in besonderem Maße in 

den am wenigsten entwickelten Weltregionen sichtbar. Für viele Entwick-

lungsländer ist es daher keine Frage des Wohlstands sondern des Über-

lebens, ob es gelingt, ihre Verwundbarkeit zu senken und ihre Anpas-

sungsfähigkeit zu erhöhen. Deutschland hat sich im Bereich der entwick-

lungspolitischen Antworten auf die Herausforderungen des Klimawandels 

in den vergangenen Jahren eine Führungsrolle erarbeitet. Die zahlreichen 

erfolgreichen Projekte zum capacity building müssen weiter ausgebaut 

und an die zunehmende Dringlichkeit des Problems angepasst werden: 

Nicht in allen Fällen wird das Prinzip der local ownership beibehalten 

werden können, wenn es gilt, schnelle Lösungen zur Bewältigung von 

Überschwemmungen oder Dürren in Folge des Klimawandels zu imple-

mentieren. Mikroversicherungen gegen Naturkatastrophen – wie sie von 

der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit bereits in Entwick-

lungsländern getestet werden – könnten diese Projekte ergänzen.

Langfristig sollten instabile Staaten sicherheitspolitisch von der interna-

tionalen Gemeinschaft gestützt und Verhandlungslösungen für regionale 

Konflikte angestrebt werden, bevor die Folgen des Klimawandels diese 

Probleme verschärfen. Um internationale Klimamigration zu begrenzen 

und möglichst vielen Menschen Schutz vor den Folgen von Klimawandel 

zu bieten, sollten bis 2020 in den betroffenen Gebieten safe havens 

eingerichtet werden: Städte oder begrenzte Gebiete, die beispielsweise 

mit Dämmen, Bewässerungssystemen und erdbebensicherer Bauweise 

ihre Bewohner wirksam vor Naturphänomenen schützen. Safe havens 

müssten jedem offen stehen, der sich ihren Regeln unterwirft. Eine 
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Begrenzung des Zugangs durch lokale Machthaber muss durch die inter-

nationale Gemeinschaft verhindert werden. Dies kann beispielsweise 

durch eine UN-mandatierte und von Blauhelmen durchgesetzte Schutz- 

und Pufferzone erreicht werden. Zusätzlich sollten Klimamigranten im 

Inland, die wie alle Binnenflüchtlinge bisher nicht vom Mandat des  

UNHCR erfasst werden, durch Konventionen wie jene der Afrikanischen 

Union von 2009 geschützt werden.

Bei allen Maßnahmen wird der Faktor Zeit eine wichtige Rolle spielen.  

In den kommenden Jahren wird entschieden, ob und wieweit der Klima-

wandel aufgehalten und seine Folgen bekämpft werden können. Auch 

erst langfristig wirkende Maßnahmen wie die Stabilisierung von Staaten 

müssen daher umgehend begonnen werden. Deutschland muss bis 2020 

überlegt, aber auch schnell und entschlossen handeln, wenn es sich  

vor den Auswirkungen dieses globalen Phänomens schützen will.

2.6 Stabilität der Wirtschafts- und Finanzmärkte

Die internationale Finanzmarktkrise, welche 2007 in den USA begann, 

breitete sich schnell auf die Realwirtschaft aus, da sich die internationa-

len Institutionen und Regulierungen in ihrer momentanen Ausprägung 

weder in der Krisenprävention noch in deren Management als effektiv 

ausgezeichnet haben. Die seit 2008 stattfindenden Treffen der G-20  

auf Ebene der Staats- und Regierungschefs bieten ein Forum, um die 

Interessen aufstrebender Schwellenländer zu berücksichtigen und die 

Legitimität getroffener Entscheidungen zu erhöhen. Auf dem Treffen  

2010 in Seoul wurde zudem eine Einigung über eine Reform des Inter-

nationalen Währungsfonds (IWF) erzielt, welche auf eine Anpassung  

der Stimmverteilung an das gestiegene wirtschaftliche Gewicht der 

Schwellenländer zielt. Allerdings wurden die Regierungen der G-20 ihrem 

Stillhalteabkommen bezüglich einer „beggar-thy-neighbour”-Politik  

nur unzureichend gerecht. Im Rahmen der Finanzkrise enthielten viele 

Konjunkturprogramme protektionistische Tendenzen, welche sich in einer 

präferentiellen Behandlung heimischer Produzenten und Unternehmen 

sowie dem Ausschluss ausländischer Konkurrenten von konjunkturellen 

Programmen geäußert haben. Zudem mehrten sich im Vorfeld des  

G-20-Gipfels in Seoul unilateral orientierte Vorschläge und Handlungen 

zur Abwertung einzelner Währungen. Bis 2020 ist zu erwarten, dass  

die aufstrebenden Entwicklungs- und Schwellenländer ihren Anteil an  

den weltweiten Finanzmärkten deutlich erhöhen werden und dass neue 

Finanzinstrumente entwickelt werden. Diese Entwicklungen bergen das 

Potential, die systemischen Risiken der Finanzmärkte, welche aus dem 

Zusammenspiel verschiedener Akteure resultieren, zu erhöhen. 

Auf Ebene der EU haben sich die formalen Mechanismen wie der Stabi-

litäts- und Wachstumspakt als nicht effektiv bei der Prävention der  

Euro-Schuldenkrise erwiesen. Deutschland hat insbesondere unter  

dem Einbruch des Welthandels Ende 2008 gelitten. Dies verdeutlicht,  

wie wichtig außenwirtschaftspolitische Entscheidungen für die „Export-

nation” Deutschland sind. Der Aufstieg von Schwellenländern und die 

zunehmende internationale Arbeitsteilung (offshoring), hatten schon vor 

der Krise dazu geführt, dass Globalisierung in der öffentlichen Meinung 

vor allem mit Ängsten vor einem Arbeitsplatzabbau gleichgesetzt wurde. 

Das Ausmaß von offshoring ist gegenwärtig noch vergleichsweise gering, 

wird allerdings bis 2020 aufgrund weiteren Fortschritts z.B. bei Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien zunehmen.

Handlungsempfehlungen

Kurzfristig ist eine grundlegende Reform der internationalen Finanz-

architektur erforderlich. Als Folge der Finanzkrise haben sich die G-20-

Regierungen auf eine gemeinsame Agenda und damit auf internationale 

Koordination und Reaktion geeinigt. Allerdings besteht hier vor allem 

in den Fällen, in denen die Entwicklung konkreter Standards bei den 

nationalen Regierungen liegt, großer Spielraum. Um eine Ausbreitung  

der Euro-Schuldenkrise zu verhindern, müssen insbesondere die Präven-

tivmechanismen ausgebaut werden. Das von der Europäischen Kommis-

sion im September 2010 vorgeschlagene Reformpaket und die Aufwer-

tung der EU-Finanzaufsichtsbehörden seit Januar 2011 sind ein erster 

Schritt in diese Richtung. Es gibt nun eine gemeinsame Banken- (EBA), 

Börsen- (ESMA) und Versicherungsaufsicht (EIOPA), um Informationen 

zwischen den nationalen Aufsehern schneller und umfassender zu koor-

dinieren. 

Insbesondere auch der ursprünglich geplante stärker automatisierte 

Sanktionsmechanismus und die Entpolitisierung im Falle einer Nicht-

einhaltung der Verschuldungskriterien sind positiv zu bewerten und 

hätten von Deutschland weiterhin unterstützt werden sollen. Um das 

Risiko einzudämmen, dass die Ausweitung von Staatsschulden in Erwar-

tung einer automatischen Rettung durch andere Staaten zu leichtfertig  
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in Kauf genommen wird, darf finanzielle Unterstützung durch die Euro-

pean Financial Stability Facility zur Abschreckung nur unter strengen 

Reformauflagen gewährt werden.

Mittelfristig ist es zudem wichtig, die Anreize der privaten Finanzmarkt-

teilnehmer anzupassen. Diese haben in Erwartung der eigenen Rettung 

staatliche Risiken oft zu gering bewertet und damit eine zu geringe 

Disziplinierungkraft des Finanzmarktes ausgeübt. Die momentanen 

Kompromisse, das Hilfsprogramm für Griechenland zu stärken und frei-

willige Zusagen von den privaten Gläubigern zu erhalten, gewähren 

zusätzlichen zeitlichen Spielraum, der genutzt werden muss. Nach einer 

Erholung des europäischen Finanzsystems sollte durch ein geordnetes 

Umschuldungsverfahren dafür gesorgt werden, dass Griechenland nicht 

durch ein intransparentes Insolvenzverfahren zu lange Zeit vom inter-

nationalen Kapitalmarkt abgeschnitten wird. 

Zudem ist es wichtig, dass die G-20-Staaten bei der Übersetzung der 

gemeinsamen Agenda in nationale Gesetze nicht zu sehr voneinander 

abweichen, da es sonst sowohl zu Wettbewerbsverzerrungen und zur 

Behinderung internationaler Kapitalströme als auch zu einer Schwächung 

des regulatorischen Systems insgesamt kommen kann. Eine effektive 

zukünftige Krisenprävention könnte durch eine erschwerte Aufsicht und 

durch regulatorische Arbitrage unterbunden werden. Die Koordinierung 

insbesondere zwischen der EU und den USA muss Vorbildcharakter für 

die Schwellenländer haben und so die benötigte internationale finanz-

politische Kooperation vorantreiben (s. Ziff. 4.1.1). Das Versäumnis der 

G-20-Regierungschefs, zum Abschluss der Doha Welthandelsrunde ver-

bindliche Zugeständnisse zu leisten, sollte nachgeholt werden, um Zoll-

erhöhungen durch die Reduktion der bindenden Zölle zu verhindern. 

Zudem behindern trotz gesunkener Durchschnittszölle in den großen 

Entwicklungs- und Schwellenländern hohe Zölle auf Produkte, zum  

Beispiel im Transportsektor und in der chemischen Industrie, weiterhin 

deutsche Exporte. Auf Ebene der EU hängt eine zukünftig striktere  

Einhaltung der Verschuldungskriterien entscheidend davon ab, ob die 

großen Mitgliedstaaten wie Frankreich und Deutschland bereit sind, 

Sanktionen tatsächlich anzuwenden. Da Sanktionen momentan erst nach 

einer politischen Entscheidung der Finanzminister automatisch greifen, 

sollte Deutschland ein Vorbild für die Einhaltung des Stabilitätspakts  

sein und den Pakt nicht als Gegenleistung für andere Entscheidungen 

aushebeln. Die Durchsetzungsfähigkeit und Effektivität der europäischen 

Finanzaufsichtsbehörden hängt mittelfristig davon ab, ob die Weisungs-

rechte gegenüber nationalen Aufsehern genutzt werden. Allerdings ist 

es wichtig, hierbei die Entscheidungsfindung nachvollziehbar und trans-

parent zu gestalten, um Missverständnisse zwischen nationalen Auf-

sehern und den europäischen Behörden wie beim aktuellen Banken-

Stresstest zu vermeiden und eine effektive Zusammenarbeit zu gewähr-

leisten. 

Langfristig zeigt die Schuldenkrise, dass eine stärkere wirtschafts- und 

finanzpolitische Koordinierung der Euro-Länder notwendig ist. Deutsch-

lands aktive Rolle in dieser Diskussion und insbesondere der Vorschlag, 

eine Schuldenbremse in die nationalen Verfassungen einzubauen, ist 

positiv zu bewerten. Allerdings verdeutlicht der „Euro-Plus-Pakt”, dass die 

Euro-Staaten auch in Zukunft ihre nationale Souveränität in diesen 

Bereichen schützen möchten. Der Vorschlag der Kommission, ein Verfah-

ren zur „Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewich-

te” (Excessive Imbalance Procedure) einzuführen, versucht der Tatsache 

Rechnung zu tragen, dass die Überwachung ausschließlich der öffent-

lichen Verschuldung unzureichend ist, um negative Entwicklungen wie 

beispielsweise in Irland und Spanien zu unterbinden. 

Allerdings ist insbesondere bei Leistungsbilanzdefiziten bzw. -über-

schüssen unklar, ab welchem Ausmaß diese „problematisch” sind und 

zudem, wie Korrekturen zu bewerkstelligen sind. Ähnliches gilt für die 

Verhinderung von Spekulationsblasen. Auch wenn im politischen Dis- 

kurs zahlreiche Meinungen existieren, ist ausdrücklich mehr Forschung 

notwendig, um konkrete wirtschaftspolitische Handlungsempfehlungen 

ableiten zu können. Zum Beispiel hängt die Bewertung von Kapital-

zuflüssen sowohl von ihrer kurz- bzw. langfristigen Natur ab, als auch 

davon, ob sie hauptsächlich für Konsum oder Investitionen genutzt 

werden. Die Einigung der G-20 Staaten im April in Washington, Ungleich-

gewichte in der Weltwirtschaft unter Federführung des IWFs zu über-

prüfen und einer Debatte zu unterziehen, bezeugt den politischen Willen, 

zu neuen Erkenntnissen zu gelangen. Wichtig ist, dass diese Debatte 

sachlich geführt wird. Positiv zu bewerten ist auch, dass damit versucht 

wird, für mehr Ausgewogenheit in der öffentlichen Debatte zu sorgen, 

indem nicht ausschließlich die mangelnde fiskalische Konsolidierung vieler 

südlicher Euro-Staaten betont wird.
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Außerdem muss die Finanzaufsicht laufend und transparent an aktuelle 

Entwicklungen angepasst werden. Dabei sollten die Aufsichtsbehörden 

sich insbesondere systemischer Risiken bewusst sein und diese regulie-

ren. Auch wenn die Finanzkrise gezeigt hat, dass Banken und Risiken 

direkt sowie indirekt miteinander verflochten sind, so bleibt die Reform 

der Finanzmarktaufsicht sowohl auf europäischer als auch auf interna-

tionaler Ebene ungenügend. Auch in der Finanzmarktregulierung sollte 

generell dem Subsidiaritätsprinzip gefolgt und Kompetenzen auf mög-

lichst niedriger Ebene angesiedelt werden. Grenzüberschreitende Risiken 

müssen jedoch durch eine Aufsicht zumindest auf europäischer Ebene 

reguliert werden, da externe Effekte in anderen Ländern nicht ausrei-

chend in nationalen Entscheidungen berücksichtigt werden. Allerdings 

verhindert der weiterhin eingeschränkte Informationsaustausch in der 

europäischen Finanzmarktaufsicht einen Überblick über das gesamte  

Risiko. Die europäischen Finanzaufsichtsbehörden verfügen meist über 

Daten in aggregierter Form und nur in Ausnahmefällen über Daten ein-

zelner Institute. Die Gründung der Supervisory Colleges soll den Infor-

mationsaustausch zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden für große 

Banken verbessern. Selbst wenn ausreichend Informationen auf euro-

päischer Ebene verfügbar sind, verblieben die konkreten Regulierungs-

kompetenzen weitgehend auf nationaler Ebene. Langfristig werden auch 

die Organisationsstruktur und die Handlungskompetenzen des European 

Stability Risk Boards (ESRB) anzupassen sein, damit das Mandat, syste-

mische Risiken zu überwachen und die Finanzstabilität in der Europä-

ischen Union zu gewähren, effektiv erfüllt werden kann. 

Kritisch zu sehen ist insbesondere die hohe Mitgliederzahl, welche wahr-

scheinlich zu einer schwierigen Entscheidungsfindung führen wird. Zu-

dem wird es langfristig wahrscheinlich auch dem ESRB an relevanten 

Informationen mangeln, da Daten über einzelne Institute nur nach 

Durchlauf eines mehrstufigen Begründungsprozesses erhalten werden 

können. Letztlich verfügt das ESRB über keinerlei Regulierungs- oder 

Handlungsbefugnis. Lediglich Warnungen und Handlungsempfehlungen 

können an nationale und europäische Aufsichtsbehörden gerichtet wer-

den. Um eine effektive Aufsicht über grenzüberschreitende Risiken zu 

gewährleisten, müssen die Aufsichtsbehörden langfristig sowohl mit 

entsprechenden Informations- als auch Entscheidungskompetenzen aus-

gestattet werden. 

Bis zum Jahr 2020 wird die Konzentration im Bankensektor zudem weiter 

zugenommen haben. Auch daher ist eine Debatte, wie mit großen,  

komplexen, stark vernetzten und daher systemrelevanten Banken um-

zugehen ist, unerlässlich. Im Gegensatz zu den USA wird auf Ebene der 

EU unabhängig von Größe und systemischer Relevanz der Institute ein 

einheitlicher regulatorischer Ansatz verfolgt. Auch wenn die Abwicklung 

international vernetzter Großbanken global kompatibel geregelt werden 

sollte, sind aufgrund verschiedener historischer Erfahrungen und Präfe-

renzen zügige Einigungen äußerst unwahrscheinlich. Deutschland als 

Vorreiter im Insolvenzrecht für Banken sollte die Diskussionen und die 

Einführung eines Aufsichts- und Restrukturierungsmechanismus, zumin-

dest auf der Ebene der EU aber auch im Rahmen der G-20, weiter voran-

treiben. 

Den weltweiten protektionistischen Tendenzen muss zum einen durch 

eine multilaterale Einigung auf Ebene der G-20 entgegengewirkt werden, 

die neben einer größeren Wechselkursflexibilität auch auf strukturelle 

Reformen wie die Erhöhung der Sparquote und den Abbau des Haushalts-

defizits in den USA zielt. Die wachsende internationale Verflechtung der 

Wirtschaft schafft durch die damit einhergehenden Produktivitätssteige-

rungen insgesamt neue Arbeitsplätze in Deutschland. Allerdings resultie-

ren diese Vorteile aus Umstrukturierungen, die sich nachteilig auf be-

stimmte Gruppen der Gesellschaft auswirken. Seit Beginn der 1990er 

Jahre haben zunehmend auch Personen, die Dienstleistungen erbringen 

und über einen mittleren Bildungsabschluss verfügen, aufgrund von 

Konkurrenz aus Niedriglohnländern und Automatisierungen ihren Arbeits-

platz verloren. Neueste Erkenntnisse zeigen, dass neben dem Qualifika-

tionsniveau auch das Ausmaß an Routineaufgaben hier eine ausschlag-

gebende Rolle spielt. Um das Angebot bis 2020 an die verstärkt nachge-

fragten Kompetenzen und Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt anzupassen, 

muss das Bildungssystem neu ausgerichtet werden. Inhalte und Form  

der Lehre müssen an die verstärkte Nachfrage nach interaktiven, kom-

plexen Aufgaben angepasst werden, zum Beispiel durch einen verstärk-

ten Fokus auf Kommunikationskompetenz, zwischenmenschliche Bezie-

hungen und auf Fachkenntnis gründender Kreativität.
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2.7 Reform des UN-Sicherheitsrats

Die anfangs aufgezeigte Verschiebung in der globalen Machtverteilung 

muss sich in den internationalen Institutionen widerspiegeln. Während  

in einigen anderen Institutionen wie dem IWF eine graduelle Verschie-

bung des Einflusses hin zu den aufstrebenden Wirtschaftsmächten in 

Asien und Lateinamerika bereits stattgefunden hat, sind die Machtver-

hältnisse im UN-Sicherheitsrat im Wesentlichen seit seiner Gründung 

unangetastet geblieben. Seit 1945 hat sich die Zahl der UN-Mitglieder 

knapp vervierfacht, während die Zahl der Sicherheitsratsmitglieder nur 

einmal 1963 um vier nichtständige Mitglieder erweitert wurde. Die jetzige 

Zusammensetzung des Sicherheitsrates wird auch nicht den Beiträgen 

der Mitgliedsstaaten zum UN-Budget oder zur Bereitstellung von Truppen 

für UN-Friedensmissionen gerecht, ebenso bleibt die Bevölkerungsgröße 

insbesondere im Hinblick auf Asien unberücksichtigt. Hinzukommt, dass 

der Sicherheitsrat seit dem Ende des Kalten Krieges eine zunehmend 

aktive Rolle einnimmt und Entscheidungen trifft, die weit über die Rege-

lung eines konkreten Konflikts hinausgehen, etwa durch den Beschluss 

von gesetzesähnlichen Resolutionen wie UN-Res. 1373 (Terrorismus-

bekämpfung), UN-Res. 1540 (Massenvernichtungswaffen) oder durch  

die Einrichtung von internationalen Straftribunalen. Das alles spricht für 

eine Erweiterung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen.

Handlungsempfehlungen

Deutschland sollte sich weiterhin als Mitglied der G-4 (mit Brasilien, 

Indien und Japan) für einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat einsetzen. 

Die Aufgabe dieses Ziels würde eine entscheidende Schwächung der 

deutschen Verhandlungsposition ohne erkennbaren Gewinn bewirken.  

Ein ständiger Sitz im Sicherheitsrat ist Symbol für die gewachsene  

außenpolitische Rolle der Bundesrepublik und ihren Anteil an der globa-

len Lastenverteilung. Da zwar in den Vereinten Nationen ein Konsens 

darüber besteht, den Sicherheitsrat zu erweitern, dessen umstrittene 

Zusammensetzung und die ungelöste Frage nach dem Erhalt bzw. der 

Ausweitung des Veto-Rechts aber jede Reform blockieren, sollte auf  

dem Weg dorthin eine differenzierte Zwischenlösung angestrebt werden, 

die auf Liechtensteins Vorschlag aus dem Februar 2010 basiert: Statt  

der bisherigen Regelung für nichtständige Mitglieder sollten zwei neue 

Kategorien von nichtständigen Mitgliedern jeweils mit Möglichkeit der 

Wiederwahl eingerichtet werden: Eine Gruppe von vier oder fünf Staaten 

sollte eine Amtszeit von etwa vier Jahren haben; eine weitere Gruppe 

von fünf oder sechs Staaten sollte für eine Amtszeit von etwa acht Jahren 

gewählt werden. Durch eine klar mandatierte Überprüfungskonferenz  

der Generalversammlung sollte nach ca. 15 Jahren die Funktionsfähigkeit 

dieser Änderungen überprüft und darauf aufbauend über eine Umwand-

lung der Sitze mit der längsten Laufzeit in ständige Sitze und über die 

Frage des Veto-Rechts entschieden werden. Durch die zeitliche Begren-

zung der Änderungen soll der Entscheidungsdruck auf die Überprüfungs-

konferenz sichergestellt werden.

Dieser Vorschlag einer gestuft langen Mitgliedschaft im Sicherheitsrat 

ermöglicht es, der erheblichen Heterogenität unter den UN-Mitgliedern 

besser Rechnung zu tragen als die bisherige Struktur von ständigen  

und nichtständigen Mitgliedern. Außerdem lässt sich durch eine differen-

ziertere Anreizstruktur der Lagerbildung entgegen wirken, die die der-

zeitigen Verhandlungen lähmt. Vor allem bietet eine längere Amtszeit – 

insbesondere von acht Jahren – diesen Ländern die Möglichkeit, ihre 

Reife als ständige Mitglieder des UN-Sicherheitsrates nachzuweisen. Die 

Einrichtung einer klar mandatierten Überprüfungskonferenz ermöglicht  

es allen Beteiligten, ihre Kernposition aufrechtzuerhalten und durch eine 

entsprechende Politik in der Übergangsphase weitere Unterstützung  

zu sammeln. Bei der Frage nach dem Vetorecht kann sich Deutschland 

kompromissfähig zeigen, denn mit Frankreich und England sitzen zwei 

enge europäische Verbündete mit Vetorecht im Sicherheitsrat. Die Frage 

nach einem gemeinsamen Sitz der EU im Sicherheitsrat wird sich auch 

bis 2020 nicht stellen: Es ist nicht erkennbar, dass Frankreich und Groß-

britannien ihren ständigen Sitz aufzugeben bereit sind. Auch sprechen 

die in außen- und sicherheitspolitischen Kernfragen nach wie vor erheb-

lich divergierenden Interessen innerhalb der EU dagegen. Allerdings 

sollte sich Deutschland nachdrücklich dafür einsetzen, das Verfahren 

der Abstimmung in Artikel 34 Abs. 2 des EU-Vertrages anzuwenden, 

welches darauf abzielt, dass bei gegebenem Anlass von der Möglichkeit 

Gebrauch gemacht wird, einen gemeinsamen Standpunkt durch den 

Hohen Vertreter der Union im Sicherheitsrat vortragen zu lassen.
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3.  Europäische Union

Die gegenwärtige „Euro-Krise” illustriert auf eindringliche 

Weise die Kernfrage der europapolitischen Ausrichtung 

Deutschlands: Welches Europa sollte das größte Mitglieds-

land der Europäischen Union anstreben? Im kommenden 

Jahrzehnt wird es für den Zusammenhalt und den Erfolg  

des europäischen Projektes unabdingbar sein, dass auf diese 

Frage pragmatische und nachhaltige Antworten gefunden 

und umgesetzt werden.

In den vergangenen sechzig Jahren war der Weg der euro-

päischen Integration entscheidend dafür, dass sich Deutsch-

land und seine europäischen Partner in Frieden, Freiheit und 

Wohlstand entwickeln konnten. Die schrittweise Erweiterung 

der EU hat den europäischen Kontinent wieder vereint und 

neue Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet. Die Erfolge dieser 

Geschichte zeigen auch für die kommenden Aufgaben, denen 

sich Europa gegenübersieht, den richtigen Weg auf.

Trotz der bis 2020 weiter schwindenden Begeisterung in  

der Öffentlichkeit für die Idee der europäischen Integration 

bleibt der europäische Imperativ klarer denn je: Wesent- 

liche Herausforderungen – von der Energieversorgungs-

sicherheit Europas über das Verhältnis zu Russland bis zur 

Handlungsfähigkeit bei globalen Krisen – werden sich auch 

in den kommenden Jahren nicht im nationalen Alleingang 

bewälttigen lassen. Nur gemeinsam können die Europäer 

genügend Einfluss geltend machen, um auf globaler Ebene 

ihre Interessen auch angesichts ihrer abnehmenden demo-

2.8 G-20 als führendes Forum in globalen Fragen

Da sich die G-8 überlebt hat, muss parallel zur Reform des Sicherheits-

rates der Vereinten Nationen die politische Bedeutung der G-20 deutlich 

gestärkt werden. Die G-20-Treffen sollten das führende Forum für die 

Kooperation und Abstimmung in globalen Fragen sein. Die Gruppe der 

zwanzig führenden Industrie- und Schwellenländer bildet die machtpoli-

tischen Realitäten besser ab als die G-8 oder der UN-Sicherheitsrat in 

seiner derzeitigen Zusammensetzung. Zudem wird sie den gewachsenen 

Ansprüchen und Forderungen der neuen Mächte besser gerecht. Zugleich 

werden dadurch die neuen Mächte zu einer stärkeren Beteiligung bei  

der Regelung globaler Herausforderungen gefordert. Durch informelle 

Verhandlungen mit der Suche nach Kompromissen wird besser als bisher 

zu einem Ausgleich von Interessen zwischen den wichtigsten Staaten der 

Welt beigetragen; vor allem aber werden dadurch Entscheidungsprozesse 

gefördert, die in einem anderen internationalen Rahmen stattfinden 

müssen. 

Handlungsempfehlungen

Dafür sollte die G-20 stärker institutionalisiert werden, auch um die 

Umsetzung ihrer Beschlüsse wirksamer überprüfen zu können. Um ihrer 

steigenden politischen Bedeutung Rechnung zu tragen, sollten sich  

die G-20 zudem verpflichten, die Ergebnisse ihrer Treffen stärker in die 

jeweiligen regionalen Strukturen und Organisationen rückzukoppeln,  

in denen sie Mitglied sind. Da es sich bei den meisten globalen Heraus-

forderungen um wertebestimmte Fragen handelt, sind die Wertepartner  

der G-7 als die finanzkräftigsten Mitglieder dieser Gruppe besonders 

gefordert, geschlossen aufzutreten. Denn angesichts der schnell wach-

senden Bedeutung der neuen Mächte werden die G-7 nur ihre Relevanz 

wahren können, wenn sie in der G-20 mit gemeinsamen Positionen 

auftreten. Eine Konsensfindung dafür muss von jedem G-7-Mitglied im 

Interesse der Selbstbehauptung mehr als bisher als conditio sine qua non 

verstanden werden. Zudem sollte die G-7 versuchen, für die Suche nach 

gemeinsamen Positionen innerhalb der G-20 mit weiteren Wertepartnern 

(wie z.B. Brasilien) enger zusammenzuarbeiten.
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graphischen, wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Bedeutung 

wahren zu können. Europa muss einer der Pole in der Weltpolitik  

bleiben, oder es wird bedeutungslos. Europa ist zur Handlungsfähigkeit 

verdammt. Dieser Zusammenhang muss in der deutschen Bevölkerung 

deutlich stärker als bisher vermittelt werden.

Für die deutsche Europapolitik lässt sich die Bedeutung Europas auch  

aus der eigenen Geschichte herleiten. Indem die europäische Integration 

gemeinsame Entscheidungsmechanismen zur Verfügung gestellt hat,  

trug sie wesentlich zum guten Verhältnis Deutschlands zu den anderen 

Staaten Europas, insbesondere zu seinen Nachbarstaaten Frankreich  

und Polen, bei. Um diese Partnerschaften zu festigen und mit Leben zu 

erfüllen, gibt es keinen besseren Rahmen und kein besseres Instrument 

als die EU. Dieser Grundsatz der Europafreundlichkeit wird auch weiter-

hin am Subsidiaritätsprinzip zu messen sein: Europäische Lösungen 

sollten nur dann vorangetrieben werden, wenn sie einen Mehrwert für  

die Lösung der Probleme und Herausforderungen bieten, denen sich die 

Mitgliedstaaten gegenübersehen. Die Mitgliedstaaten müssen über die 

europäische Ebene politische Handlungsfähigkeit zurückgewinnen kön-

nen, wie etwa beim Klima- und Umweltschutz und vor allem der Außen- 

und Sicherheitspolitik. In diesem Rahmen machen auch zukünftig ver-

mehrte EU-Zuständigkeiten Sinn, ohne dass es sich lediglich um einen 

Integrationsreflex handelt und die Vielfalt Europas unberücksichtigt 

bleibt. Deutsche Europapolitik sollte sich daher auch in Zukunft mit 

Leidenschaft und Einfallsreichtum für eine weitere Vertiefung und Flexi-

bilisierung der europäischen Integration einsetzen. 

Um der wachsenden Europaskepsis zu begegnen, müssen sich führende 

Politiker öffentlich noch deutlicher zur europäischen Einigung bekennen 

und die große strategische Bedeutung der EU für ihre Mitgliedstaaten 

verdeutlichen. Der Vertrag von Lissabon hat hierfür wichtige Vorausset-

zungen geschaffen, indem er die Rolle der nationalen Parlamente in der 

Europapolitik nochmals gestärkt und damit die demokratische Legitimität 

europapolitischer Entscheidungen weiter erhöht hat. 

Die anhaltende Wirtschafts- und Finanzkrise, deren Folgen noch bis zum 

Ende des Jahrzehnts zu spüren sein werden, zeigt nicht nur die schicksal-

hafte Verbindung der Staaten Europas, sondern auch die Notwendigkeit, 

den europäischen Rahmen und Werkzeugkasten ständig zu verbessern. 

Die gemeinsame Währung des Euro und die enge wirtschaftliche Ver-

flechtung der Mitgliedstaaten der Europäischen Union machen es erfor-

derlich, dass sich ganz Europa solidarisch an den Anstrengungen zur 

Bewältigung der Krise beteiligt und dass dies abgestimmt erfolgt. Hierzu 

bedarf es nicht weniger als einer signifikanten Weiterentwicklung der 

Wirtschafts- und Währungsunion.  

3.1 �Europas Wirtschafts- und Währungspolitik  

gestalten

Kernbestandteil der deutschen Europapolitik muss es sein, die weitere 

Entwicklung der europäischen Wirtschafts- und Währungspolitik auszu-

gestalten. Die deutsche Europapolitik wird sich dabei in einem Umfeld 

wachsender Spannungen zwischen den verschiedenen Regierungen  

und Gesellschaften bewegen müssen. Bereits die Reformanstrengungen, 

wie sie bislang im Euro-Plus-Pakt beispielsweise für das Renteneintritts-

alter oder die Lohnstückkosten angedacht werden, verlangen von allen 

Ländern erhebliche Anpassungen. Es bedarf daher besonderer Überzeu-

gungskraft aller Beteiligten, um die für notwendig erachteten und auf 

europäischer Ebene vereinbarten Maßnahmen bis 2020 umzusetzen.  

Dies gilt in besonderer Weise für die Mitgliedstaaten, die weiterhin mit 

erheblichen Wirtschaftsproblemen zu kämpfen haben. Aber auch die 

Länder, die gestärkt aus der Wirtschafts- und Finanzkrise hervorgegan-

gen sind, werden sich auf weitere Anpassungsleistungen einstellen  

müssen, die sich nicht mit Verweis auf die bereits bewiesene finanzielle 

Solidarität gegenüber anderen Euro-Ländern aufschieben lassen.

Die weitere Ausgestaltung der Wirtschafts- und Währungspolitik auf 

europäischer Ebene wird außerdem davon geprägt sein, dass die erheb-

liche und weiter voranschreitende Verflechtung der europäischen Volks-

wirtschaften kein Zurück in der europäischen Integration erlaubt. Die 

Wertschöpfungsketten innerhalb Europas verlaufen grenzüberschreitend, 

wie sich auch an der starken EU-Binnenmarktorientierung Deutschlands 

zeigt. Ebenso halten mittlerweile unzählige Unternehmen und Banken 

Beteiligungen an Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten. Dies alles 

führt dazu, dass ein Auseinanderdriften des EU-Binnenmarktes und erst 

Recht ein Auseinanderbrechen der Euro-Zone erhebliche Auswirkungen 

auf die Wirtschaft in ganz Europa und damit auch in den prosperierenden 

Regionen Europas haben würde. Nur ein gemeinsamer europäischer 

Markt bietet den europäischen Unternehmen die Grundlage dafür, auch 

im globalen Wettbewerb zu bestehen.
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Handlungsempfehlung: Vertiefung der Wirtschafts- und  

Währungsunion 

Deutschland sollte sich engagiert für eine Vertiefung der bestehenden 

Wirtschafts- und Währungsunion einsetzen. Die historische Entscheidung 

für eine gemeinsame Währung sollte nun um eine engere Abstimmung 

der Wirtschaftspolitiken ergänzt werden. Nur wenn sämtliche Länder der 

Euro-Gruppe eine leistungsfähige und im Wettbewerb gut aufgestellte 

Volkswirtschaft vorweisen können, kann vermieden werden, dass die 

Unterstützungszahlungen an die krisengeschüttelten Länder eskalieren 

und die Stabilität des Euro ins Wanken gerät. Ungeachtet der Maßnah-

men, die im Zusammenhang mit Griechenland, Irland und Portugal noch 

zu ergreifen sind, lässt sich eine Wiederholung der Euro-Krise nur durch 

eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig vermeiden, zu der 

alle EU-Mitgliedstaaten, insbesondere die Länder der Euro-Gruppe, bei-

tragen müssen.

Die Maßnahmen, welche die Europäische Union derzeit im Zusammen-

hang mit einer regelmäßigen Budgetüberprüfung der Mitgliedstaaten 

(„Europäisches Semester”) verhandelt, bilden eine wichtige Grundlage 

für die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion, gewährleisten 

jedoch noch keine strukturelle wirtschaftliche Gesundung der europä-

ischen Volkswirtschaften. Die Vereinbarungen der europäischen Staats- 

und Regierungschefs im Rahmen des Euro Plus-Paktes umfassen bereits 

mutige Schritte in die richtige Richtung, sind aber bislang noch zu un-

bestimmt ausgestaltet. Nach dem Euro Plus-Pakt sollen zukünftig Ziel-

vorgaben für wichtige wirtschaftliche Parameter der nationalen Wettbe-

werbsfähigkeit auf höchster Ebene erörtert werden. Um die europäischen 

Staaten aus der Wirtschaftskrise herauszuführen und auch deren politi-

sche Handlungsfähigkeit nachhaltig zu sichern, bedarf es daher einer 

noch engeren wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit, die über die bis-

herigen Regelungen für den europäischen Binnenmarkt hinausgeht und 

damit eine neue Stufe der europäischen Integration darstellt.

Der richtige europapolitische Weg kann dabei allerdings nicht in einem 

bloßen Mehr an europäischen Regelungen liegen. Die Mitgliedstaaten  

der EU sollten sich bei der engeren Abstimmung in der Wirtschaftspolitik 

vielmehr konsequent auf die Maßnahmen konzentrieren, die für die 

Stabilität der gemeinsamen Währung und den Zusammenhalt des Euro-

Raums notwendig sind. Hiermit können dann auch Politikbereiche ver-

bunden sein, die bislang gar nicht oder kaum von europäischen Rege-

lungen betroffen sind. So sollten in einer gemeinsamen europäischen 

Wirtschaftspolitik auch verbindliche Vorgaben für die grundsätzlichen 

Strukturen und Eckdaten der sozialen Sicherungssysteme gemacht 

werden, solange sich diese Vorgaben auf Mindeststandards beschränken. 

Auch sollten beispielsweise gemeinsame Grundlagen in der Steuerpolitik 

gewährleisten, dass die Mitgliedstaaten über die für ihre eigene Hand-

lungs- und Überlebensfähigkeit erforderlichen Steuereinnahmen verfü-

gen, ohne einen Wettbewerb in diesem Bereich von vornherein auszu-

schließen.

Für den Fall, dass ein hochverschuldetes Mitglied der Euro-Zone trotz 

finanzieller Unterstützung nicht die erforderlichen Maßnahmen zur Sanie-

rung seines Etats ergreift, sollten die Staats- und Regierungschefs der 

Euro-Länder das Recht erhalten, mit Mehrheitsentscheidung in Zusam-

menarbeit mit der EU-Kommission und der EZB auf die wichtigen Haus-

haltsentscheidungen und für Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbs-

fähigkeit des betreffenden Landes durchgreifenden Einfluss nehmen  

zu können, wenn dies unabdingbar ist, um die Stabilität des Euro-Wäh-

rungsgebiets insgesamt zu wahren. Die Union muss in die Lage versetzt 

werden, Verstöße gegen die Regeln der Wirtschafts- und Währungsunion 

eines Mitgliedslandes , die den Euro-Ländern insgesamt schaden, recht-

zeitig korrigieren zu können. Zugleich wird durch ein solches Recht die 

Koordination von fiskalpolitischen Entscheidungen gestärkt. Das Haus-

haltsrecht der nationalen Parlamente wird dadurch – mit Ausnahme des 

„Sündenfalls” – nicht eingeschränkt.

Ohnehin muss sich die Schaffung einer umfassenden Wirtschafts- und 

Währungsunion streng am Maßstab des Subsidiaritätsgrundsatzes orien-

tieren. Neue europäische Vorgaben, die sich nicht überzeugend und ein-

deutig mit der Stabilität des europäischen Währungsraumes begründen 

lassen, werden keine Akzeptanz finden und das Ansehen Europas ins-

gesamt beschädigen. Das Spannungsfeld zwischen Subsidiarität und 

politischer Union lässt sich auch in der Wirtschafts- und Währungspolitik 

nur schwer auflösen. Angesichts der Größe und Vielfältigkeit Europas 

lässt sich die wirtschaftliche Entwicklung vielfach besser auf der Ebene 

der Mitgliedstaaten – oder noch kleinerer Einheiten, wie den Bundes-

ländern, Kantonen oder Regionen – als von Brüssel aus steuern. Europa 

profitiert von einem Wettbewerb unterschiedlicher wirtschaftspolitischer 

Ausgestaltungen und neuer Ideen, wie er auch dem Grundgedanken der 
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sozialen Marktwirtschaft entspricht. Dem kann – im Sinne einer „Flexibi-

lisierung der europäischen Integration” – zum Beispiel auch mit zeitlich 

befristeten oder räumlich begrenzten Regelungen Rechnung getragen 

werden.  

Handlungsempfehlung: Transparenz und Interessenausgleich stärken

Die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion sollte nicht allein  

von den Regierungen der Mitgliedstaaten ausgehen, sondern das Euro-

päische Parlament und die Kommission verstärkt einbinden. Zu Beginn 

des Prozesses mag der im Euro Plus-Pakt vorgesehene Peer Review-

Mechanismus („Unionsmethode”) der richtige Ansatz sein, für den Weg 

der weiteren wirtschaftspolitischen Integration bis zum Ende des laufen-

den Jahrzehnts greift er jedoch zu kurz. 

Die Verständigung der Europäer über eine Economic Governance sollte 

im Rahmen des erprobten europäischen Institutionengefüges erfolgen, 

das durch die Gemeinschaftsmethode geprägt ist. Trotz aller Kritik an  

den Brüsseler Strukturen lassen sich die Entscheidungsprozesse für 

Bürger, Medien und insbesondere nationale Parlamente besser verfolgen 

und begleiten als die Koordination hinter verschlossenen Türen auf der 

Ebene der Staats- und Regierungschefs. Zudem lassen sich in diesen 

Prozess die vielfältigen gesellschaftlichen Interessen in Europa – von  

den Gewerkschaften über Parteien bis zu Unternehmen – besser berück-

sichtigen. Und schließlich sitzen hier auch die Länder, die noch nicht  

der Euro-Zone beigetreten sind, mit am Tisch. Sie können, indem sie  

den Weg der vertieften wirtschaftspolitischen Integration mitgehen, eine 

zukünftige Aufnahme in die Euro-Zone vorbereiten. Die Europaabgeord-

neten und Kommissare, die aus Nicht-Euro-Ländern stammen, sollten 

sich allerdings zu einer Stimmenthaltung verpflichten, sofern innerhalb 

der Euro-Gruppe bereits ein Konsens besteht und die Maßnahmen in  

den Institutionen ansonsten keine Zustimmung erhalten würden. Sofern 

ein Nicht-Euro-Land einer Regelung nicht zustimmt, findet diese dement-

sprechend keine Anwendung (Opt-out).

Die für diesen Weg erforderlichen Kompetenzen der Europäischen Union 

verlangen mittelfristig eine erneute Reform der europäischen Verträge, 

um über den unverbindlichen Euro Plus-Pakt hinausgehen zu können.  

Es hat sich in der Vergangenheit oftmals als sehr schwierig erwiesen,  

die Zustimmung hierfür in den nationalen Parlamenten und in einigen 

Ländern auch in Referenden zu erhalten. Umso wichtiger ist die präzise 

Beschreibung der europäischen Kompetenzen. Ohne geeignete Struk-

turen, mit denen sich ganz Europa im globalen Wettbewerb behaupten 

kann, droht jedoch ein Auseinanderfallen mindestens des Euro-Raumes, 

zum Beispiel durch die Ausgliederung eines wettbewerbsfähigen Kern-

europas mit neuer Euro-Währung. Für den Zeitraum bis zu einer Ver-

tragsrevision lässt sich eine stärkere Einbindung von Parlament und 

Kommission bereits durch Übereinkünfte zwischen den europäischen 

Organen (sog. interinstitutionelle Vereinbarungen) sicherstellen, bei  

der die nationalen Parlamente ebenfalls zu beteiligen sind. Dies bietet 

zudem den Vorteil einer erhöhten Flexibilität, um Erfahrungen für die 

Vertragsgestaltung zu sammeln.

Handlungsempfehlung: Bessere Vermittlung der EU-Wirtschaftspolitik

Um die erforderlichen Vertragsreformen zu erreichen, sollten die Ent-

scheidungsträger offensiv für die neuen Integrationsstufen im Rahmen 

der Wirtschafts- und Währungsunion werben. Aber auch ungeachtet 

dieser Gesamtaufgabe lässt sich die neue EU-Wirtschaftspolitik nur 

umsetzen, wenn sie in den Mitgliedstaaten auch verstanden und grund-

sätzlich akzeptiert wird. Die Bundesregierung sollte die deutschen For-

derungen zur EU-Wirtschaftspolitik sowie gefundene Kompromisse klarer  

in der Öffentlichkeit kommunizieren. Durch häufigere und konkretere 

Redebeiträge im öffentlichen Teil der Ratssitzungen, insbesondere des 

EcoFin-Rates, könnte die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag zur 

europäischen Debattenkultur leisten.

Darüber hinaus sollte der Bundestag über die Entwicklung der Währungs-

union und milliardenschwere Unterstützungsmaßnahmen im Plenum ent-

scheiden. Es handelt sich hierbei um wesentliche gesamtgesellschaftliche 

Fragestellungen, die von der Bundesregierung eine besondere Überzeu-

gungsarbeit verlangen und eine Verantwortungsübernahme durch sämt-

liche Abgeordnete erfordert.
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3.2 Europäische Öffentlichkeit stärken 

Über die bessere Vermittlung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen 

hinaus sollte die deutsche Europapolitik insgesamt zu einer stärkeren 

europäischen Öffentlichkeit beitragen. Ohne eine breitere öffentliche 

und mediale Aufmerksamkeit, die den weitreichenden Brüsseler und 

Straßburger Entscheidungen bis 2020 und darüber hinaus zuteilwird, 

werden diese Beschlüsse keine nachhaltige Akzeptanz in der Bevölkerung 

finden und sich somit kaum als tragfähig erweisen. Dabei wird es schon 

aufgrund der Sprachenvielfalt weder möglich noch erstrebenswert sein, 

die politischen Debatten nunmehr von den nationalen Hauptstädten 

vollkommen nach Brüssel und Straßburg umzusiedeln. Entscheidend  

ist jedoch, dass die auf europäischer Ebene anstehenden Maßnahmen 

überhaupt in der öffentlichen Diskussion wahrgenommen werden. Bislang 

werden Kritik und Zustimmung nur in unzureichendem Maße rechtzeitig 

eingebracht, was zur nachträglichen Unzufriedenheit mit „Brüsseler” Ent-

scheidungen beiträgt.

Dies sind jedoch vor allem grundsätzliche, die europäische Demokratie 

betreffende Überlegungen. Von größerer praktischer Bedeutung ist, dass 

sich die deutsche Politik insgesamt bewusst wird, dass die Ausgestaltung 

nicht nur der Wirtschaftspolitik, sondern auch der zahlreichen Nachbar-

gebiete zukünftig eine noch stärkere europäische Dimension haben wird. 

Um Unterstützung für die eigenen Positionen zu gewinnen, muss über  

die nationalen Gremien hinaus auch im europäischen Verbund Überzeu-

gungsarbeit geleistet werden. Indem deutsche Interessen in öffentlich 

wahrnehmbarer Weise in die europäischen Diskussionen eingebracht 

werden, kann im Übrigen auch ein Beitrag dazu geleistet werden, dass 

sich in Deutschland keine populistischen Bewegungen mit antieuropä-

ischer Programmatik etablieren, wie sie bereits in zahlreichen anderen 

Ländern zu beobachten sind.

Handlungsempfehlung: EU-Parteipolitik stärken

Um sowohl europapolitische Themen stärker in den Blickpunkt der Öf-

fentlichkeit zu rücken als auch Unterstützung für die eigenen Positionen 

zu finden, sollten von der deutschen Europapolitik in stärkerem Maße als 

bislang parteipolitische Kooperationen auch auf der europäischen Ebene 

ausgehen. Insbesondere CDU und CSU steht mit der Europäischen Volks-

partei (EVP) ein etabliertes Parteienbündnis zur Verfügung. Mit einer in 

der EVP abgestimmten Position steigen die Erfolgschancen, diese Position 

in den europäischen Institutionen durchzusetzen und auch in den natio-

nalen Parlamenten jeweils Unterstützung zu erhalten. Wie sich am Bei-

spiel der Griechenlandkrise zeigt, können auch in einem solchen Prozess 

noch politische Divergenzen zwischen verschiedenen Mitgliedern einer 

Parteienfamilie auftreten. Dennoch bieten die bestehenden Kontakte 

Möglichkeiten, auf die innerparteiliche Willensbildung einzelner Mitglieds-

parteien einzuwirken und unter Umständen an ihre europäische Verant-

wortung zu appellieren. 

Die Bedeutung der Parteienfamilien sollte nicht nur im Europäischen 

Parlament, sondern ebenso in Rat und Kommission berücksichtigt wer-

den. Auch wenn die mitgliedstaatlichen Regierungen im Rat vor allem 

nationale Interessen einbringen, sind ihre Regierungen gleichwohl partei-

politisch besetzt. Eine parteipolitische Koordination, wie sie die EVP vor 

den EU-Gipfeln und einer Reihe von Fachministerräten erfolgreich prak-

tiziert, stärkt die eigene Durchsetzungsfähigkeit. Auch die Kommission 

wird trotz ihres auf das gemeinsame Unionsinteresse ausgerichteten 

Auftrages zunehmend nach parteipolitischen Gesichtspunkten besetzt. 

Demgemäß sollte die EVP auch in den Wahlkämpfen für das Europäische 

Parlament ihre Kandidaten für die europäischen Spitzenpositionen ge-

meinsam nach vorne stellen, um die begrenzte mediale Aufmerksamkeit 

für die Europawahl für sich zu nutzen (siehe unten „Auswahl des Spitzen-

personals professionalisieren”).

Schließlich sollte auch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion die enge Ab-

stimmung mit den EVP-Parlamentsfraktionen in anderen Ländern suchen, 

insbesondere mit der Bürgerplattform (PO) im polnischen Sejm und der 

UMP-Fraktion in der französischen Assemblée Nationale. Dies stärkt die 

Einflussmöglichkeiten im Hinblick auf europäische Entscheidungsprozesse 

und verspricht eine verstärkte mediale Aufmerksamkeit

Handlungsempfehlung: Auswahl des Spitzenpersonals 

professionalisieren

Deutschland sollte sich dafür einsetzen, dass die Auswahl der führenden 

Repräsentanten auf europäischer Ebene weniger nach regionalem Propor-

zschlüsseln erfolgt, sondern vielmehr – neben den erforderlichen Quali-

fikationen – auch die jeweiligen politischen Mehrheiten widerspiegelt.  

Oft wurde die Verteilung der Spitzenpositionen weder der Bedeutung des 
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jeweiligen Amtes gerecht noch förderte sie die Auswahl von – im jeweili-

gen parteipolitischen Spektrum verfügbaren – qualifizierten Kandidaten. 

Zudem verwässert das bisherige Verfahren die Bedeutung der Wahlen 

zum Europäischen Parlament und verhindert, dass sich auch in der brei-

teren europäischen Öffentlichkeit „Europaköpfe” etablieren.

Die Unionsbürger müssen in den Europawahlen über den Kommissions-

präsidenten entscheiden können. Der Parlamentspräsident sollte über  

die gesamte Wahlperiode aus der stärksten Fraktion stammen. Bei der 

Auswahl des Hohen Beauftragten ist auf dessen außen- und sicherheits-

politische Erfahrung zu achten. Eine Direktwahl ist in diesem Fall nicht 

erforderlich, doch könnte der Hohe Beauftragte, der seit dem Vertrag  

von Lissabon ja auch Vizepräsident der Kommission ist, als running mate 

des Kommissionspräsidenten auftreten. Das würde die demokratische 

Legitimation dieses für die EU so wichtigen Amtes entscheidend verbes-

sern.

Handlungsempfehlung: Strategiedebatten zur GASP anstoßen

Unterschiedliche Überzeugungen der Europäer zu wichtigen politischen 

Fragen treten insbesondere in der Außen- und Sicherheitspolitik immer 

wieder zu Tage. In der Frage der Beteiligung am Irakkrieg 2003, bei der 

Fortführung des Afghanistan-Einsatzes und im Zusammenhang mit dem 

Libyen-Einsatz haben die Europäer keine gemeinsame Linie gefunden, 

obwohl sie in gleicher Weise von den Bedrohungen betroffen waren.  

Dies ist nicht zuletzt Ausdruck fehlender europäischer Strategiedebatten, 

in der – ungeachtet der Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls – die 

Rahmenbedingungen eines europäischen Vorgehens erörtert und vorge-

zeichnet werden.

Außen- und sicherheitspolitische Situationen, in denen die Europäer sich 

positionieren müssen, sind bis zum Ende des Jahrzehnts weiterhin zu 

erwarten, zumal die Vereinigten Staaten in Zukunft von Europa eine 

größere Bereitschaft fordern werden, militärische Verantwortung für 

seine eigene Sicherheit und für globale Stabilität zu übernehmen. Um  

für solche Situationen besser als in der Vergangenheit vorbereitet zu 

sein, sollten strategische Debatten in der Europäischen Union vorange-

trieben werden. Dies sollte sowohl vom Hohen Beauftragten als auch  

von den mitgliedstaatlichen Regierungen in die Wege geleitet werden, 

indem beispielsweise sowohl im Europäischen Parlament als auch in den 

nationalen Parlamenten die bevorstehenden sicherheitspolitischen  

Herausforderungen zum Gegenstand institutionalisierter Debatten ge-

macht werden. Dadurch würde es auch den Medien leichter fallen, die 

mitgliedstaatlichen und die europäische Debatte zueinander in Beziehung 

setzen. Dies kann ein wichtiger Bestandteil einer stärkeren öffentlichen 

Wahrnehmung der Europäischen Union und Grundlage für eine weithin 

akzeptierte Positionierung in Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik 

sein (siehe ausführlicher dazu 4.2).

3.3 Vielfalt Europas bewahren

Weitere Integrationsschritte werfen immer auch die Frage auf, wie sich 

die Vielfalt der EU-Mitgliedstaaten – sowohl in wirtschaftlicher und politi-

scher als auch in kultureller Hinsicht – bewahren lässt. Angesichts unter-

schiedlicher Bereitschaft und Fähigkeiten innerhalb der EU, mit der euro-

päischen Integration voranzuschreiten, haben sich Verfahren für unter-

schiedliche Integrationstiefen etabliert. Insbesondere das Schengen-Ab- 

kommen und die Gemeinschaftswährung haben Europäern die Vorzüge 

eines freien und geeinten Europas vor Augen geführt. Trotz der beste-

henden Währungsunsicherheiten und der Abschottungsüberlegungen 

einzelner Mitgliedstaaten werden diese Modelle daher in den nächsten 

Jahren weiterhin attraktiv sein. Zudem sind zukünftig Kooperationen in 

weiteren Bereichen, zum Beispiel der für Industrieländer wie Deutschland 

besonders bedeutsamen Energie- und Rohstoffsicherheit, denkbar. Die 

Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion fordert die Viel-

falt Europas allerdings in besonderer Weise heraus, denn wirtschaftspoli-

tische Vorgaben der EU greifen erheblich in mitgliedstaatlich besonders 

ausdifferenzierte Politikbereiche ein, zum Beispiel im Bereich des Renten-

eintrittsalters. Was bedeuten diese Erwartungen nun für die deutsche 

Europapolitik des kommenden Jahrzehnts?

Handlungsempfehlung: Verantwortungsvolle deutsche Europapolitik

Die deutsche Europapolitik hat das besondere wirtschaftliche Gewicht 

Deutschlands zu berücksichtigen, das in den kommenden Jahren im 

Euro-Raum angesichts des derzeitig stabilen Aufschwungs Deutschlands 

und bislang ungelöster struktureller Probleme in anderen EU-Mitglied-

staaten noch zunehmen wird. Deutschland sollte sich daher nachdrücklich 

gegenüber anderen Mitgliedstaaten für die Vertiefung der Wirtschafts- 

und Währungsunion einsetzen. Da in der deutschen Öffentlichkeit seit 
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mehreren Jahren der Wunsch nach einer deutlicheren Formulierung  

der eigenen Interessen zu vernehmen ist, sollte Deutschland künftig die 

Bedeutung dieser vertieften Union stärker aus dem nationalen Interesse 

herleiten:  Deutschland hat ein gewichtiges Interesse an einem funk-

tionsfähigen und freien Binnenmarkt und guten nachbarschaftlichen 

Beziehungen. Ein starrer Blick auf deutsche Beweggründe in europapoli-

tischen Einzelfragen wird diesem übergeordneten Ziel langfristig nicht 

gerecht.

Wie drückt sich diese Verantwortung der deutschen Europapolitik kon-

kret aus? Zum einen sollte sich Deutschland bei der Ausarbeitung der 

Economic Governance um eine enge Einbindung der kleinen und mitt-

leren Mitgliedstaaten bemühen, um etwaigen Sorgen vor einer Über-

macht des größten Mitgliedstaates im Verbund mit der weiter wachsen-

den Bedeutung Brüssels zu begegnen. Dies ist auch deswegen vernünf-

tig, weil Deutschlands Position zwar faktisch wachsen mag, die Stimmen- 

verhältnisse in den europäischen Institutionen diese Entwicklung aber 

nicht widerspiegeln. Keineswegs sollte dabei der Ansatz aufgegeben 

werden, dass sich die Überlegungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-

keit an den jeweils erfolgreichsten Mitgliedstaaten zu orientieren haben 

(benchmark against the best). Die spezifische Ausgestaltung muss aber 

zugleich genügend Raum für die nationalen Besonderheiten lassen. 

Eine verantwortungsvolle deutsche Europapolitik wird sich immer auch 

durch eine enge Abstimmung mit Frankreich und Polen auszeichnen. 

Gelingt es Deutschland, in inhaltlichen Fragen mit diesen beiden Nach-

barländern Übereinstimmung zu erzielen, strahlt dies auch auf andere 

Mitgliedstaaten aus und erleichtert die Konsensfindung in der gesamten 

Union, denn im Weimarer Dreieck sind bereits wichtige Interessen der 

gesamten EU vertreten. Wie sich an der Einbindung Polens zeigt, sollte 

eine weitergehende wirtschaftspolitische Integration auch denjenigen 

Ländern offen stehen, die noch nicht Mitglied der Euro-Gruppe sein 

können oder wollen. Dies entspricht dem wirtschaftlichen Interesse 

Deutschlands an einem funktionierenden und auf globaler Ebene wett-

bewerbsfähigen Binnenmarkt.

Handlungsempfehlung:  

Unterschiedliche Integrationsgeschwindigkeiten nutzen

Soweit eine weitergehende politische Zusammenarbeit in bestimmten 

Bereichen aus deutscher Perspektive sinnvoll ist, zum Beispiel im Bereich 

der militärischen Aufgabenverteilung (Pooling und Sharing), aber auch 

im Klima- und Umweltschutz oder in der Beaufsichtigung der Finanz-

märkte sollte Deutschland zusammen mit weiteren Mitgliedstaaten die 

Möglichkeiten, die das europäische Vertragswerk für unterschiedliche 

Integrationsgeschwindigkeiten bereithält, umfassend nutzen. Dies gilt 

ebenso für wirtschaftspolitische Bereiche, denn Deutschland sollte die 

bestehenden Chancen zur Stärkung seiner Wettbewerbsfähigkeit auch 

dann ergreifen können, wenn noch nicht sämtliche Mitgliedstaaten hierzu 

bereit sind.

Deutschland sollte dabei aber immer deutlich machen, dass dies nicht 

der Bildung eines abgeschotteten Kerneuropas dient und immer Frank-

reich und Polen in derartige Initiativen einbezogen sein müssen. Wech-

selnde Koalitionen sind bei einer solchen „projektorientierten Europa-

politik” hilfreich und auch unvermeidbar, wobei das Weimarer Dreieck 

Vorrang hat. Denn für unterschiedliche Politikfelder bringen unterschied-

liche Partner innerhalb der EU verschiedene Stärken und Kapazitäten mit.

3.4 �Im Einzelfall mehr Europazuständigkeiten  

wagen

Trotz vielfacher Kritik an einem Brüsseler Zentralismus sollte sich 

Deutschland in seiner Europapolitik neuen Zuständigkeiten der Euro-

päischen Union nicht kategorisch verweigern, sondern sie im Falle  

eines erkennbaren und messbaren Mehrwertes zulassen und fördern.  

Mit einem Beharren auf nationaler Souveränität gewinnen die EU-Mit-

gliedstaaten nichts, wenn sie selbst nicht (mehr) in der Lage sind, ihren 

Bürgern adäquate Antworten auf die jeweiligen Probleme zu geben.  

Den Sorgen vor einem ausufernden Zentralismus sollte in diesen Fällen 

nicht mit einer kategorischen Ablehnung, sondern mit einer präzisen 

Begrenzung der auf die supranationale Ebene transferierten Kompeten-

zen und insbesondere – wie oben beschrieben – einer transparenten  

und öffentlichen Begleitung der europäischen Abstimmungsprozesse 

begegnet werden. Leitschnur muss dabei stets die Handlungsfähigkeit 

der EU sein. Nur wenn Europa seine vielfältigen Mandate erfolgreich 
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umsetzt, wird die Europaskepsis weichen (integration by outcomes). 

Europa kann heute nicht einfach als Friedensprojekt kommuniziert  

werden, sondern nur als erprobtes und erfolgreiches Regelungsprojekt 

zur Rückgewinnung von (nationaler und europäischer) Lösungskompe-

tenz in der Welt.

Handlungsempfehlung: Gemeinsame Strategie der Energieversorgung

Eines der Handlungsfelder, auf denen sich die Europäer stärker zusam-

menschließen sollten, ist die Energieversorgung. Angesichts einer ohne-

hin bestehenden gegenseitigen Abhängigkeit in der Strom- und Energie-

versorgung sollte der europäische Binnenmarkt für Strom und Gas voll-

endet werden. Nicht zuletzt der für Deutschland beschlossene Ausstieg 

aus der Nutzung der Kernenergie und die hierdurch entstehende Energie-

verknappung machen es erforderlich, dass die Versorgungsstrategien  

eng miteinander abgestimmt werden. Dies betrifft nicht nur technische 

Fragestellungen, sondern verlangt insbesondere im Hinblick auf die welt-

weite und möglichst diversifizierte Beschaffung von Erdgas und Stein-

kohle, dass Europa gegenüber den entsprechenden Förderländern, wie 

vor allem Russland, gemeinsam auftritt. 

Zudem ist eine gemeinsame Energieversorgungsstrategie erforderlich, 

um in Europa einen verlässlichen Rahmen für die erforderlichen Investi-

tionen zu schaffen. Um das energiepolitische Zieldreieck Versorgungs-

sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Umweltverträglichkeit zu gewähr-

leisten, müssen sich alle EU-Mitglieder auf gemeinsame Anforderungen 

und Anreize für Kraftwerksneubauten, den Ausbau von Stromtrassen  

und die Entwicklung von smart-grid-Technologien sowie die ausgleichen-

de Nutzung von erneuerbaren Energien an den jeweils dafür am besten 

geeigneten Standorten inklusive Offshore-Windanlagen verständigen. 

Dies kann die Versorgungssicherheit Europas und insbesondere der 

hiesigen Industrie nachhaltig stärken und damit einen wesentlichen 

Beitrag zur globalen Wettbewerbsfähigkeit leisten.

Darüber hinaus sollte Deutschland für eine Reform des Euratom-Vertrag 

eintreten, wobei neben der Festlegung verbindlicher Sicherheitsstandards 

als Rahmenbedingungen für eine friedliche Nutzung der Kernenergie die 

Integration in den Vertrag von Lissabon angestrebt werden sollte.

Handlungsempfehlung: Krisenreaktionsfähigkeit verbessern

Ein weiterer Bereich, in dem sich die Europäische Union besser aufstellen 

sollte, sind ihre Fähigkeiten, auf neue Entwicklungen globalen Ausmaßes 

kurzfristig reagieren zu können. Solche Entwicklungen können sich vor 

allem in den Bereichen der Außenpolitik, der Entwicklungspolitik, der 

Terrorismusbekämpfung sowie bei Pandemien ergeben. Mit Blick auf die 

jüngsten weltpolitischen Ereignisse können hier auch Fragen der Reaktor-

sicherheit und der Flüchtlingspolitik genannt werden. 

Der Kommission sollte gemeinsam mit dem Hohen Beauftragen die Mög-

lichkeit eingeräumt werden, Sondermaßnahmen auch dann initiieren zu 

können, wenn zunächst keine EU-Zuständigkeiten gegeben sind, aber  

ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten von vornherein aussichts-

los erscheint. Ebenso sollten die Handlungsmöglichkeiten der EU dort 

erweitert werden, wo – wie zum Beispiel im Bereich der Reaktorsicherheit 

– europäische Kompetenzen zwar bereits grundsätzlich bestehen, vor 

einem abgestimmten europäischen Handeln aber zunächst ein langwie-

riger Entscheidungsprozess zu durchlaufen wäre. In diesen Fällen sollte 

es der Kommission möglich sein, pragmatische Lösungen kurzfristig in 

die Wege zu leiten („Notfallkompetenz”). Da diese Maßnahmen nicht  

dazu dienen sollen, Kompetenzen langfristig auf die europäische Ebene 

zu verlagern, sind sie zeitlich zu befristen. Die nationalen Parlamente 

sollten zudem weiterhin ihre Veto-Mechanismen einsetzen können. Ein 

solches – unter Aufsicht der Mitgliedstaaten stehendes – Handlungsrecht 

der EU soll sicherstellen, dass Europa in Krisensituationen handlungsfähig 

ist.

Handlungsempfehlung: Einführung einer EU-Steuer ab 2020

Sowohl um wachsende Zuständigkeiten auf europäischer Ebene zu finan-

zieren als auch um die Transparenz der europäischen Mittelverwendung 

zu stärken, sollte sich Deutschland für die Einführung einer EU-Steuer 

einsetzen. Dies wird frühestens in der übernächsten mittelfristigen  

Finanzplanung (2020 bis 2026) möglich sein und zweifelsohne auf  

Widerstand stoßen. Dennoch ist die EU-Steuer für die Akzeptanz und 

Handlungsfähigkeit der Europäischen Union sinnvoll, soweit sie zu keiner 

finanziellen Mehrbelastung der Unionsbürger führt. 
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Eine EU-Steuer kann, auch wenn deren Einziehung weiterhin über die 

nationalen Steuerbehörden erfolgen wird, die Rechenschaftspflicht der 

Kommission erhöhen. Sie bietet Anhaltspunkte für die drängenden  

Fragen vieler Bürger: Wie viel kostet mich die Europäische Union jähr-

lich? Sind die EU-Fördergelder richtig und angemessen eingesetzt wor-

den? Sind der Umfang und die Ausstattung der EU-Agenturen tatsächlich 

erforderlich? Wenn die Beantwortung dieser auch schon heute gestellten 

Fragen zukünftig mit größerem Interesse wahrgenommen wird, weil sich 

die Bürger verstärkt als europäische Steuerzahler sehen, wird dies das 

Verständnis für den Mehrwert der europäischen Einigung erhöhen.

3.5 Äussere Grenzen der Union beachten

Die Gestaltung der Erweiterungspolitik der Europäischen Union wird  

auch bis zum Jahre 2020 ein wesentlicher Bestandteil der deutschen 

Europapolitik sein. Bis zum Ende des Jahrzehnts wird Kroatien – und 

möglicherweise auch Island – EU-Mitgliedstaat geworden sein. Auch  

in weiteren Westbalkan-Staaten dürfte sich eine verhalten positive Ent-

wicklung abzeichnen und den Wunsch nach der Mitgliedschaft in der 

Europäischen Union verstärken. Für einen Beitritt weiterer Staaten  

bedarf es jedoch eines breiten gesellschaftlichen Konsenses in den EU-

Mitgliedstaaten. Dieser ist durch die geringen Fortschritte der beiden 

letzten Beitrittsländer, Bulgarien und Rumänien, bislang nicht vorhanden. 

Von besonderer Bedeutung werden auch die Beitrittsverhandlungen mit 

der Türkei sein. Ob hierbei allerdings erhebliche Fortschritte zu verzeich-

nen sein werden, erscheint angesichts auch bis 2020 wohl ungeklärter 

politischer Schlüsselfragen, insbesondere zur Anerkennung Zyperns, 

äußerst fraglich. Nicht zuletzt aufgrund der Entwicklungen in Nordafrika 

wird die strategische Bedeutung der Türkei für die europäische Außen- 

und Sicherheitspolitik aber weiter zunehmen und daher eine Verständi-

gung verlangen.

Handlungsempfehlung: Keine Aufweichung der Beitrittskriterien

Für die Beitrittsperspektiven der Nachbarländer im Westbalkan und  

im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) besteht mittlerweile ein viel-

fach erprobtes Vorbereitungs- und Verhandlungsinstrumentarium,  

so dass diese Prozesse eher nüchtern ablaufen können. Die deutsche 

Europapolitik sollte aber besonderes Gewicht darauf legen, dass einer 

Aufweichung der Beitrittskriterien entgegengewirkt wird. Zur weiteren 

Stabilisierung der Region und aufgrund der eigenen Verpflichtungen soll-

te die Beitrittsperspektive für diese Staaten aber zweifelsohne erhalten 

bleiben. Die Beitrittskriterien müssen strikt erfüllt werden. Diese Bedin-

gung sollte der Deutsche Bundestag in jeder Stellungnahme vor Beginn 

von Beitrittsverhandlungen deutlich machen, und er sollte in jedem 

seiner Berichte zur Ratifizierung eines Beitrittsvertrages (beginnend 

mit Kroatien) begründen, warum die Beitrittskriterien strikt erfüllt sind.

Ebenso muss dem Kriterium der Aufnahmefähigkeit der Europäischen 

Union Rechnung getragen werden. Damit dieser Aspekt seine Bedeu- 

tung behält und nicht entkräftet wird, sollte die EU unter Leitung der EU-

Kommission innerhalb der nächsten zwei Jahre und vor dem Abschluss 

der Verhandlungen mit weiteren Beitrittskandidaten ein gemeinsames 

Verständnis herausarbeiten, unter welchen Bedingungen von einer Auf-

nahmefähigkeit der EU die Rede sein kann. Entscheidende Maßstäbe 

dafür sollten sowohl die Handlungsfähigkeit der EU als auch die Akzep-

tanz der Unionsbürger gegenüber weiteren EU-Erweiterungen sein.

Handlungsempfehlung: Gesellschaftliche Akzeptanz einer wachsenden 

Union 

Um politisch als richtig erkannte Erweiterungen zu ermöglichen, muss  

die EU die gesellschaftliche Akzeptanz der Bürger dafür gewinnen. Das 

macht es erforderlich, einerseits die wirtschaftliche Entwicklung in den 

beiden jüngsten Mitgliedstaaten Bulgarien und Rumänien voranzutreiben 

und ihren politischen und kulturellen Beitrag zur europäischen Gemein-

schaft zu verdeutlichen. Andererseits sollte die Europäische Union sig-

nalisieren, dass sie aus dem – möglicherweise verfrühten – Beitritt 

Bulgariens und Rumäniens gelernt hat und für die Länder des West-

balkans und gegebenenfalls weiterer Regionen effektivere Mechanismen 

bereitstellen wird, um die Übernahme des acquis communautaire auch 

nach einem Beitritt zu sichern.

Darüber hinaus sollte die EU verstärkt flexible Ausgestaltungen einer 

möglichst engen Anbindung von Kandidatenländern in Erwägung ziehen, 

wenn sich die Union als nicht aufnahmefähig erweist. Die Zusammen-

arbeit mit der Schweiz zeigt, dass beide Seiten auch unterhalb der Ebene 

einer Vollmitgliedschaft erfolgreich zusammenarbeiten können, zum 

Beispiel im Rahmen des Luftverkehrsabkommens und des Schengener 
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Übereinkommens. Diese Instrumente sollten die Nachbarschaftspolitik 

ergänzen, um der EU neue Handlungsfähigkeit zu schaffen und Netz-

werke zu eröffnen.

Handlungsempfehlung: Türkei – Vorrang für Zwischenziele

Zu den europapolitischen Herausforderungen des nächsten Jahrzehnts 

wird es schließlich zählen, die in eine Sackgasse geratenen Beitritts-

verhandlungen mit der Türkei doch noch zu einem für alle Seiten an-

nehmbaren Ergebnis zu führen. Dies könnte über die Vereinbarung  

von Zwischenzielen erreicht werden, die bereits von allen Beteiligten 

implementiert werden. Wenn beispielsweise die bereits erfolgreich ver-

handelte Harmonisierung in Wissenschaft und Forschung umgesetzt  

wird, bietet dies sowohl der Türkei als auch der EU einen spürbaren 

Mehrwert und vermeidet eine Alles-oder-Nichts-Situation am Ende des 

Verhandlungsprozesses. Weitere Bereiche, in denen Zwischenschritte 

denkbar sind, könnten die Zusammenarbeit im Bereich der Bekämpfung 

von Terrorismus, Extremismus und organisiertem Verbrechen, der Schutz 

geistigen Eigentums und die Energiepolitik sein. Eine engere Koopera-

tion in diesen Einzelbereichen sollte auch eine institutionelle Anbindung 

erfahren. Diese könnte sich am EWR orientieren, dessen Mitglieder in  

der Brüsseler Praxis bereits eng an den Verhandlungen im Ministerrat 

beteiligt sind.

Um neues Momentum in die Türkeiverhandlungen zu bringen, bedarf  

es einer engagierten Initiative. Diese könnte zum Beispiel von Polen 

ausgehen, das in diesem zweiten Halbjahr 2011 die Ratspräsident- 

schaft innehat. Polen wird von der türkischen Regierung als verläss- 

licher Partner wahrgenommen und strebt eine aktivere, gestaltende  

Rolle in der EU an. Umso früher eine solche Initiative erfolgt und sich  

damit noch eine Politisierung der Diskussion im Umfeld der französi-

schen Präsidentschaftswahlen 2012 vermeiden lässt, umso nachhaltiger 

könnte diese wirken. Dafür muss Polen zunächst mit der gebotenen  

politischen Sensibilität um eine Zustimmung für das Konzept bei den 

europäischen Partnern – insbesondere Großbritannien, Frankreich  

und Deutschland – einerseits und bei der Türkei andererseits werben.  

In Absprache mit der nachfolgenden dänischen EU-Ratspräsidentschaft 

sollte die Einigung spätestens Anfang 2012 öffentlich gemacht werden, 

um den europäisch-türkischen Beziehungen noch vor Übernahme der 

Ratspräsidentschaft durch Zypern im zweiten Halbjahr 2012 eine solide 

und zukunftsorientierte Basis geben zu können.

4.  �Die Zukunft der trans- 
atlantischen Beziehungen 
und der Streitkräfte

Bildlich gesprochen, ruht die deutsche Außenpolitik auf  

zwei Pfeilern: auf vertrauensvollen Beziehungen innerhalb 

der Europäischen Union auf der einen sowie guten und 

berechenbaren transatlantischen Beziehungen auf der  

anderen Seite. Für die Verbesserung der transatlantischen 

Partnerschaft gelten wiederum zwei konstante Erwartun-

gen, insbesondere mit Blick auf die NATO als Kerninstitution 

dieser Partnerschaft: Erstens, die Europäer müssen (endlich) 

stärker zu einer ausgeglicheneren Lastenverteilung beitra-

gen, und zweitens müssen die Amerikaner den Europäern 

(endlich) mehr Mitspracherecht einräumen. Diese Erwartun-

gen sind mal mehr, mal weniger beherzigt worden, aber sie 

haben sich seit mehr als fünfzig Jahren nicht geändert und 

bleiben auch in Zukunft gültig. Die Umsetzung dieser Erwar-

tungen wird durch strukturelle Ursachen erschwert, die sich 

bis 2020 in unterschiedlichem Maße verändern werden. 

Eine dieser strukturellen Ursachen ist die außenpolitische 

Vielstimmigkeit der Europäischen Union, die eine wirksame, 

gleichberechtigte Mitsprache lange unmöglich gemacht hat. 

Mit den institutionellen Veränderungen des Lissabonner Ver-

trags sind im Bereich der GASP allerdings neue Grundlagen 

geschaffen worden, die vorsichtig optimistisch stimmen, 

dass sich bis 2020 die gemeinsame Handlungs- und Sprech-

fähigkeit der EU weiter verbessert. 
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Ein zweites strukturelles Hindernis ist die asymmetrische sicherheitspoli-

tische Abhängigkeit: Gerade aus der Perspektive der Staaten Mittel- und 

Osteuropas ist Europa nur eingeschränkt in der Lage, selbst für seine 

Sicherheit zu sorgen, während die USA zumindest die Sicherheit auf 

ihrem Kontinent auch ohne die Europäer gewährleisten können. Diese 

Asymmetrie wird bis 2020 erhalten bleiben, wobei die beidseitigen Ein-

sparungen im Verteidigungshaushalt angesichts des absoluten Niveaus 

die Europäer härter treffen und somit das Ungleichgewicht eher noch 

verstärken werden.

Eine dritte strukturelle Ursache liegt in der Veränderung des internatio-

nalen Systems (siehe Kapitel 1), die eine globale Ordnungsmacht wie  

die USA zur Neuausrichtung ihres strategischen Fokus zwingt. Schon seit 

dem Ende des Kalten Krieges ist zu beobachten, dass die USA sich weni-

ger mit Europa und mehr mit neuen Krisenregionen wie dem Nahen und 

Mittleren Osten befassen. Bis 2020 wird der Aufstieg Chinas und anderer 

Schwellenländer diesen Trend verstärken, wobei insbesondere die asia-

tisch-pazifische Region die Aufmerksamkeit der USA beanspruchen wird. 

Gerade aufgrund der Größe dieser strategischen Herausforderung sollte 

jedoch die transatlantische Partnerschaft an Bedeutung gewinnen, denn 

sowohl aus amerikanischer wie aus europäischer Perspektive gilt: Ein 

verlässliches, gewachsenes Bündnis, das auf einer ausgeprägten Werte-

partnerschaft beruht, ist unverzichtbar. Es stellt eine ebenso seltene wie 

notwendige Kraftreserve im Umgang mit neuen Machtzentren dar, die 

unsere Auffassung von Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 

Menschenrechten nicht teilen. Die Beschwörung der Wertegemeinschaft 

allein wird aber keine vitale transatlantische Allianz schaffen; dafür sind 

vielmehr konkrete Initiativen – nicht nur im Handel und der Militärkoope-

ration – vonnöten.

4.1 �Die Zukunft der transatlantischen  

Wirtschaftsgemeinschaft

Unverzichtbar wären die transatlantischen Beziehungen selbst dann, 

wenn sie sich auf Handel und wirtschaftliche Investitionen beschränken 

würden. Schließlich sind die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU  

und den USA nach wie vor die volumenstärksten der Welt. Zusammen 

erwirtschaften Europa und die USA mehr als die Hälfte des globalen 

Sozialprodukts. Der transatlantische Handel macht etwa ein Drittel des 

Welthandels aus und hat sich seit 1990 mehr als verdoppelt. Sogar noch 

rasanter ist das Wachstum bei ausländischen Direktinvestitionen. Sie  

sind die eigentlich treibende Kraft hinter der transatlantischen Wirt-

schaftsgemeinschaft. Rund zwei Drittel US-amerikanischer und euro-

päischer Auslandsinvestitionen fließen dem Partner jenseits des Atlantiks 

zu und gehen nicht etwa nach Asien oder in andere aufstrebende Märkte. 

Vor diesem Hintergrund ist es wenig verwunderlich, dass heute bereits 

14 Millionen Jobs dies- und jenseits des Atlantiks von den transatlanti-

schen Wirtschaftsbeziehungen abhängen. Es ist jedoch nicht allein das 

ungeheure Volumen, das die transatlantische Wirtschaftsgemeinschaft 

zu etwas Besonderem macht. Keine andere Region der Welt ist wirt-

schaftlich so integriert, so stark miteinander verschmolzen wie der  

transatlantische Wirtschaftsraum. Auch wenn andere Märkte an Zugkraft 

gewinnen, wird sich bis 2020 an diesem Umstand nichts Wesentliches 

ändern.

Handlungsempfehlung: Wirtschafts- und Finanzreformen abstimmen

Die besondere wirtschaftliche Dynamik zwischen den atlantischen Ver-

bündeten entsteht nicht von selbst, sondern bedarf weiterer Pflege und 

Förderung, zumal der wirtschaftliche Aufstieg von Schwellenländern  

auch bis 2020 neue Möglichkeiten und Herausforderungen schafft. Eine 

enge transatlantische Abstimmung ist daher zum Beispiel im Vorfeld von  

G-20-Treffen und ähnlichen multilateralen Kooperationsforen geboten. 

Denn auch wenn die USA als Ursprungsort der Finanzkrise an Glaubwür-

digkeit und Ansehen verloren haben, sollte die EU unilaterale Vorstöße 

in der Finanzmarktregulierung und dadurch Wettbewerbsverzerrungen 

vermeiden. Die EU und die USA stellen mit über 70 Prozent der welt-

weiten Finanzdienstleistungen die größten Finanzmärkte dar, zudem ist 

deren Regulierung am stärksten etabliert und detailliert. Sie haben daher 

Vorbildcharakter für die Einhaltung der Verpflichtung der G-20 zu einer 

international koordinierten Politik, welche langfristig eine Erhöhung der 

Stabilität der Finanzmärkte anstrebt. Dazu gehört auch kurzfristig, dass 

die konkrete Umsetzung von Reformen wie die Regulierung von Hedge 

Fonds zwischen der EU und den USA abgestimmt wird. Die EU strebt  

hier wesentlich strengere Regeln an als die Vereinigten Staaten. Die  

im Vergleich zu Banken schwächere Regulierung von Hedge Fonds in  

den USA birgt das Risiko, dass sich Aktivitäten zunehmend in diesen 

Schattenbereich verlagern. Insbesondere die vorgeschlagenen Ausnah-

men im Dodd-Frank Act, welche den Derivatehandel für Nichtbanken 

weiterhin außerbörslich erlauben, sind kritisch zu sehen. Momentan 
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scheint auch die zeitnahe Umsetzung der Eigenkapitalvorschriften und 

Liquiditätsanforderungen, Basel III, durch das Zögern der Amerikaner 

gefährdet zu sein, welches insbesondere auf Widerstände der Republi-

kaner im Kongress als auch der Banken zurückzuführen ist. Sollten die  

USA hier die international vereinbarten Standards nicht konsequent 

einhalten, droht der Vereinbarung eine Entwertung. Resultierende Wett-

bewerbsverzerrungen könnten dazu führen, dass auch andere Länder  

bei der Umsetzung zögern und damit mittelfristig zu einer Schwächung 

der Finanzmarktstabilität führen.

Handlungsempfehlung: Freihandel stärken

Die Integration der Wirtschaftsräume der EU und der USA wurde auch 

vor der Krise durch immer noch bestehende nicht-tarifäre Handelshemm-

nisse erschwert. Insbesondere im Bereich indirekter Hemmnisse, bei-

spielsweise durch verschiedene Standards, wird sich die Harmonisierung 

aufgrund technischer, politischer aber auch kultureller Gründe bis 2020 

schwierig gestalten. Zudem zeigen sich im Zuge der Wirtschaftskrise 

protektionistische Tendenzen, die nicht zuletzt durch den amerikanischen 

Kongress immer wieder verstärkt werden. Dieser Versuchung sollte 

Deutschland nicht nur in der eigenen Innenpolitik widerstehen, sondern 

auch im transatlantischen Kontext entgegenwirken. Die unter deutscher 

EU-Ratspräsidentschaft 2007 verabschiedete Rahmenvereinbarung zur 

verstärkten transatlantischen Wirtschaftsintegration unter der Ägide des 

Transatlantischen Wirtschaftsrats bietet dafür in vielen Bereichen eine 

geeignete Plattform, die bei weitem noch nicht ausreichend genutzt wur-

de. Die 2010 begründete Initiative zur verstärkten Zusammenarbeit für 

Innovationen (Innovation Action Partnership) sollte die Stoßrichtung für 

ähnliche Vereinbarungen innerhalb der nächsten zehn Jahre vorgeben. 

Vielversprechender als über bereits etablierte Regulierungen zu verhan-

deln wäre es, gegenwärtig laufende Diskussion über noch offene regu-

latorische Fragen aufzugreifen. Beispiele, die zukünftig weltweit wichtige 

Sektoren betreffen, sind Standards im Energiesektor, für internetbasierte 

Dienstleistungen sowie für Bio- und Nanotechnologien.

4.2 �Die Zukunft der NATO – Herausforderungen für 

Deutschland

Mit dem im November 2010 beschlossenen neuen Strategischen Konzept 

hat die NATO ihren gegenwärtigen Standort bestimmt und Kernaufgaben 

für die weitere Entwicklung innerhalb der nächsten zehn Jahre umrissen. 

Darüber hinaus gilt grundsätzlich: Um auch in Zukunft die Sicherheit 

ihrer Mitgliedstaaten gewährleisten zu können, muss die NATO auf ver-

schiedene Bedrohungen reagieren können, die von den Mitgliedern zum 

Teil sehr unterschiedlich oder zumindest in unterschiedlicher Intensität 

wahrgenommen werden. Das erfordert ein flexibles, agiles Bündnis – 

auch um den Preis, dass Kritiker in dieser Flexibilität Beliebigkeit ver-

muten. Es wird daher auch nicht gelingen, innerhalb der NATO klare 

Prioritäten zu setzen, auf welche Bedrohungen sich der Westen vorrangig 

einstellen soll. Vielmehr muss das Bündnis auf eine Vielzahl von Aufga-

ben ausgerichtet und vorbereitet sein, um den Zusammenhalt seiner Mit-

glieder und die Glaubwürdigkeit seiner Politik zu wahren. Vier Aufgaben 

stechen mit Blick auf die Rolle der NATO im Jahr 2020 heraus: Missionen 

außerhalb des Bündnisgebietes, die Stabilisierung der Peripherie, der 

Aufbau einer Raketenabwehr und die Verbesserung der Beziehungen zu 

Russland.

Handlungsempfehlung: Einsatzfähigkeit außerhalb des  

Bündnisgebietes wahren

Globalisierung bedeutet nicht zuletzt die Globalisierung von Bedrohun-

gen. Territoriale Grenzen und geographische Distanzen sind sicherheits-

politisch immer weniger bedeutsam, versprechen zumindest immer 

weniger Schutz. Daher ist klassische, allein territoriale Landesverteidi-

gung der Bedrohungslage und dem modernen Sicherheitsverständnis 

nicht mehr angemessen. Deswegen muss Deutschland sich dafür einset-

zen, dass die NATO politisch, strategisch und militärisch in der Lage 

bleibt, Stabilisierungseinsätze außerhalb des Bündnisgebietes durchzu-

führen, sollte die Situation dies erfordern. Dafür braucht es vor allem 

mehr Engagement in der Vermittlung sicherheitspolitischer Zusammen-

hänge und Überzeugungen durch deutsche Spitzenpolitiker gegenüber 

der Bevölkerung.
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Eine der Lehren aus dem Afghanistan-Einsatz ist zudem, dass Stabi- 

lisierungseinsätze nicht auf das Militärische beschränkt sein dürfen. 

Deutschland war stets ein Vorreiter des zivil-militärischen comprehensive  

approach bzw. des Ansatzes der Vernetzten Sicherheit. Daher sollte 

Deutschland nun auch eine der Treibkräfte bei der noch zögerlichen 

Einrichtung und Ausgestaltung einer NATO-Einheit für ziviles Krisen-

management sein, welche die Zusammenarbeit zwischen NATO und 

zivilen Partnern im Einsatz (und der Planung) koordiniert. 

Handlungsempfehlung: Stabilisierung der europäischen Peripherie

Ungeachtet ihres notwendigerweise globalen Horizontes bleibt die NATO 

ein regionales Bündnis. In ihrer Rolle als transatlantischer und damit vor 

allem europäischer Stabilitätsanker bleibt sie auch 2020 unverzichtbar. 

Dazu trägt auch eine fortgesetzte Erweiterungspolitik bei. Denn obwohl 

es verständlich ist, dass der Erweiterungsprozess der NATO angesichts 

der Entwicklungen in Georgien und der Ukraine einstweilen unterbrochen 

ist, sollte diesem Instrument dringend wieder mehr Beachtung geschenkt 

werden – nicht zuletzt mit Blick auf die förderliche Wirkung einer Beitritt-

sperspektive auf den innenpolitischen Reformprozess der Länder des 

westlichen Balkans. 

Zugleich wird die Stabilität in der europäischen Peripherie prekär bleiben 

oder sogar erodieren, wie die Ereignisse in Nordafrika im Winter 2011 

unterstrichen haben. Hier muss die NATO – und das heißt angesichts  

der globalen Lastenteilung vor allem: müssen die europäischen NATO-

Staaten – politischen Halt bieten. Schlüssel zur Stabilisierung sind Part-

nerschaften mit Nachbarstaaten, die nicht EU-Mitglieder sind. Dies be-

trifft insbesondere die Länder des Nahen und Mittleren Ostens. Initia-

tiven wie die Istanbul Cooperation Initiative (ICI) und der Mediterranean 

Dialogue (MD) blieben in der Vergangenheit oft wirkungslos, weil sie 

nicht durch genügend politischen Willen und ausreichende Ressourcen 

unterstützt wurden. Deutschland sollte darauf hinwirken, diese bestehen-

den Initiativen mit (neuem) Leben zu füllen. Hier sind weitaus größere 

Anstrengungen – etwa in Form gemeinsamer ICI-Übungen zur Stärkung 

der Interoperabilität und verstetigter Treffen auf Ebene der NATO und  

des Golf-Kooperationsrats – zu unternehmen, wobei es vor allem darauf 

ankommt, diesen Ländern das Gefühl zu geben, als Partner ernst genom-

men zu werden.

Handlungsempfehlung: Aufbau einer territorialen Raketenabwehr

Auf dem Gipfel von Lissabon hat die NATO sich entschlossen, ein territo-

riales Raketenabwehrsystem aufzubauen, um sich gegen ballistische 

Raketen zu schützen. Die NATO reagiert damit auf die wachsende Zahl 

von Staaten, die Raketenprogramme entwickeln, und auf die damit 

zusammenhängende Gefahr für Europa. Bislang ist jedoch unklar, wie  

die Lasten für den Ausbau des Raketenabwehrsystems auf dem Rücken 

der Alliierten verteilt werden. Es zeichnet sich ab, dass die Amerikaner  

im Rahmen ihres Phased Adaptive Approach für Europa einen ganz 

erheblichen Beitrag leisten werden. 

Europa sollte sich allerdings in einem so sensiblen Bereich nicht allein 

auf die Amerikaner verlassen – ganz zu schweigen von der moralischen 

Verpflichtung, dass „gemeinsam Verteidigen” für die Europäer auch 

heißen sollte, ihre politische Zustimmung in konkrete finanzielle und 

personelle Beteiligung umzumünzen. Der amerikanische Phased Adaptive 

Approach ist für die Europäer nicht ohne Risiken. Er sieht in einem ersten 

Schritt vor, Raketensysteme auf amerikanischen Kriegsschiffen in euro-

päischen Gewässern zu stationieren, bevor es in der zweiten Phase auch 

zu Stationierungen auf dem europäischen Kontinent kommen soll. Durch 

die Stationierung auf Schiffen erhalten sich die Amerikaner eine hohe 

Flexibilität und Verlegefähigkeit. Gleichzeitig sind die für die ersten bei-

den Phasen notwendigen Systeme nur in geringer Stückzahl vorhanden. 

Sollte es beispielsweise zu einer Krise in Asien kommen, könnten die 

Amerikaner ihre Systeme leicht aus Europa abziehen.

Europa sollte daher bis 2020 einen signifikanten eigenen Beitrag zur 

europäischen Raketenabwehr leisten. Für Deutschland bedeutet das 

einen erheblichen Ausbau der eigenen Kapazitäten. Denn die deutschen 

(veralteten) Patriot-Systeme wurden entwickelt, um die Truppe im  

Einsatz zu schützen. Sie sind alleine auf Kurzstrecken ausgerichtet und 

können nur Punktziele, aber keine Flächenziele verteidigen. Dies macht 

sie für den Aufbau des territorialen Abwehrsystems der NATO nur sehr 

bedingt geeignet. Deutschland sollte sich folglich nicht nur dafür stark 

machen, dass es einen starken europäischen Beitrag zum Raketen-

abwehrsystem der NATO gibt, sondern gleichzeitig auch dafür die eige-

nen Raketenabwehr-Kapazitäten ausbauen.
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Handlungsempfehlung: Strategische Gemeinschaft NATO–Russland 

entwickeln

Die NATO und Russland sollten eine neue Qualität der Zusammenarbeit 

anstreben. Daher sollte jetzt versucht werden, zwischen der NATO und 

Russland eine „strategische Gemeinschaft” mit gleichen Rechten und 

gleichen Pflichten zu entwickeln. Am Ende eines langen, offenen Pro-

zesses könnte dabei sogar eine Mitgliedschaft Russlands in der NATO 

stehen, auch wenn dies auf absehbare Zeit – und mindestens bis 2020 – 

auszuschließen ist. Wichtiger als die Frage der Mitgliedschaft ist jedoch 

die Erkenntnis, dass die NATO und Russland zunehmend gleichermaßen 

von globalen sicherheitspolitischen Herausforderungen betroffen sein 

werden, die sie daher mit gemeinsamen strategischen Antworten und 

einem gemeinsamen Handeln bewältigen sollten. Deshalb sollte die 

„strategische Gemeinschaft” jetzt angegangen werden. Das erfordert 

zunächst Klärungen auf beiden Seiten. 

Die NATO-Staaten müssen sich über zwei Schlüsselfragen einig werden: 

Was wollen sie mit Russland? Was wollen sie von Russland? Politisch, 

historisch und geographisch bedingt bestehen unter den NATO-Partnern 

unterschiedliche Einschätzungen über die politischen Absichten und  

die Kooperationsbereitschaft Russlands. Für eine „strategische Gemein-

schaft” mit Russland müssen diese im Bündnis in Einklang gebracht 

werden. Dafür ist ein ernsthafter vertrauensbildender Dialog zwischen 

Russland und der NATO erforderlich. Gegenstand dieses Dialogs sollten 

die Sorgen und Ängste von NATO-Staaten vor Russland sein, aber auch 

die von Russland angeführten Einkreisungsängste. Der gegenwärtige 

Reset in den polnisch-russischen Beziehungen ist ein erster Schritt in 

diesem schwierigen Prozess. Deutschland sollte auf der Basis seines 

engen Verhältnisses zu Polen Warschau darin unterstützen, eine führen-

de Rolle im Aussöhnungsprozess der mittel- und osteuropäischen Länder 

mit Russland zu übernehmen. 

Russland muss in erster Linie die Frage beantworten, ob es eine gleich-

berechtigte Partnerschaft mit allen NATO-Staaten möchte oder ob es  

die Partnerschaft auf die Ebene mit der globalstrategischen Nuklearmacht 

Amerika begrenzen möchte. Eine „strategische Gemeinschaft” muss auf 

gleichberechtigten Beziehungen im gemeinsamen europäischen Haus 

aufbauen. Das gilt gleichermaßen für die gemeinsame Nachbarschaft, in 

der es einen Anspruch Moskaus auf Einflusszonen nicht geben kann, der 

im Übrigen dem vom russischen Präsidenten Medwedjew geäußerten  

Ziel einer „neuen Sicherheitsarchitektur in Europa” widerspricht. Insofern 

ist die Meseberg-Initiative zu Transnistrien ein konkreter, politisch ver-

gleichsweise leicht lösbarer Testfall für die Bereitschaft Russlands, nicht 

nur in der gemeinsamen Nachbarschaft substanzielle Beiträge zur ge-

meinsamen Lösung von Konflikten und damit zur Stärkung der Sicherheit 

in und für Europa zu leisten. 

Eine „strategische Gemeinschaft” mit gleichen Rechten und gleichen 

Pflichten muss auf der Einhaltung und Anwendung der Werte basieren, 

auf die sich beide Seiten verpflichtet haben: insbesondere die Achtung 

der Souveränität und Integrität von Staaten und Rechtsstaatlichkeit.  

Ein offener Wertedialog sollte dazu beitragen, die bestehenden Unter-

schiede in der Definition und praktischen Interpretation zu überwinden 

und zu einem gemeinsamen Werteverständnis und zu einer gemein-

samen Wertepraxis in der Außen- und Sicherheitspolitik zu kommen. 

Die NATO und Russland sollten ihre Zusammenarbeit in Fragen der 

Rüstungskontrolle und Abrüstung, bei der Nichtweiterverbreitung von 

Massenvernichtungsmitteln, beim gemeinsamen Krisenmanagement 

sowie beim Kampf gegen den international agierenden Terrorismus und 

gegen die Piraterie intensivieren und gemeinsame Initiativen entwickeln. 

Dies dient nicht nur der gemeinsamen Sicherheit, sondern auch der 

Stärkung des gegenseitigen Vertrauens. Dazu gehört auch das Projekt 

einer gemeinsamen Raketenabwehr. Aufbauend auf einer gemeinsamen 

Bedrohungsanalyse und einem Datenaustausch sollten die NATO und 

Russland faire Teilhaber an einem Gesamtsystem kooperativer Flug-

körperabwehr sein. Nicht zuletzt sollte der NATO-Russland-Rat zu einem 

über gemeinsame Sicherheitsbelange entscheidenden Konsultationsorgan 

weiter entwickelt werden.

4.3 �Die Zukunft der Europäischen Verteidigungs-

fähigkeit

Für das Jahr 2020 erwartet uns vermutlich ein Konfliktszenario, das sich 

aus einer Mischung traditioneller und asymmetrischer Gefahren durch 

nicht-staatliche Akteure und neue staatliche Akteure generiert (siehe 

Kapitel 1). Zudem drohen verstärkt Krisen durch Verteilungskämpfe im 

Kontext wachsender Ressourcenknappheit, durch Territorialansprüche 

und die Folgen des Klimawandels (siehe Kapitel 2). Darüber hinaus sind 
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Überlegungen darüber anzustellen, wie man aktiv auf Herausforderungen 

reagiert, die im Zusammenhang mit der Tiefsee oder dem Weltraum 

erwachsen könnten, gerade im Hinblick auf mögliche neue Ressourcen-

funde. 

Handlungsempfehlung: Konzept für Europäische Streitkräfte  

entwickeln

Um diesen Herausforderungen angemessen begegnen zu können, 

braucht Europa langfristig europäische Streitkräfte unter europäischer 

Führung. Dieses Projekt muss bis 2020 von den EU-Staaten konzeptio-

nell entwickelt und auf den Weg gebracht werden. Die aktive Gestaltung 

dieses Vorhabens ist einem unter dem Druck der Finanzzwänge erfol-

genden reaktiven Handeln vorzuziehen, dem immer die Gefahr inne 

wohnt, Stückwerk zu bleiben. Dies gilt erst recht, als für die EU-Staaten 

zur Europäisierung der Streitkräfte keine echte Alternative besteht:  

Unter dem Druck der Wirtschafts- und Finanzkrise sind in allen Staaten 

der EU die Anteile für Verteidigungsausgaben zurückgegangen. Eine 

Umkehr dieses Trends ist bis 2020 nicht zu erwarten. Dem stehen stetig 

steigende Anforderungen an den Verteidigungsbereich gegenüber. Die 

Folge davon ist: In der EU geht die Zeit von voll ausgerüsteten Armeen 

zu Ende. Aus diesem Grund ist es angezeigt, aus der finanzpolitischen 

Not eine sicherheitspolitische Tugend zu machen, indem man die durch 

die Krise verschärfte Haushaltssituation und für eine strategische Neu-

ausrichtung der europäischen Streitkräftekooperation nutzt. Will Europa 

seine Handlungsfähigkeit zur Verteidigung seiner Sicherheit und seiner 

Interessen wahren oder gar verbessern, braucht es europäische Streit-

kräfte, die sich aus einer verstärkten Bündelung von nationalen Fähig-

keiten und Kapazitäten (Pooling) sowie aus einer stärkeren Aufgaben-

teilung (Sharing) ergibt. Deshalb ist es unumgänglich, bisherige Koope-

rationsschritte zu vertiefen und das Konzept der Rollenspezialisierung 

nachhaltig voranzutreiben. Die von Frankreich und Großbritannien im 

November 2010 vereinbarte Vertiefung der sicherheitspolitischen Zusam-

menarbeit in konkreten Rüstungsprojekten ist nicht nur ein Schritt zu 

mehr Kosteneffizienz. Sie ist auch der berechtigte Warnruf für mehr 

Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik in der EU (GSVP). 

Deutschland sollte daher – über die Initiative des Weimarer Dreiecks  

vom April 2010 für ein zivil-militärisches EU-Hauptquartier hinaus – bei 

der Entwicklung europäischer Streitkräfte eine Führungsrolle überneh-

men. 

Handlungsempfehlung: Multinationales Pooling stärken –  

Rollenspezialisierung vorantreiben

Das Ziel des Pooling ist es, Effektivität und Kosteneffizienz zu steigern 

sowie Synergien zu schaffen und nach Möglichkeit die jeweiligen natio-

nalen militärischen Kernkompetenzen zu stärken. Die am jeweiligen 

Pooling teilnehmenden Nationen vereinbaren hierbei, ihre bereits vor-

handenen Kapazitäten und Kompetenzen in einem bestimmten Bereich 

bei Bedarf zusammenzufassen und so gemeinsam eine Aufgabe wahr-

zunehmen. Notwendig und machbar sind solche Pooling-Lösungen vor 

allem in den Bereichen Logistik und Ausbildung. Ein Beispiel hierfür ist 

die bereits geplante A400M-Lufttransportflotte. Darüber hinaus gibt es 

verschiedene regionale Initiativen vor allem kleinerer Staaten für ein 

Pooling (nordische Staaten, Visegrad-Staaten, Balkan-Staaten). Sinnvoll 

ist auch die Einrichtung eines Verbunds von Transporthelikoptern sowie 

ein Pooling beim Seetransport. 

Für die Überwachung und Aufklärung sollte – über das über den balti-

schen Staaten eingerichtete Air Policing hinaus – ein gemeinsames Air 

Policing an der EU-Außengrenze angestrebt werden. Darüber hinaus 

muss in Zusammenarbeit mit der Europäischen Verteidigungsagentur  

ein europäisches Satellitensystem zur Aufklärung entwickelt werden,  

das dabei hilft, Krisen besser vorherzusehen und somit effektiver re- 

agieren zu können. Eine sinnvolle Ergänzung können ein multinationaler 

UAV-Verbund (Unmanned Areal Vehicle) sowie eine Kooperation bei der 

Seeraumüberwachung (Maritime Patrol Aircraft, MPA) bilden. Im Bereich 

Ausbildung bietet sich insbesondere eine verstärkte Zusammenarbeit 

beim Training an gemeinsam betriebenen Waffensystemen an. Großes 

Potenzial hat auch die gemeinsame Aus- und Weiterbildung von Offizie-

ren. Diese sollte beispielsweise durch eine Wiederbelebung und Aufwer-

tung des European Security and Defence College gefördert werden.  

Auch bei der Beschaffung ist künftig auf eine größere Standardisierung 

hinzuarbeiten, um Synergien nutzen zu können. Grundlage hierfür ist 

die intensivere Zusammenarbeit einzelner nationaler Akteure im Bereich 

Forschung und Entwicklung.

In jedem Pooling-Konzept sind die bereits bestehenden Verpflichtungen 

auf UN-, NATO- und EU-Ebene zu berücksichtigen. Dieses betrifft speziell 

die personalintensiven NATO-Verpflichtungen wie die NATO Response 

Force, die Standing Maritime Force und die NATO Integrated Air Defence 

(NATINAD) sowie die Battlegroups auf EU-Ebene.
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Bei der Rollenteilung (Sharing) werden die militärischen Aufgaben zwi-

schen den Nationen aufgeteilt. Bestimmte Fähigkeiten werden exklusiv 

von einzelnen Staaten wahrgenommen und der Gemeinschaft bei Bedarf 

zur Verfügung gestellt. Gerade für kleinere Nationen ist dieses Konzept 

attraktiv, da sie sich nur auf wenige Fähigkeiten spezialisieren müssen 

und sich bei darüber hinausgehenden militärischen Fähigkeiten auf ihre 

Partner stützen können. Im Gegensatz zum Pooling, bei dem sich ein-

zelne Staaten bedarfsorientiert zusammenschließen, funktioniert das 

System der Rollenteilung aber nur, wenn so gut wie alle EU-Staaten auf 

Grundlage der Partizipation zusammen agieren. Mit Blick auf das Risiko, 

dass ein Partner ausfällt und damit seine spezielle Einsatzfähigkeit für 

die anderen Staaten verloren geht, müssen zudem bestimmte Schlüssel-

aufgaben alternativ bei anderen Nationen vorgehalten werden.

Ein wichtiges Signal wäre es, wenn Frankreich und Großbritannien der  

EU die Fähigkeiten ihres aeronavalen Flottenverbunds, der bis 2020 um 

ihre Flugzeugträger gruppiert werden soll, zur Verfügung stellen würden. 

Deutschland hingegen könnte im Rahmen des Sharings zur Entlastung 

der Partner die Fähigkeit der Luftverteidigung mit dem System MEADS 

oder einem vergleichbaren System gemeinsam mit Italien übernehmen 

oder sich beispielsweise durch die Gewährleistung der maritimen Sicher-

heit in der Ostsee gemeinsam mit Polen einbringen. Da das Prinzip der 

Rollenspezialisierung auf einem Geben und Nehmen beruht, müssten 

auch die übrigen europäischen Nationen im Gegenzug andere Aufgaben-

bereiche abdecken.

Für sämtliche Initiativen des Poolings, vor allem aber des Sharings muss 

eine politische Grundsatzentscheidung getroffen werden, die kurz- und 

mittelfristige Haushaltsfragen überdauert. Gerade das Sharing setzt 

daher die Bereitschaft der beteiligten Akteure voraus, sich in gegensei-

tige Abhängigkeit zu begeben, indem sie sich auf bestimmte Fähigkeiten 

konzentrieren und auf andere verzichten. 

Wie die Erfahrungen der letzten Jahre gezeigt haben, sind die Staaten  

im sensiblen Bereich der nationalen Sicherheit jedoch nicht bereit, ihre 

Souveränität umfänglich abzutreten. Darüber hinaus ist es auch stets 

problematisch, sich gänzlich auf andere Länder zu verlassen. Gerade mit 

Blick auf Deutschland werden von europäischen Partnern – nicht zuletzt 

wegen seines Parlamentsvorbehalts und neuerdings zudem aufgrund der 

Erfahrungen aus der Libyen-Krise – immer deutlicher Fragen nach seiner 

Verlässlichkeit gestellt. Dennoch wird kein Weg an einem europäischen 

Verbund mit einem Nebeneinander von komplementären nationalen und 

europäischen militärischen Strukturen vorbeiführen. Diese Aufgabe muss 

dringend angegangen und durch die genannten sowie darüber hinaus-

gehende Projekte verwirklicht werden. Dafür muss Deutschland – und 

das schließt den Deutschen Bundestag ein – alles tun, um wieder mehr 

Vertrauen in seine Berechenbarkeit und Zuverlässigkeit zu erlangen.

Für das Ziel der Schaffung europäischer Streitkräfte müssen die verschie-

denen Pooling- und Sharing-Initiativen sowie die zusätzlichen Formen 

einer engeren militärischen Zusammenarbeit bzw. Rollenteilung europä-

isch koordiniert werden. Es geht dabei darum, aufbauend auf dem Gent-

Prozess eine gemeinsame Vorstellung zu entwickeln, welches militärische 

Potenzial für die GSVP unter bezahlbaren Bedingungen zur Verfügung 

stehen soll, militärische Fähigkeiten zu priorisieren, unnötige Doppelun-

gen zu vermeiden sowie Interoperabilität und Einsatzfähigkeit zu ver-

bessern. In einem ersten Schritt muss folglich eine Definition europä-

ischer militärischer Fähigkeitsanforderungen stattfinden. Daran schließt 

sich eine Bestandsaufnahme der jeweiligen Fähigkeiten der europäischen 

Staaten an, die schließlich in eine Rollenzuteilung nach gegenseitiger 

Absprache mündet. Diese Aufgabe ist von der Hohen Beauftragten und 

von der Europäischen Verteidigungsagentur wahrzunehmen.

Handlungsempfehlung: Rolle der Europäischen Verteidigungsagentur 

stärken

Um eine verstärkte multinationale militärische Kooperation effektiv um-

setzen zu können, existiert mit der Europäischen Verteidigungsagentur 

(EDA) bereits ein notwendiges Instrument. Sie ist die geeignete Koordi-

nationsstelle auf europäischer Ebene, die den Bedarf an Fähigkeiten und 

Ausrüstung für den Einsatz definieren, die jeweiligen Fähigkeiten bei den 

Staaten abfragen und das multinationale Pooling bzw. die Rollenspezia-

lisierung organisieren und begleiten kann. Sie könnte auch die gesamte 

konzeptionelle Arbeit zur Schaffung europäischer Streitkräfte leisten. 

Der Handlungsspielraum der EDA ist derzeit allerdings begrenzt. Sie hat 

nur einen unterstützenden Auftrag gegenüber den EU-Mitgliedstaaten 

und ist darüber hinaus durch das Fehlen des längst überfälligen NATO-

EU-Sicherheitsabkommens, das unter anderem den wichtigen Informa-

tionsaustausch ermöglichen würde, eingeschränkt. 
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Vor dem Hintergrund der beschriebenen Herausforderungen für die 

europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist es notwendig, der 

EDA mehr Gewicht und eine verstärkt koordinierende Funktion zu ver-

leihen. Dadurch würde sie in die Lage versetzt, verstärkt langfristige 

sicherheitspolitische Planung zu betreiben. Insbesondere in den Berei-

chen Pooling und Sharing könnte die EDA innovative Konzepte erarbeiten 

und zur Diskussion stellen.

4.4 Das Verhältnis von GSVP und NATO

Die Partnerschaft zwischen der EU und der NATO bedarf bis 2020 einer 

grundsätzlichen Erneuerung. Bisher wird die Zusammenarbeit zwischen 

beiden Bündnissen von der ungeklärten Zypernfrage blockiert, deren 

Lösung nicht nur das längst überfällige NATO-EU Sicherheitsabkommen 

und somit einen optimalen Datenaustausch ermöglichen würde, sondern 

sogar die lästige Frage der Ausgestaltung der Kommando- und Führungs-

strukturen von NATO und EU beantworten würde. Eine Zerschlagung 

dieses gordischen Knotens ist jedoch auf absehbare Zeit nicht realistisch. 

Daher muss vorerst durch engeren Kontakt und häufiger stattfindende 

informelle Treffen von NATO- und EU-Offiziellen aller Ebenen für pragma-

tischen Fortschritt gesorgt werden. 

Es ist finanziell und auch konzeptionell künftig nicht mehr sinnvoll, be-

stimmte Truppenteile, insbesondere die Hauptquartiere mit ihren Einsatz-

stäben, nur singulär für eine der beiden Organisation vorzuhalten. Ziel 

muss es sein, die Streitkräfte bis ins Jahr 2020 so auszurichten, dass  

sie interoperabel sowohl von der EU als auch der NATO in Anspruch ge-

nommen werden können. Es sollte ein einheitlich ausgebildetes und 

eingespieltes Hauptquartier geschaffen werden, das jederzeit und mit 

kurzem Vorlauf bereit ist, der jeweiligen Organisation seine Truppen  

zur Verfügung zu stellen. Durch die Festlegung einheitlicher Kriterien  

für Einsatz, Ausbildung und Training könnten die nationalen Streitkräfte 

nach dem Prinzip des Single Set of Forces der jeweiligen einsatzführen-

den Organisation zur Verfügung stehen. Für EU und NATO würde dies 

eine Vereinfachung des Verhältnisses zwischen EU Battlegroups und  

den NATO Response Forces mit sich bringen. Bei der Zusammenarbeit  

im Bereich der militärischen Fähigkeiten wie auch bei der Durchführung 

von Missionen ist es darüber hinaus vorstellbar, dass eine in ihrer Position 

gestärkte Europäische Verteidigungsagentur und das Alliierte Kommando 

Transformation gemeinsam Formen für die Beschaffung der fehlenden 

Mittel festlegen könnten.

4.5 Die Zukunft der deutschen Streitkräfte 

In einer komplexer werdenden internationalen Umgebung stehen die 

einzelnen Nationalstaaten vor der Herausforderung, die Ausrichtung ihrer 

Streitkräfte mit den zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen 

und ihrem globalen Gestaltungsanspruch in Einklang zu bringen. Nicht 

zuletzt durch die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise ergibt sich,  

wie oben angesprochen, für den Verteidigungshaushalt ein drastischer 

Sparzwang. Um den finanziellen Vorgaben Rechnung zu tragen, muss  

die Bundeswehr noch stärker als bisher auf militärische Kooperation  

mit anderen Staaten setzen. Dafür ist zu prüfen, welche Fähigkeiten 

Deutschland allein oder mit Partnern wahrnehmen will, wo es Fähigkeiten 

mit anderen teilen, wo es Fähigkeiten übernational mit anderen einbrin-

gen will und auf welche Fähigkeiten aus Kostengründen bzw. weil andere 

sie verlässlich und günstiger bereitstellen, ganz verzichtet werden kann. 

Nur auf dieser Grundlage besteht eine reelle Chance, die entscheidenden 

Fähigkeiten und Kompetenzen der Bundeswehr aufrecht zu erhalten. 

Für eine solche Kooperation muss eine Grundsatzentscheidung getroffen 

werden, die kurz- und mittelfristige Haushaltsfragen überdauert. Sie 

setzt daher die Bereitschaft der beteiligten Akteure voraus, sich in ge-

genseitige Abhängigkeit zu begeben, indem sie sich auf bestimmte Fähig-

keiten konzentrieren. Bei allen Planungen zur multinationalen Koopera-

tion muss daher zunächst ein breiter politischer Konsens hergestellt 

werden, der nicht allein aus haushaltspolitischen Notwendigkeiten her-

geleitet werden kann. 

Handlungsempfehlung: Einsatzorientierung als strukturbestimmendes 

Merkmal anerkennen

In Anbetracht der Art und Struktur der sicherheitspolitischen Heraus-

forderungen (siehe Kapitel 2) wird die Bedeutung der Landes- und Bünd-

nisverteidigung weiterhin abnehmen. Der Schwerpunkt der Streitkräfte 

wird dagegen noch stärker auf dem Einsatz jenseits der Landesgrenzen 

liegen. Der out of area-Einsatz wird sich in diesem Zusammenhang zu 

einem strukturbestimmenden Merkmal für die Bundeswehr entwickeln. 

Denn die verstärkte Ausrichtung auf den Einsatz außerhalb des eigenen 

Territoriums bedeutet, dass nicht nur die Soldaten im Einsatzgebiet 

gefordert sind. Vielmehr muss auch der Heimatbetrieb stärker darauf 

ausgerichtet sein, die Truppe im Einsatz von der Ausbildung über die 
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Versorgung bis zur Nachbereitung zu unterstützen. Diese Maßgabe er-

fordert weitere Reformen bisheriger Strukturen, in deren Zusammen-

hang insbesondere die gegenwärtige Unterteilung in Eingreif-, Stabili-

sierungs- und Unterstützungskräfte, die bisher die unterschiedlichen 

Einsatzoptionen abgebildet haben, aufgelöst werden sollte. 

Handlungsempfehlung: Modularität, Flexibilität und  

Aufklärungsfähigkeiten stärken

Zu diesem Zweck muss die Bundeswehr in den nächsten Jahren modu-

larer und flexibler werden. Übertragen auf die Einsatzrealität der Bundes-

wehr bedeutet dies, dass man beispielsweise die Streitkräfte nicht nur  

in einem großen festen Verband in den Einsatz schickt. Vielmehr können 

nach dem „Task Force Prinzip” bestimmte Teileinheiten aus verschiedenen 

Großverbänden ausgesucht und flexibel herausgelöst werden, die über 

spezielle, für das jeweilige Szenario notwendige Fähigkeiten verfügen. 

Ähnliches gilt auch für die Ausrüstung: Die Streitkräfte benötigen ver-

stärkt flexible, den jeweiligen Gefahrensituationen anpassbare Systeme. 

Bei Rüstungsneuentwicklungen sollte der Fokus daher – wie zum Beispiel 

beim Transportfahrzeug „Boxer” – auf Systemen liegen, bei denen wie  

bei einem Steckbaukasten verschiedene Aufsätze auf eine Plattform ge-

setzt werden können, um in unterschiedlichsten Situationen und Gebie-

ten flexibel einsetzbar zu sein.

Neben der Flexibilisierung und Modularisierung der Kompetenzen der 

Streitkräfte im Einsatz selbst, müssen die Fähigkeiten der Prävention 

optimiert werden. Um mögliche Konfliktherde rechtzeitig zu identifizieren 

und durch frühzeitiges vermittelndes Einschreiten spätere Militäreinsätze 

zu umgehen, beziehungsweise um die Ausgangslage für die eigenen 

Truppen im Einsatz zu verbessern, müssen die strategischen Aufklä-

rungsfähigkeiten weiterentwickelt werden. In diesem Zusammenhang 

sollte Deutschland insbesondere die eigenen Nachrichtendienste stärken 

und gemeinsam mit europäischen Partnern in die Entwicklung und den 

Betrieb von Aufklärungssatelliten und unbemannten Luftfahrzeugen 

investieren, um eine optimale Versorgung mit Aufklärungsmaterial  

gewährleisten zu können.

Handlungsempfehlung: Anpassung des  

Parlamentsbeteiligungsgesetzes

Die mit einem Pooling und Sharing einhergehende stärkere Integration 

der Streitkräfte kann das Entscheidungsrecht des Deutschen Bundes-

tages über Auslandseinsätze berühren. Daher muss mittelfristig das 

Parlamentsbeteiligungsgesetz angepasst werden. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat in seinem Urteil vom 12.07.1994 deutlich gemacht, 

dass die militärische Wehrfähigkeit und die Bündnisfähigkeit Deutsch-

lands durch die verfassungsrechtlich gebotene Mitwirkung des Bundes-

tages nicht beeinträchtigt werden dürfen. Deshalb ist die Bundesregie-

rung bei Gefahr im Verzug berechtigt, vorläufig den Einsatz von Streit-

kräften zu beschließen. Diese Aussage hat das Bundesverfassungsgericht 

2008 in seinem AWACS-Urteil bestätigt. Es bestehen damit zwei Fall-

gruppen, in denen ein Verzicht auf die vorherige parlamentarische Zu-

stimmung verfassungsrechtlich gestattet ist: Geheimhaltungsgründe  

und zeitliche Gründe. Wenn angesichts einer konkreten Gefahr, die nicht 

dem Kriterium „Gefahr in Verzug” entspricht, zur Krisenbewältigung  

mit einem integrierten, multinationalen schnellen Eingreifverband mit 

deutscher Beteiligung unmittelbar gehandelt werden muss und dafür  

die Entscheidung des Bundestages nicht rechtzeitig herbeigeführt werden 

kann, muss die Bundesregierung vorläufig handeln können. 

Das Parlamentsbeteiligungsgesetz ist gegenwärtig nicht hinreichend klar 

formuliert. Eine Änderung des Gesetzes, welche sowohl dem Parlaments-

vorbehalt als auch der sicherheitspolitischen Handlungsfähigkeit Deutsch-

lands Rechnung trägt, könnte wie folgt lauten:

„Erfordern Zweck oder Rahmenbedingungen eines Einsatzes einen kurz-

fristigen Operationsbeginn und kann dafür eine Entscheidung des Deut-

schen Bundestages nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, ist die Bun-

desregierung berechtigt, bewaffnete Streitkräfte vorläufig einzusetzen. 

Vor einem solchen Einsatz setzt sich die Bundesregierung mit den Vor-

sitzenden der im Deutschen Bundestag bestehenden Fraktionen sowie 

den Vorsitzenden und Obleuten des Auswärtigen Ausschusses und des 

Verteidigungsausschusses ins Benehmen. Stimmt der Bundestag dem 

Einsatz innerhalb von 30 Tagen nicht zu, ist der Einsatz unverzüglich zu 

beenden.”
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Mit diesem zweiten Satz würde im Sinne der Parlamentsbeteiligung 

klargestellt werden, dass die Bundesregierung den Bundestag nicht nur 

unterrichten, sondern sich trotz Eilbedürftigkeit vor Beginn des Einsatzes 

mit ihm ins Benehmen setzen muss. Wie bereits im Parlamentsbeteili-

gungsgesetz zum Ausdruck gebracht, ist der Antrag auf Zustimmung  

zu einem solchen Einsatz unverzüglich zu stellen. Stimmt der Bundestag 

dem Antrag daraufhin innerhalb der Frist von 30 Tagen nicht zu, ist der 

Einsatz sofort zu beenden.

Handlungsempfehlung: Bessere Einbindung der Industrie und  

Interoperabilität mit den Bündnispartnern

Gleichermaßen sollte mit Blick auf wehrtechnische Neuentwicklungen 

überlegt werden, ob die Verteidigungsindustrie künftig frühzeitiger  

in mittel- und langfristige strategische Planungen eingebunden bezie-

hungsweise über sie informiert werden sollte. Mit einem solchen Schritt 

könnten Wartezeiten und Kostenexplosionen bei Rüstungsprojekten 

signifikant verringert werden.

Neben diesen technisch-strategischen Herausforderungen muss die Ent-

wicklung der Streitkräfte auch aus Perspektive der Herausforderungen 

multinationalen Handelns betrachtet werden. Da auszuschließen ist,  

dass Deutschland in absehbarer Zeit ohne Partner in den Einsatz gehen 

wird, muss bei sämtlichen skizzierten Maßnahmen die Fähigkeit zur 

Interoperabilität mit unseren Bündnispartnern im Vordergrund stehen. 

Hierbei sollte das Augenmerk auf dem Ausbau der gemeinsamen Kom-

munikations- und Führungsfähigkeit liegen, um die Basis einer multina-

tionalen Zusammenarbeit zu sichern. 

Handlungsempfehlung: Föderalen Sicherheitsrat schaffen

Für ein effizienteres zivil-militärisches Krisenmanagement im Ausland 

sowie für die bessere Bewältigung von Katastrophen im Inland ist eine 

engere Vernetzung und Koordinierung der Kräfte der inneren und äuße-

ren Sicherheit und ihrer Fähigkeiten erforderlich. 

Nicht nur die Erfahrungen mit dem Afghanistan-Einsatz haben gezeigt, 

dass die zivil-militärischen Kapazitäten zur Krisenbewältigung und -prä-

vention im Ausland bereits bei der Einsatzplanung besser aufeinander 

abgestimmt werden müssen. Das ressortübergreifende Vorgehen muss 

kohärenter, die Koordination mit den internationalen Partnern enger ge-

staltet werden. In den Einsatzgebieten muss mehr Transparenz in die  

von staatlicher und nichtstaatlicher Seite erbrachten Leistungen sowie 

eine besser aufeinander abgestimmte Arbeitsteilung und Koordination  

mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren erreicht werden. Für Stabilisie-

rungseinsätze müssen mehr zivile Mitarbeiter und Polizisten zur Verfü-

gung gestellt werden. Um dem Bedarf gerecht zu werden, sind eine 

Kräfteabschätzung und operative Zielvorgaben erforderlich. Lücken  

bei Personal, Ausbildung und Ausrüstung müssen schnellstmöglich ge-

schlossen werden (s.o. Ziff. 2.3).

Zur Bewältigung von Terroranschlägen, Naturkatastrophen oder ABC-

Katastrophen im Inland müssen Bund und Länder optimal zusammen-

wirken. Dazu müssen die Organe, Instrumente und Fähigkeiten der 

inneren und äußeren Sicherheit enger miteinander verzahnt werden, 

noch besser aufeinander eingespielt sein und es muss eine adäquate 

Koordination zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und den nicht-staat-

lichen Organisationen sicher gestellt werden. In besonderen Gefähr-

dungslagen muss ein Einsatz der Bundeswehr im Innern mit ihren  

spezifischen Fähigkeiten im Katastrophenschutz sowie bei der Bewälti-

gung terroristischer Gefahren ergänzend zu Länder- und Bundespolizei 

im Rahmen festgelegter Grenzen möglich sein. Hierfür sind klare Rechts-

grundlagen zu schaffen und Zuständigkeiten anzupassen.

Um ein kohärentes Zusammenwirken aller Kräfte der inneren und äuße-

ren Sicherheit zu erreichen, an dem die Bundesländer ihren Aufgaben 

entsprechend beteiligt sein können, ist die Einrichtung eines Föderalen 

Sicherheitsrats notwendig. Hierfür ist der Bundessicherheitsrat aufzu-

werten und mit einem eigenen Stab auszustatten. Als politisches Analy-

se-, Koordinierungs- und Entscheidungszentrum soll er zum einen die 

umfassende, ressortübergreifende Analyse möglicher Bedrohungen für 

die innere und äußere Sicherheit optimieren. Die verschiedenen Infor-

mationen zu sicherheitsrelevanten Veränderungen aus Auslandsvertre-

tungen, Nachrichtendiensten und Entwicklungsinstitutionen sind in prä-

ventive, zeitgerechte und zielgerichtete außen-, sicherheits- und entwick-

lungspolitische Maßnahmen zu überführen. Zum zweiten soll er die Ein- 

leitung geeigneter Abwehrmaßnahmen und Notfallplanungen sowie den 

Einsatz der Katastrophenkräfte im Inland möglichst wirksam koordinie-

ren, falls Katastrophen die Fähigkeiten einzelner Bundesländer überfor-

dern. Unter Berücksichtigung der föderalen Kompetenzordnung und der 
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Zuständigkeiten der Ressorts der Bundesregierung sowie der ihr nachge-

ordneten Behörden soll dadurch eine einheitliche politische Leitung und 

ein optimales Krisenmanagement im Inland wie im Ausland sichergestellt 

werden.

Handlungsempfehlung: Eine Sicherheitsstrategie für Deutschland 

verabschieden

Deutschland braucht eine eigene nationale Sicherheitsstrategie in Weiter-

entwicklung der Verteidigungspolitischen Richtlinien vom 18. Mai 2011 

und als Ergänzung zu den gemeinsamen europäischen und transatlan-

tischen Vereinbarungen. Mit einem solchen Dokument, für das im Mai 

2008 von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Entwurf vorgelegt wurde, 

würde die längst überfällige strategische Debattenkultur in Deutschland 

in Gang gebracht werden. Inhaltlich muss eine solche Sicherheitsstrate-

gie konkretisieren, wie jene strategischen Ziele, die beispielsweise auf 

EU-Ebene mit der Europäischen Sicherheitsstrategie vereinbart wurden, 

erreicht werden sollen.

Angesichts der veränderten Rahmenbedingungen des internationalen 

Systems ist es unerlässlich, in einem solchen Dokument die deutschen 

Sicherheitsinteressen zu benennen, die zentralen Herausforderungen  

zu beschreiben und die strategischen Ziele zu definieren sowie die  

möglichen Konsequenzen für die deutschen Sicherheitspolitik zu formu-

lieren. Darauf aufbauend müssen Antworten gegeben werden, welche 

deutschen Sicherheitsinstrumente in welcher Form weiterentwickelt 

werden müssen. Eine klare Bestimmung unserer Interessen schafft  

nicht nur einen besseren Rahmen für sicherheitspolitische Entschei-

dungen, sondern auch die Möglichkeit, unser Handeln im Einzelfall noch 

deutlicher mit unseren Interessen zu begründen. Dieses Dokument sollte 

von der Bundeskanzlerin im Parlament im Rahmen einer zu institutiona-

lisierenden Rede zur deutschen Sicherheitspolitik vorgestellt werden.

5.  �Globale Partner deutscher 
Aussenpolitik 2020

Die zunehmende Vielschichtigkeit des Internationalen Sys-

tems erschwert es, strategische Visionen in der Außenpolitik 

zu entwickeln: Dem Zuwachs an Legitimität in der Politik-

formulierung durch die Einbindung immer neuer Akteure 

verschiedenster Provenienz (Input) steht ein signifikanter 

Rückgang in der Effizienz der Politikoperationalisierung 

(Output) gegenüber. Selbst die Europäische Union oder  

der Westen als Ganzes können heute ohne globale Partner 

keine Politik auf der globalen Ebene mehr gestalten.

Das Mehrebenensystem der global governance eröffnet  

einer Mittelmacht wie der Bundesrepublik auch jenseits  

ihrer Einbettung in den außenpolitischen Rahmen der Euro-

päischen Union eine Vielzahl von Möglichkeiten, in wechseln-

den Koalitionen westlich orientierter und demokratischer 

Partner konkrete außenpolitische Projekte anzugehen. Die 

hier vorgestellte „variable Geometrie in der Außenpolitik” 

muss dabei auf einer kleinen Zahl strategischer Partner-

schaften aufbauen, für die aber nur wenige Staaten in Frage 

kommen. Handlungsleitendes Kriterium für eine Partner-

schaft sollte neben einer möglichst weitgehenden Kongruenz 

in den Werten auch die regionale Einbettung dieser Staaten 

sein, mit denen Deutschland dann zum Wohle der jeweiligen 

Region zusammenarbeiten kann. Strategische Partner sollten 

also Wegbereiter in ihrer Region sein. Tatsächliche Verbün-

dete sind aber selbst die pro-westlichsten unter ihnen nicht. 
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Die Bedeutung der EU wird durch ein sichtbareres deutsches Profil in  

der Weltpolitik nicht geschmälert. Nur wer auf mehreren Politikebenen 

aktiv wird, kann heute überhaupt noch darauf hoffen, die internationale 

Agenda mitzubestimmen. Dazu sollte Deutschland in enger Abstimmung 

mit anderen Akteuren innerhalb der EU auf kohärente Regionalstrategien 

hinwirken, die auch seinen eigenen wirtschaftlichen und politischen Inte-

ressen dienlich sind. Die Bundesrepublik muss zugleich darauf drängen, 

dass die EU ihre strategischen Beziehungen mit konkreten Maßnahmen  

in jenen Politikfeldern unterfüttert, die für die Zielländer wichtig sind. 

Dabei sollten interessierte EU-Mitglieder mit der EU und den Partnerlän-

dern in neuartigen Dreieckskooperationen privilegierte Rollen annehmen 

dürfen. Diese diplomatischen Trilateralismen könnten als eine Art offene 

Methode der Koordinierung bei der EU-Außenpolitik verstanden werden.

Der Maßstab dieser „projektorientierten Außenpolitik” bleibt jedoch in 

jedem Falle das Konzept der wertegeleiteten Außenpolitik: das weltweite 

Werben für Frieden und Freiheit, für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.

5.1 Russland und der postsowjetische Raum

5.1.1 Analyse

Angesichts der direkten Nachbarschaft zu Russland hat die Europäische 

Union ein strategisches Interesse an einem politisch und wirtschaftlich 

modernen, rechtsstaatlich-demokratisch verfassten und handelnden 

Russland. Trotz einer Politik selektiver Liberalisierung bleiben demokra-

tische Defizite in mittelfristiger Perspektive allerdings bestehen. Mangel 

an Rechtsstaatskultur und fehlender Respekt für individuelle Rechte  

und Freiheiten werden auch in Zukunft Merkmale der russischen Innen-

politik sein. Der Staatsapparat wird weiterhin alle Bereiche des gesell-

schaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Lebens dominieren. Staat-

licher Druck auf zivilgesellschaftliche Akteure und die Kontrolle der  

Medien, repressive Traditionen des Staates, das Fehlen einer unabhän-

gigen Judikative sowie weit verbreitete Korruption zeichnen Russland 

auch 2020 aus. Russland wird daher in den nächsten Jahren eine ge-

lenkte Demokratie mit autoritären Tendenzen bleiben.

Trotz der kontinuierlich steigenden wirtschaftlichen Leistungskraft wird 

Russland mittelfristig seine Wirtschaft nicht modernisieren können. Die 

demographische Entwicklung, die geografische Ausdehnung, autoritäre 

geschichtliche Erfahrungen und die Rückständigkeit in vielen wirtschaft-

lichen Bereichen werden den Erneuerungsprozess behindern. Übermäßi-

ge Abhängigkeit von Energieexporten, mangelnde Innovationsbestrebun-

gen und das Fortbestehen der strukturellen Probleme werden weiterhin 

die wirtschaftliche Entwicklung Russlands kennzeichnen. Ohne eine 

systemische politische und gesellschaftliche Modernisierung wird der 

Erfolg von Russlands wirtschaftlichen Modernisierungsbemühungen be-

grenzt bleiben und Russland im Vergleich zu Schwellenländern wie China, 

Indien, Brasilien weiter zurück fallen. Das liegt nicht im deutschen und 

im EU-Interesse. Deshalb sollte alles getan werden, damit die im Juni 

2010 initiierte Modernisierungspartnerschaft mit der EU Erfolge zeitigt, 

auch wenn heute noch die Erwartungen, Vorstellungen und Möglichkeiten 

auf beiden Seiten oft unterschiedlich und manchmal sogar widersprüch-

lich sind. 

Russische Außenpolitik bleibt trotz allem in erster Linie „pragmatische 

Politik”. Damit werden vor allem die eigenen Interessen im Vordergrund 

des politischen Handelns stehen. Die Zusammenarbeit Russlands mit 

dem Westen wird daher dort am besten funktionieren, wo dies den 

russischen Zielen und Interessen entspricht. Trotzdem darf die deutsche 

Außenpolitik das für sie Wesentliche nicht aus den Augen verlieren und 

muss ihre Werte neben die wirtschaftlichen Interessen stellen: auch in 

den für Russland „unangenehmen” Bereichen wie Menschenrechte und 

Rechtsstaatlichkeit sollte daher die Zusammenarbeit und der Dialog in-

tensiviert werden. Eine Entwicklung Russlands zu einem demokratischen 

und rechtsstaatlichen Staat und Partner liegt im deutschen Interesse,  

sie sollte von Deutschland gefördert werden.

Trotz vieler Hoffnungen auf eine engere Kooperation mit Russland im 

sicherheitspolitischen Bereich, wird das Verhältnis zum Westen insgesamt 

schwierig und vor allem personenabhängig bleiben. Russland wird weiter-

hin versuchen, die internationale – speziell die europäische – Sicherheits-

architektur zu verändern. Wie kooperativ oder wie konfrontativ dies 

Russland im Verhältnis zu den USA und zur NATO umsetzt, wird darüber 

bestimmen, wie tiefgreifend die Zusammenarbeit gestaltet und ob eine 

„strategische Gemeinschaft” zwischen der NATO und Russland entwickelt 

werden kann. Eine über die Handels- und Sicherheitspolitik hinausgehen-

de umfassende politische Integration Russlands mit dem Westen ist aber 

nicht zu erwarten.
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Russland wird es kaum gelingen, den postsowjetischen Raum zu konso-

lidieren, sich als unangefochtenes Machtzentrum zu etablieren und eine 

eigene Einflusszone zu errichten. Dafür ist die Region zu disparat: Einer 

prowestlichen Orientierung der Ukraine, Moldawiens und einiger Staaten 

des Südkaukasus stehen autoritäre Tendenzen in einigen zentralasiati-

schen Staaten gegenüber. Daher bleibt auch Russlands Verhältnis zu  

den Staaten des postsowjetischen Raumes aufgrund divergierender 

Auffassungen in der Innen- und Außenpolitik sowie der internationalen 

Beziehungen schwierig. Russland wird darüber hinaus verstärkt auf 

Konkurrenten treffen, die mehr zu bieten haben: auf die EU und die USA 

im westlichen Teil seines Einflussbereichs und auf China, die USA und 

weitere regionale Akteure im östlichen Teil des postsowjetischen Raumes. 

Die seit Jahren andauernde Krise der russischen Politik und Diplomatie 

im postsowjetischen Raum wird daher anhalten. Russland wird seine 

Außenpolitik weiter ökonomisieren und seine wirtschaftliche Macht im 

postsowjetischen Raum auszubauen suchen. Die Erhaltung der Energie-

integration und der Energieabhängigkeit der Nachbarn von russischen 

Lieferungen bleiben dabei zentrale Ziele der russischen Außenpolitik. 

5.1.2 Partner

Zwar existieren – neben den in den Westen integrierten früheren Ost-

block-Staaten – im postkommunistischen Raum weitere wichtige Demo-

kratien wie die Ukraine oder die Mongolei, mit denen Deutschland zen-

trale Interessen und Ziele teilt und die für ihre jeweiligen Subregionen 

eine gewisse Vorbildfunktion innehaben. Sollten sich diese demokrati-

schen Systeme weiter verfestigen, kommen sie auch 2020 grundsätzlich 

als Partner bei Themen wie der Förderung von Sicherheit, Rechtsstaat-

lichkeit und Demokratie in Osteuropa und Zentralasien in Frage. Russland 

bleibt jedoch in beiden Subregionen eine starke und dominierende regio-

nale Macht. Es hat genug politische und wirtschaftliche Ressourcen, um 

europäische Politik zu beeinflussen und – wenn es möchte – zu unterstüt-

zen. Zunehmende sicherheitspolitische Risiken und Gefahren in Eurasien 

werden auch die Rolle Russlands als „Sicherheitsbarriere” noch stärken.

Für die deutsche und europäische Außen- und Sicherheitspolitik ist Russ-

land ein zentraler Partner und wird es auch bleiben. Dabei gilt, dass sich 

eine solche Partnerschaft mit gleichen Rechten und Pflichten auch im Jahr 

2020 auf die Einhaltung und die Anwendung der Werte stützen muss, auf 

die sich beide Seiten verpflichtet haben: insbesondere die Achtung der 

Souveränität und Integrität von Staaten und Rechtsstaatlichkeit. Grund-

sätzlich gilt, dass in der Beziehung zu Russland der Pragmatismus in den 

Vordergrund rücken sollte: mehr verhandeln und aushandeln und weni-

ger einreden und auf gemeinsame Werte schwören.

5.1.3 Handlungsempfehlungen

Russland: Russlandpolitik muss EU-Politik sein. Was für die NATO gilt 

(vgl. Kap. 4.1), gilt auch für die EU-Staaten, die sich mehr als bisher 

über zwei strategische Fragen einig werden und darauf aufbauend zu 

einem entsprechenden Handeln verpflichten müssen: Was will die EU 

mit Russland, und was will die EU von Russland? Nur mit einer gemein-

samen Russland-Politik wird die EU ein respektierter und machtvoller 

Partner sein. Solange es aber weiterhin unter den EU-Mitgliedstaaten 

einen Wettbewerb um die vermeintliche Gunst Moskaus oder die besten 

Geschäfte mit Russland gibt, leistet die EU selbst einen Beitrag dafür, 

dass Russland die Unterschiede zwischen den einzelnen EU-Partnern 

ausnutzt und die Relevanz der EU als wichtigsten Partner unterschätzt. 

Die deutsch-russischen Beziehungen haben in diesem Sinne eine Schlüs-

selrolle zu spielen, es darf jedoch nie eine Sonderrolle sein. Für die 

Formulierung und für die Umsetzung einer gemeinsamen Russland-

Politik, in deren Rahmen die Mitgliedstaaten ihre Beziehungen zu Russ-

land gestalten, müssen Deutschland und Polen eine Führungsrolle wahr-

nehmen. 

Russland: Russlandpolitik muss eine Modernisierungspartnerschaft zum 

Ziel haben, die nicht nur der wirtschaftlich-technischen, sondern auch  

der gesellschaftlichen Erneuerung dient. Deshalb sollte die EU noch 

stärker ihren breiten und systemischen Ansatz einer Modernisierungs-

partnerschaft verfolgen, bei dem besonders Rechtsstaatlichkeit, die  

Rolle der Zivilgesellschaft, die Stärkung der individuellen und kollektiven 

Freiheiten, das bürgerliche Engagement sowie die Herausbildung eines 

breiten Mittelstandes gefördert werden. Der Weg zu einem modernen, 

global wettbewerbsfähigen Russland kann nur darüber führen, dass die 

Menschen zu einer aktiven – auch kritischen – Mitwirkung, Mitgestaltung 

und Einmischung ermutigt werden. Dafür sollten sich auch die in Russ-

land tätigen deutschen Unternehmen stärker als natürliche Partner der 

russischen Zivilgesellschaft verstehen und zu einem praktischen gesell-

schaftlichen Engagement für und mit den Menschen vor Ort bereit sein. 
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Russland: Russlandpolitik sollte darauf aufbauend offensiv die Idee einer 

„Wirtschaftsgemeinschaft von Lissabon bis Wladiwostok” verfolgen. 

 Sie wurde im November 2010 vom russischen Ministerpräsidenten Putin 

vorgeschlagen und bringt die russische Bereitschaft zu einer engen 

Anbindung an die EU zum Ausdruck. Dieses Ziel wurde schon im Partner-

schafts- und Kooperationsabkommen vom November 1997 als Perspek-

tive in den EU-Russland-Beziehungen formuliert. Vor allem aber setzt  

sie nicht nur den russischen WTO-Beitritt voraus, sondern verpflichtet 

Russland dazu, Werte wie Rechtsstaatlichkeit, Rechtssicherheit, deutlich 

weniger Korruption und die Förderung von Eigeninitiative zu erfüllen. 

Auch deshalb muss die Europäische Union die Einhaltung der Werte 

einfordern und insbesondere politische Morde, mangelnde Rechtsstaat-

lichkeit, wachsende Korruption, Missachtung der Pressefreiheit und 

Eingriffe gegen das Recht auf Versammlungsfreiheit deutlich ansprechen. 

In noch stärkerem Maße gilt dies für die Achtung der Prinzipien der 

Souveränität und territorialen Integrität in den internationalen Beziehun-

gen. Eine zentrale Rolle kommt dabei der Geschichtsverarbeitung zu,  

an der es in Russland immer noch mangelt. Solange der Zerfall der 

Sowjetunion als die „größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhun-

derts” gesehen wird, solange wird es in Russland nicht möglich sein, eine 

funktionierende europäische Demokratie aufzubauen – der Westen wird 

in diesem Verständnis intuitiv als „Gegner” begriffen.

Russland: Russlandpolitik muss einer engen Zusammenarbeit in globalen 

Fragen dienen. Was die Bewältigung dieser Aufgaben oder der Heraus-

forderungen betrifft, die durch emporstrebende Staaten entstehen, so 

werden Russland und die Europäische Union im 21. Jahrhundert noch 

enger als zuvor aufeinander angewiesen sein. Deshalb sollten sie – auch 

im Vorfeld von G-20-Treffen – ihre Politik enger miteinander abstimmen. 

Dies sollte in einem EU-Russland-Rat für Außen- und Sicherheitspolitik 

erfolgen, der auf Ministerebene tagt und in dem auch eine engere Zu-

sammenarbeit zwischen der EU und Russland im Bereich der Gemein-

samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zur gemeinsamen Bewälti-

gung von Krisen und Konflikten angestrebt werden sollte. Russland wird 

ein Pol in der Welt sein, wenn es Partner der EU ist – oder es wird kein 

Pol sein. So wie antiwestliche und antirussische Rhetorik keinen Platz in 

einer engen Partnerschaft haben, dürfen auch Druck und Drohungen kein 

Mittel außenpolitischen Handelns sein – nicht in der Nachbarschaftspolitik 

und auch nicht im Streit um Einflussgebiete in anderen Regionen der 

Welt.

Postsowjetischer Raum: Die Europäische Union und Russland müssen 

sich auf die Grundlagen einer Politik direkter Nachbarschaft verständigen, 

deren wichtigste Grundlagen die vollständige Achtung der Souveränität 

und Integrität sowie gleichberechtigte Beziehungen im Europäischen 

Haus sein müssen. Obgleich Russland zweifellos wohlbegründete strate-

gische und wirtschaftliche Interessen in seiner Nachbarschaft besitzt, 

dürfen diese Interessen nicht durch den Einsatz von harten Macht- 

ressourcen und gegen den Willen der betroffenen Staaten durchgesetzt 

werden. Grundsätzlich muss es den Staaten in der Region möglich sein, 

sich politisch und wirtschaftlich mit beiden Partnern zugleich zu verbin-

den. Auf dieser Grundlage muss die Zusammenarbeit, aber auch der 

Wettbewerb in der gemeinsamen Nachbarschaft gestaltet werden. Ziel 

dieser Politik muss eine demokratische, rechtsstaatlich gefestigte und 

wirtschaftlich prosperierende Nachbarschaftsregion sein; sie wird die 

Sicherheit und Stabilität in ganz Europa stärken. Die EU sollte dafür 

deutlicher als bisher zum Ausdruck bringen, dass die europäischen  

Länder dieser Region grundsätzlich und langfristig entsprechend Art. 49 

des Lissabonner Vertrages eine EU-Perspektive haben. Diese Länder 

müssen dafür aber, mit Unterstützung der EU, die Kopenhagener Krite-

rien vollständig erfüllen. Es liegt im Interesse der Europäischen Union, 

dass sich die Länder der Östlichen Partnerschaft eindeutig auf die EU 

ausrichten. Die Integration der westlichen Staaten des postsowjetischen 

Raumes und einzelner südkaukasischer Staaten in das westliche Werte-

system sollte deshalb systematisch verfolgt und auch der Demokratisie-

rungsprozess in den für den Westen wirtschaftlich wichtiger werdenden 

zentralasiatischen Staaten unterstützt werden. Deutschland und die EU 

sollten der russischen Politik im postsowjetischen Raum in diesem Sinne 

offen und konkret zu verstehen geben, dass sie einen Raum „geschicht-

lich bedingter privilegierter Interessen” nicht akzeptieren.

5.2 Asien

5.2.1 Analyse

Inwiefern das 21. Jahrhundert ein asiatisches Jahrhundert wird, ist 

umstritten. Weitgehend Konsens besteht jedoch darüber, dass China 

bereits heute eines der führenden Länder Asiens ist – vielleicht das 

einzige, das Ambition und Potenzial besitzt, zu den USA als führende 

Weltmacht aufzuschließen. In China werden derzeit mehrere große 

Experimente entlang der Spannungsfelder zwischen einer offenen und 
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einer geschlossenen Gesellschaft, zwischen Markt- und Planwirtschaft 

sowie zwischen Demokratie und Totalitarismus durchgeführt. In der 

Volksrepublik wird versucht, den Wirtschaftsboom fortzusetzen, ohne 

demokratische Elemente einzuführen. Dabei wird in China ein neuer Typ 

der Marktwirtschaft getestet, der ohne die Dominanz privaten Kapitals 

auskommt. Darüber hinaus strebt China an, zur weltweiten Großmacht 

aufzusteigen, ohne Konflikte mit Nachbarstaaten oder den USA aus-

zulösen. 

Ob diese Großexperimente positiv ausgehen, werden die nächsten Jahre 

zeigen. Deutschland sollte sich aber nicht damit begnügen, die Rolle 

eines passiven Beobachters einzunehmen, da vitale Interessen der  

Bundesrepublik berührt sind. So ist es erstens für die deutsche Volks-

wirtschaft von zentraler Bedeutung, am chinesischen Wirtschaftsboom 

insbesondere durch deutsche Exporte und chinesische Investitionen 

verstärkt teilzuhaben. Zweitens ist für Deutschland als große Handels-

nation wichtig, die gesamte Region Asien zu stabilisieren, was speziell  

für das Verhältnis Chinas zu Japan und Indien gilt. Schließlich sollte es 

drittens in Deutschlands Interesse sein, die weitere Entwicklung Chinas 

so zu beeinflussen, dass ein höherer Grad an Demokratie, Rechtsstaat-

lichkeit, Schutz von Menschenrechten und Nachhaltigkeit erreicht wird.

Im Hinblick auf das erste deutsche Interesse ist zu bemerken, dass China 

2009 mit 37 Milliarden Euro bereits der sechstwichtigste Markt für deut-

sche Exporte war. Sollte sich das Wirtschaftswachstum weiter festigen, 

ist zu erwarten, dass China mittel- bis langfristig zum wichtigsten deut-

schen Exportmarkt wird. Chinesische Direktinvestitionen werden weltweit 

von heute ca. 50 Milliarden USD pro Jahr auf 100 bis 350 Milliarden USD 

im Jahr 2015 wachsen. Wie viel von diesen Investitionen nach Deutsch-

land fließt, hängt in erster Linie davon ab, wie attraktiv es als Standort 

für chinesische Unternehmen im Vergleich zu anderen europäischen 

Staaten ist.

Was das zweite deutsche Interesse an asiatischer Stabilität betrifft, so 

ist China zwar in hohem Maße an innerer und äußerer Stabilität interes-

siert, um sein Wirtschaftswachstum nicht zu gefährden, vertritt aber 

seine Interessen zunehmend selbstbewusst und teilweise rücksichtslos 

gegenüber den asiatischen Nachbarn. Es ist zu erwarten, dass sich diese  

Tendenz fortsetzen wird, so dass sich heutige Interessengegensätze zu 

zukünftigen Interessenkonflikten verschärfen. Dies könnte sich negativ 

auf die Region auswirken und damit auch Exportländer wie Deutschland 

betreffen, die über China hinaus in der gesamten Region wirtschaftliche 

Interessen haben. Da viele asiatische Länder dem wachsenden Druck 

Chinas wenig entgegen setzen können, gewinnen die USA als pazifischer 

Akteur, der mit Sicherheitsgarantien ein Gegengewicht zu China bietet, 

an Bedeutung. Die wichtigsten Streitpunkte sind derzeit Hoheitsrechte 

über Inseln im süd- und ostchinesischen Meer, militärische Aufrüstung, 

Zugang zu seltenen Erden, Währungspolitik, Wasserpolitik, Nordkorea 

sowie nationale Minderheiten, hierbei insbesondere Uiguren und Tibeter.

Das dritte deutsche Interesse liegt in einer engen und langfristigen 

strategischen Partnerschaft mit China, in der Deutschland als wichtigster 

europäischer Partner Chinas wahrgenommen wird und bei der die weitere 

Entwicklung Chinas im Sinne von Demokratisierung, Menschenrechten, 

Rechtsstaat, Nachhaltigkeit und Ausübung von Soft Power nach innen 

und außen dem deutschen Deutschland Beispiel folgt. Die Bundesrepublik 

könnte als Vorbild für China dienen, als Wegweiser, wie es sich selbst 

politisch verantwortungsbewusst und wirtschaftlich dynamisch weiter 

entwickeln und dabei selbst zum Vorbild für den gesamten asiatischen 

Raum werden könnte. 

Neben China entwickelt sich aber auch Indien zu einem wichtigen Partner 

für Deutschland. Nicht zuletzt aufgrund anhaltenden Wachstums tritt 

Indien selbstbewusster auf und fordert eine wichtigere Rolle in Institu-

tionen wie der Weltbank, den G-20, und dem UN-Sicherheitsrat. Ohne 

Indien können internationale Herausforderungen wie der Klimawandel, 

die Bekämpfung des Terrorismus oder die Förderung der Menschenrechte 

nicht mehr diskutiert werden. So spielt Indien zum Beispiel als hoch an-

gesehener Geber in Afghanistan eine Schlüsselrolle in der langfristigen 

Stabilisierung Zentral- und Südasiens.

In der nächsten Dekade wird Indiens Wirtschaft stark und beständig 

wachsen; die Prognosen sind, mit rund fünf Prozent jährlichem Wachs-

tum bis 2050, besser als jene für China, Russland oder Brasilien. Zwar  

ist Indien traditionell stark in Dienstleistungen, wird aber langfristig ein 

globales Produktionszentrum werden und Deutschland somit Konkurrenz 

machen. Indiens vier entscheidende wirtschaftliche und politische Vor-

teile gegenüber China sind erstens ein demokratisches und stabiles 

politisches System, zweitens eine jüngere Bevölkerung, drittens eine 

hohe Zahl innovativer, vom Staat unabhängiger und international agie-
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render Unternehmen, und viertens eine Englisch sprechende Mittel-

schicht. Indien wird Deutschland voraussichtlich 2020 wirtschaftlich 

überholen und zur viertgrößten Volkswirtschaft aufsteigen. Soziale 

Ungleichheit wird mittelfristig wachsen, aber nicht systemgefährdend 

wirken. Bis 2050 wird es Japan überholen und nach China und den Ver-

einigten Staaten die drittgrößte Wirtschaftsmacht der Welt sein. Asien 

wird daher langfristig der wichtigste Absatzmarkt für deutsche Exporte 

sein. Indiens strategische Bedeutung wird mittelfristig stark wachsen,  

da es als demokratisches Regime ein Gegengewicht gegenüber einem 

aufsteigenden China bildet und somit starke Unterstützung auch von  

den USA erhalten wird. Die Beziehungen zwischen Indien und den USA 

werden sich bis 2020 verstärken.

Der deutsche Anteil an Indiens gesamtem Handelsvolumen hat im letz-

ten Jahrzehnt abgenommen und wird bis 2020 weiter sinken. Der Handel 

Indiens mit Staaten wie China und Brasilien wächst im Vergleich zum 

Handel mit EU-Staaten wie Deutschland schneller. Es muss das Ziel 

deutscher Politik sein, die deutsche Wirtschaft bei der Erschließung des 

indischen Marktes zu unterstützen. Das gilt gleichermaßen für Konsum-

güter und Investitionsgüter, für die Privatwirtschaft und die öffentliche 

Beschaffung wie z.B. Atomkraftwerke und Rüstung. Allerdings muss 

dabei sichergestellt werden, dass das Know-how deutscher Industrien 

geschützt wird, insbesondere in der Automobilindustrie. Gleichzeitig muss 

Deutschland ein attraktiveres Ziel für indische Talente werden, um lang-

fristig innovationsfähig zu bleiben.

5.2.2 Partner 

Zwar existieren in Ostasien mit Südkorea und Japan zwei reife Demo-

kratien, mit denen Deutschland in Wirtschaft und Werten verbunden  

ist. Besonders Japan ist als größtes Geberland der Region in der Entwick-

lungszusammenarbeit für die Bundesrepublik ein wichtiger Partner. In 

Südostasien sind Demokratien und Integrationsmotoren wie Thailand, 

Malaysia oder Indonesien interessant, die innerhalb ihres regionalen 

Verbundes für friedlichen Ausgleich sorgen und eine gewisse ökonomi-

sche Bedeutung besitzen. Doch auch wenn die Beziehungen Deutsch-

lands zu anderen asiatischen Staaten bis 2020 weiterhin wichtig bleiben 

werden und nicht vernachlässigt werden dürfen, sollte China wegen 

seiner überwältigenden wirtschaftlichen und politischen Stellung – in  

der Region und auch darüber hinaus – an erster Stelle der privilegierten 

und langfristigen Beziehungen der Bundesrepublik stehen. Ergänzt wer-

den sollten sie durch strategische Beziehungen zu einem bis 2020 weiter 

erstarkenden Indien, dem als größte liberale Demokratie in der Region 

ebenfalls eine strategische Sonderrolle zukommen muss.

5.2.3 Handlungsempfehlungen

China: Die Bundesrepublik sollte ihre öffentlichen Mittel zur Export- und 

Investitionsförderung erhöhen, so dass die deutsche Wirtschaft und 

Gesellschaft verstärkt am chinesischen Boom teilhaben können. Chine-

sische Unternehmen sollten in Deutschland gezielt angesiedelt werden, 

damit das Land zum Zentrum chinesischer Investitionen und bevorzugten 

Partner in Europa werden kann.

China: Deutschland könnte bei Konflikten Chinas mit asiatischen Nach-

barn seine Mediation anbieten, etwa bei Fragen umstrittener Hoheits-

rechte über Inseln in den China angrenzenden Gewässern oder auch  

bei Wassernutzungsrechten im Himalaya. Deutschland ist dafür besser 

geeignet als viele andere Länder, da es in der Region nicht als interes-

sierte Partei wahrgenommen wird, vermittelte Konfliktlösungen finanziell 

unterstützen kann und die nötige Größe hat, um chinesischem Druck 

standzuhalten.

China: Chinesisch als Unterrichtsfach an deutschen Schulen und Aus-

tauschprogramme zwischen Schulen und Hochschulen beider Länder 

sollten verstärkt gefördert sowie weitere deutsche Schulen und Goethe-

Institute in China eröffnet werden. In China selbst sollte Deutschland 

trotz einzelner Rückschläge an der Förderung lokaler Rechtsstaats-, 

Demokratisierungs- und Nachhaltigkeitsprogramme festhalten und  

diese ausbauen, so dass ein kontinuierlicher Wissens- und Erfahrungs-

transfer aus Deutschland ermöglicht wird. Dazu sollten auch Fortbil-

dungsprogrammen für chinesische Beamte an deutschen Verwaltungs-

hochschulen und Praktika in der deutschen Verwaltung angeboten wer-

den.

Indien: Indien ist aufgrund seiner wachsenden strategischen Bedeutung, 

seines demokratischen Systems sowie seiner politischen Stabilität und 

Berechenbarkeit neben Japan Deutschlands und Europas wichtigster 

strategischer Partner in Asien. In einer multipolaren Welt stellt es einen 

entscheidenden Partner dar, der Chinas Aufstieg regional ausgleichen 
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kann. Indien spielt eine Schlüsselrolle in der Stabilisierung von Südasien, 

einer der Regionen mit hohem Konfliktpotenzial. Daher sollte Deutsch-

land die engen Beziehungen mit Indien ausbauen und versuchen,  

diese über wirtschaftliche Beziehungen hinaus zu stärken. Die Militär-

beziehungen, Forschung und kultureller Austausch müssen intensiviert  

werden. Wenn Indien zeigt, dass es bereit ist, mehr Verantwortung  

zu übernehmen (z.B. im Bereich Klimawandel), sollte sich Deutschland 

Indiens Anspruch auf mehr Stimmrechte in internationalen Organisa-

tionen wie der Weltbank und dem IWF nicht in den Weg stellen.

Indien: Deutschland muss die EU dazu bringen, gegenüber Indien eine 

kohärentere Außenpolitik zu verfolgen. Indien sieht die EU bisher als 

weitgehend ökonomische Union an und bezweifelt ihre politisch-strate-

gische Relevanz, da sich die Mitglieder der Europäischen Union in für 

Indien wichtigen strategischen Fragen oft widersprochen haben. Nur 

ein geschlossenes Auftreten wird das Ansehen der EU als wichtiger 

politischer Akteur wiederherstellen.

Indien: Der Fokus der deutsch-indischen Beziehungen sollte neben  

dem Handel weiterhin auf der technischen Zusammenarbeit und dem 

Wissensaustausch liegen. Indien sieht sich als aufsteigende Macht mit 

dem Ziel, mittelfristig eine Großmacht zu sein, und befindet sich in der 

Eigenwahrnehmung bereits jetzt auf Augenhöhe mit den Vereinigten 

Staaten, China und Russland. Bei der Zusammenarbeit in Forschung  

und Entwicklung, zum Beispiel im Bereich der erneuerbaren Energien  

und Atomkraft, kann Deutschland sich als wichtiger Partner positionieren 

und dadurch auch außenpolitisch profitieren.

Pakistan: Als nuklear bewaffneter aber fragiler Staat bleiben die Stärkung 

der institutionellen Kapazitäten, die politische Stabilisierung und Befrie-

dung Pakistans einige der wichtigsten Prioritäten in der Region. Zwar 

würde die Entwicklung Pakistans von einer Lösung der andauernden 

indisch-pakistanischen Spannungen und von verstärkter wirtschaftlicher 

Verflechtung mit Indien profitieren. Hier sollte Deutschland allerdings 

nicht den Fehler begehen, sich als Vermittler aufzudrängen. Indien hat 

solche Versuche selbst von amerikanischer Seite als unwillkommene Ein-

mischung angesehen und abgewiesen. Die Hauptursache der Probleme 

Pakistans wird auch 2020 nicht im Osten an der Grenze zu Indien, son-

dern im Westen an der Grenze zu Afghanistan und in Afghanistan selbst 

liegen. Hier leisten Deutschland und die NATO indirekt einen Beitrag zur 

Stabilisierung Pakistans, der aber fortgesetzt werden muss, um sicherzu-

stellen, dass sich die Taliban nicht in der Grenzregion festsetzen können.

Ostasien: Mit Südkorea und Japan sollte Deutschland in den G-20 und 

der WTO auf eine weitere Liberalisierung des Welthandels hinarbeiten. 

Beide Länder – demokratisch und wirtschaftlich erstarkend – sind für  

die Staaten Südostasiens ein wichtiges Vorbild und für Diktaturen wie 

Nordkorea und Burma problematische Gegenentwürfe, die schon allein 

durch ihre Existenz den Druck auf diese Regime erhöhen. Mit Japan als 

größtem Geberland der Region sollte die Bundesrepublik dementspre-

chend verstärkt Dreieckskooperationen bei der Förderung von Demo-

kratie und Rechtsstaatlichkeit anstreben.

Südostasien: In Südostasien sollten mit Thailand und Indonesien als 

wichtigen Motoren für die subregionale Integration intensive Beziehungen 

gepflegt werden. Durch die Vertiefung der bestehenden Integrations-

mechanismen wird die Steuerungsfähigkeit der Subregion bei wichtigen 

Themen wie Klimawandel, Sicherheitsdialog, Terrorismusbekämpfung 

oder auch der Wissenschaftsintegration erhöht. ASEAN ist ein wichtiges 

Medium zu Politikkoordinierung und -kooperation, das schon jetzt auf die 

Gesamtregion ausstrahlt, da es zu einem Scharnier zwischen Ost- und 

Südasien heranwachsen möchte. Die Bundesrepublik sollte ASEAN im 

Hinblick auf seine wachsende Rolle bis 2020 bei diesem Prozess unter-

stützen.

5.3 Lateinamerika

5.3.1 Analyse

Sowohl von deutscher als auch von europäischer Seite bekommt Latein-

amerika trotz neuer Initiativen im kulturellen und wissenschaftlichen 

Bereich seit Jahren geringe politische Aufmerksamkeit. Dies gilt im 

Gegenzug auch für die Bedeutung, die Deutschland und der EU von 

Lateinamerika zugestanden wird. Dabei steht die Region vor großen 

inneren Problemen: So haben in einigen Staaten Lateinamerikas (z.B. 

Bolivien und Ecuador) soziale Spannungen zugenommen, große Teile  

der politischen und wirtschaftlichen Eliten verschließen sich immer noch 

notwendigen Reformen und die indigene Bevölkerung bleibt wirtschaftlich 

und politisch benachteiligt. Die organisierte Drogen- und Gewaltkrimina-

lität wird bis 2020 vor allem in Mexiko und Zentralamerika weiter stark 
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ansteigen. Mit der zunehmenden Durchdringung von Staat, Justiz und 

Gesellschaft durch das organisierte Verbrechen (Drogen- und Menschen-

handel, Geldwäsche, Entführung und Erpressung) erhöht sich dabei das 

Risiko von state failure, auch durch die Ausweitung rechtsfreier Räume 

und unregierbarer Regionen innerhalb der lateinamerikanischen Staaten 

(so z.B. in Bolivien oder El Salvador).

Bezüglich der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung herr-

schen in Lateinamerika zwei konkurrierende, ideologisch aufgeladene 

Staatsmodelle vor. Eine Orientierung hin zu offenen Weltmärkten und 

dem Freihandel, wie sie vor allem Chile, Mexiko und Brasilien betreiben, 

wird konterkariert von einem Modell, das eine staatliche und wirtschaft-

liche Orientierung nach innen anstrebt und dabei Wirtschaftsprotektionis-

mus mit autoritären Strukturen verknüpft, wie es in Venezuela, Bolivien 

und Kuba vorzufinden ist. Insgesamt wird es in der Region bis 2020 zu 

einer weiteren demokratischen Konsolidierung kommen, wobei die Vor-

zeichen besonders für Kolumbien, Uruguay und Chile gut stehen.

Weiterhin sind parallele Prozesse regionaler Integration und Desinte- 

gration zu beobachten. Hierbei zeichnet sich eine weitere Aufspaltung 

Lateinamerikas bis 2020 in eine nördliche und südliche Hälfte mit stär-

ker subregional geprägten Formen der Integration ab. Mexiko, Zentral-

amerika und die Karibik-Staaten werden sich dabei politisch und wirt-

schaftlich noch stärker als bisher an den USA orientieren und bilden 

eigene, von Südamerika abgekoppelte, Strukturen der Integration aus  

(z.B. CAFTA). In Südamerika kommt es unter der Führung Brasiliens 

unter dem Dach von UNASUR zur Entstehung neuer regionaler Integra-

tionsformen, welche bis 2020 nach einer Weiterentwicklung bereits be-

stehender Strukturen (z.B. MERCOSUR) zusätzlich eine vertiefte sicher-

heitspolitische Integration beinhalten werden. 

Eine zunehmende Bedeutung für die Entwicklungen in der Region kommt 

der herausgehobenen Präsenz Chinas in Lateinamerika zu. Angesichts 

seines wachsenden Bedarfs an Rohstoffen ist eine starke wirtschaftliche, 

aber auch politische Einflussnahme Chinas in der Region festzustellen, 

die sich bis 2020 weiter verstärken wird. Chinesische Entwicklungshilfe-

maßnahmen für die Region sind dabei nicht an den Prinzipien zur politi-

schen Teilhabe und Armutsbekämpfung des Development Assistance 

Committee (DAC) der OECD ausgerichtet. Bis 2020 wird China sich 

weiterhin für Jahre im Voraus die natürlichen Ressourcen der Region 

sichern. Dadurch wird es die Staaten der Region stärker in die Rolle von 

Rohstofflieferanten und Absatzmärkten für die chinesische Wirtschaft 

drängen sowie Fortschritte in deren Industrialisierung gefährden. Vor 

allem Staaten wie Venezuela könnten dabei in Versuchung geraten,  

sich am chinesischen politischen Modell von autoritärer Einparteienherr-

schaft und Staatskapitalismus zu orientieren. Eine solche demokratische 

Erosion stünde der von Deutschland und der EU verfolgten Politik der 

weiteren Stärkung rechtsstaatlich-pluralistischer Strukturen in Latein-

amerika entgegen und könnte dazu führen, dass sich die Beziehungen 

Deutschlands und der EU zu Lateinamerika 2020 schwieriger gestalten. 

Bleiben Zugeständnisse der EU-Staaten und der USA zur Öffnung ihrer 

Märkte insbesondere für lateinamerikanische Agrarprodukte weiter aus, 

wird zudem das Interesse der Staaten der Region am Abschluss weiterer 

Freihandelsabkommen mit der EU und USA schwinden. Die Folge wäre 

eine weitere wirtschaftliche, aber auch politische Hinwendung Latein-

amerikas nach Asien.

5.3.2 Partner

Trotz zahlreicher aus Sicht der Bundesrepublik problematischer Entwick-

lungen in der Region kommt den demokratischen Staaten Lateinamerikas 

als Wertepartner für die deutsche Außenpolitik mit Blick auf 2020 eine 

hohe Bedeutung zu. Die wichtigsten Partner für Deutschland sind dabei 

die beiden Führungsmächte Brasilien und Mexiko. Bis 2020 werden diese 

ihr Gewicht innerhalb internationaler Gremien und Verhandlungen in 

Bereichen wie Klimaschutz, Welthandel, aber auch internationaler Sicher-

heitspolitik kontinuierlich ausbauen. Damit werden sie für Deutschland  

zu bedeutenden Partnern, die es für die Ausgestaltung einer global 

governance in diesen Politikfeldern – wie auch für die weltweite Verbrei-

tung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit – weiter zu gewinnen gilt.

In Zusammenarbeit mit Brasilien und Mexiko kann Deutschland auch  

auf regionale Entwicklungen in Lateinamerika Einfluss nehmen. Bei der 

Bekämpfung des Drogenhandels, der demokratischen und sicherheits-

politischen Stabilisierung der Region (z.B. Haiti) und Fortschritten bezüg-

lich weiterer Freihandelsabkommen mit der EU spielen beide Regional-

mächte eine entscheidende Rolle. Auch in der Entwicklungszusammen-

arbeit mit Lateinamerika bieten Brasilien und Mexiko neue Gestaltungs- 

möglichkeiten für Deutschland und die EU, haben sie sich doch vor  

allem im Bereich der Dreieckskooperation mit ihren gut ausgebauten 

Strukturen als wertvolle Partner erwiesen. 
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Als weitere Anknüpfungspunkte der deutschen Außenpolitik bieten sich 

insbesondere Ecuador und Argentinien für die Kooperation in den Be-

reichen Klimaschutz, Biokraftstoffe, erneuerbare Energien und Erhalt der 

Biodiversität an, dazu Chile und Uruguay als Vorbilder für die Festigung 

der Demokratie sowie den Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen in der 

Region.

5.3.3 Handlungsempfehlungen

Gesamtregion: Deutschland sollte aktiv für die Ausarbeitung einer inhalt-

lich kohärenten und politisch umsetzbaren EU-Lateinamerikastrategie 

eintreten. Dabei muss die Bundesrepublik sich besonders für die weitere 

Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, eine weitere Welt-

marktintegration der lateinamerikanischen Volkswirtschaften sowie den 

Abschluss neuer Freihandelsabkommen zwischen der EU und den Sub-

regionen Lateinamerikas einsetzen. Der Ausbau erfolgreicher lateiname-

rikanischer Integrationsverbünde mit dem Ziel der weiteren wirtschaft- 

lichen Vernetzung und der Erhöhung der regionalen Sicherheit muss 

ebenfalls in einer EU-Lateinamerikastrategie festgeschrieben werden. 

MERCOSUR ist in diesem Zusammenhang ein besonders wichtiger Part-

ner: Eine Hinwendung des Cono Sur zum „Pazifik-Abkommen” wie es von 

Chile, Peru, Kolumbien und Mexiko bereits unterzeichnet wurde, würde 

zu einer Abwendung der Subregion von der EU führen. Ein zügiger Ab-

schluss des biregionalen Freihandelsabkommens zwischen der EU und 

dem MERCOSUR ist daher nicht nur aus wertegeleiteten sondern auch 

aus wirtschaftlichen Gründen vordringlich. 

Gesamtregion: Um Lateinamerika als Partner für die Übernahme globaler 

Verantwortung zu gewinnen und zu stärken, wird eine Ausrichtung der 

deutschen Lateinamerikapolitik an den Prinzipien von Demokratieförde-

rung und good governance nicht ausreichen. Vielmehr sollte Deutschland 

bei der Gestaltung der bilateralen Beziehungen zu Lateinamerika bis 

2020 stärker als bislang eigene Kernkompetenzen in den Vordergrund 

stellen: Neben dem Klimaschutz und dem Ausbau erneuerbarer Energien 

gehören dazu in erster Linie die Stärkung administrativer Kapazitäten 

und föderaler Strukturen, die Verfassungsberatung, die Unterstützung  

bei der Sicherheitssektorreform durch die Ausbildung von Offizieren und 

Polizisten, die Unterstützung bei der Verbesserung der zivil-militärischen 

Zusammenarbeit in der Region sowie eine intensive Kooperation in den 

Bereichen Hochtechnologie und Wissenschaft.

Brasilien: Brasilien bietet für die deutsche Außenpolitik das größte Part-

nerpotenzial in der Region. Im Vergleich zu Mexiko kommt Brasilien 

neben seiner Bedeutung als Partner für global governance und seiner 

Rolle als Regionalmacht des südlichen Lateinamerika mit Blick auf 2020 

eine ungleich wichtigere Funktion auch in der internationalen Sicherheits-

politik über Lateinamerika hinaus zu. Dies deutet sich mit Initiativen 

Brasiliens (so z.B. bezüglich Iran und Nordkorea) bereits ebenso klar an 

wie die Notwendigkeit, zukünftige brasilianische Initiativen stärker in 

westliche Konzeptionen einzubinden. Darüber hinaus ist das Land als 

„grüne Lunge” des Planeten ein wichtiger Partner für Deutschland bei 

Fragen des Klimaschutzes und der Biodiversität. Dieses große Potenzial 

sollte Deutschland durch die Intensivierung der Partnerschaft mit Brasi-

lien bis in das Jahr 2020 konsequent nutzen.

Mexiko: Um die wichtige Rolle zu unterstützen, die Mexiko für die Stabili-

tät Zentralamerikas und der Karibik zukommt, sollte die Bundesregierung 

insbesondere bei der Bekämpfung des Drogenhandels, der Festigung von 

Rechtsstaatlichkeit und der Effizienzsteigerung bei der Strafverfolgung 

stärker mit der mexikanischen Regierung zusammenarbeiten.

5.4 Afrika

5.4.1 Analyse

Eine Reihe von bereits heute erkennbaren Entwicklungen werden bis 

2020 zu einem deutlich heterogeneren Kontinent führen. Afrika befindet 

sich in einem tiefgreifenden ökonomischen Wandel, den es seinem  

Ressourcenreichtum, der schnellen Verbreitung von moderner Kommu-

nikationstechnologie und neuen Medien sowie der sich rasch intensivie-

renden Wirtschaftsverflechtungen innerhalb der Subregionen sowie mit 

den aufstrebenden Schwellenländern China, Indien und Brasilien ver-

dankt. Diese Faktoren haben über die letzten Jahre zu einem durch-

schnittlichen Wachstum von über fünf Prozent auf dem Kontinent geführt, 

wobei zwischen den 48 Staaten Sub-Sahara Afrikas zum Teil erhebliche 

Unterschiede bestehen. 

Diese wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung wird einerseits von demokra-

tischen Rückschritten, etwa in der Elfenbeinküste, der Zentralafrikani-

schen Republik und Zimbabwe, begleitet. Andererseits lässt sich eine 

leichte Verbesserung bei der Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien 
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beobachten, was insbesondere an der sinkenden Zahl von Staats-

streichen in der Region ablesbar ist. Bis 2020 werden diese Prozesse  

vor allem von schwer kontrollierbaren Entwicklungen begleitet: starker 

Urbanisierung, hohem Bevölkerungswachstum, wachsenden sozialen 

Gefällen und drastischen Klimaveränderungen. 

Ähnlich widersprüchlich werden bis zum Jahr 2020 die supranationalen 

Entwicklungen ausfallen. So werden Staatszerfallsprozesse in nahezu 

allen Subregionen virulent bleiben, wobei insbesondere in Somalia und 

der Demokratischen Republik Kongo nur wenig Fortschritt erwartet  

werden kann und eine Reihe von Staaten – zum Beispiel Guinea-Bissau 

und Niger – nur schwer zu stabilisieren sein werden. Gleichzeitig drohen 

regionale Probleme zu neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen 

zu werden. Dazu gehören vor allem der in Westafrika stark zunehmende 

Drogenhandel und die zunehmende Radikalisierung islamistischer Grup-

pen in Ostafrika und am Horn von Afrika. Dieser Trend wird bis 2020 

zumindest zum Teil durch verstärkte regionale Kooperationsbereitschaft 

ausgeglichen, die sich insgesamt in einer Konsolidierung aller Regional-

organisationen niederschlagen wird, wenngleich in unterschiedlichem 

Maße und in unterschiedlicher Weise. 

5.4.2 Partner

Eine wertegeleitete Afrikapolitik, die auf Demokratie und Freihandel 

setzt, ist gut beraten, ihre Partner nicht nur an ihrer gegenwärtigen 

Machtstellung zu identifizieren. So bietet sich Südafrika zwar einerseits 

wegen seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und seines demokrati-

schen Systems als Partner an. Andererseits war die südafrikanische 

Haltung bei Vermittlungsversuchen in Zimbabwe, Darfur und der Elfen-

beinküste in den vergangenen Jahren wenig hilfreich. Auch birgt die 

Konzentration auf den Partner Südafrika die Gefahr, afrikanische Pro-

bleme zu sehr aus der Perspektive Pretorias zu sehen und damit letztlich 

eher Abwehrreaktionen in anderen Ländern hervorzurufen. 

Für die deutsche Afrikapolitik ist es daher empfehlenswert, die Fest-

legung auf dauerhafte Partner zu vermeiden und stattdessen die Zu-

sammenarbeit mit afrikanischen Regionalorganisationen (etwa ECOWAS, 

SADC oder auch die Afrikanische Union) zu fördern und Fortschritte bei 

der Demokratisierung, der Bekämpfung der Korruption und der Einhal-

tung rechtsstaatlicher Normen im Einzelfall durch stärkere Kooperation 

zu honorieren. Dabei könnten zum Beispiel Botswana oder Mosambik  

in einer ersten Phase zu herausgehobenen Partnern gemacht werden. 

Aufgrund seines regionalen Destabilisierungspotentials sollte auch dem 

Südsudan besondere Aufmerksamkeit zuteilwerden.

5.4.3 Handlungsempfehlungen

Gesamtregion: Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit hat sich in 

den vergangenen Jahren vor allem als Berater bei der Verbesserung der 

Regierungsführung und der Wirtschaftsförderung hervorgetan. Dabei  

sind traditionelle Aufgaben aus dem Blick geraten, die auch in den kom-

menden zehn Jahren zentral sein werden. Dazu gehört insbesondere die 

weitere Entwicklung der Infrastruktur, um die zunehmende Urbanisierung 

beherrschbar zu machen und die subregionale wirtschaftliche Verflech-

tung sowie nachhaltiges Wachstum zu fördern. Hier sollte die deutsche 

Entwicklungshilfe ihr Programmportfolio wieder ausbalancieren.

Gesamtregion: Mehr als auf jedem anderen Kontinent sind die Streit-

kräfte in Afrika nach innen gerichtet. Dies hat in der Vergangenheit zu 

überdurchschnittlich vielen Staatsstreichen und einer politischen Instru-

mentalisierung des Militärs geführt. Der Ausbau der Rechtsstaatlichkeit 

ist daher in Afrika stärker als andernorts auf die Förderung belastbarer 

zivil-militärischer Beziehungen angewiesen. Hier kann Deutschland auf 

Basis des Prinzips der Inneren Führung deutlich mehr als bisher zur 

Sicherheitssektorreform beitragen. 

Gesamtregion: Es ist unser Interesse, Afrika und die Afrikanische Union 

(AU) besser in die Lage zu versetzen, durch Friedenstruppen einen 

eigenen Beitrag zur Stabilisierung von Konflikten zu leisten. Bei den 

Einsätzen der AU in Somalia und andernorts zeigt sich insbesondere 

ein Mangel an Hardware. Hier kann die Bundesrepublik vor allem mit 

gepanzerten Truppentransportern und Schützenpanzern aus dem im 

Zuge der Wehrreform abzubauenden Überbestand aushelfen. Obgleich 

afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme wichtig sind, so hat 

Deutschland doch auch selbst eine Rolle in den Blauhelmmissionen der 

Vereinten Nationen zu spielen. In zukünftigen Blauhelmeinsätzen sollten 

daher nicht nur Beobachter gestellt, sondern auch die Entsendung größer 

bewaffneter Einsatzkontingente sowie wichtigen Geräts, wie z.B. Trans-

porthubschrauber und Minenräumpanzern erwogen werden. 
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Gesamtregion: Die Bundesrepublik geht mit der Förderung trilateraler 

Kooperationen bei Entwicklungsprojekten innovative Wege, um eigene 

Erfahrungen an die neuen Gebermächte China und Indien weiterzugeben. 

Dies sollte von Seiten der Bundesrepublik deutlich intensiviert werden, 

nach Möglichkeit sollten auch die internationalen Finanzinstitutionen in 

diese Projekte eingebunden werden. 

Gesamtregion: Klimawandel, Urbanisierung und ungleichmäßige wirt-

schaftliche Entwicklung werden die sozialen Gefälle in afrikanischen 

Ländern künftig noch verstärken. Damit wächst die Gefahr, dass Staaten 

nicht nur über ihre Peripherie, sondern auch über weite Teile der schnell 

wachsenden Städte die Kontrolle verlieren. Damit steigt das Potential 

sozial induzierter und schnell eskalierender Unruhen in Wirtschaftszen-

tren und Ballungsräumen. Die Bundesrepublik sollte daher vor allem 

beim Ausbau staatlicher Strukturen und Dienstleistungen auf städtischer 

Ebene ansetzen und hier Nachhaltigkeit fördern.

Horn von Afrika/Ostafrika: Da Piraterie ein landbasiertes Problem ist, 

wird die Piraterie am Horn von Afrika so lange eine Herausforderung  

für die internationale Gemeinschaft bleiben, wie Somalia ein zerfallender 

Staat ist. Da Konzepte zur dauerhaften, nachhaltigen Schaffung eines 

somalischen Staats nicht vorliegen, ist es zumindest erstrebenswert,  

die Piraterie einzudämmen. Dazu sind vor allem zwei Schritte unabding-

bar. Erstens kann der zügige Aufbau praktisch nicht vorhandener Küsten-

wachen am Horn von Afrika und in Ostafrika helfen, die Piraterie zumin-

dest handhabbar zu machen. Zweitens gibt es im Nordwesten Somalias 

mit Somaliland bereits einen demokratisch verfassten de-facto Staat,  

der bereit ist, die Piraterie zu bekämpfen, aber nur gewillt ist, eigene 

Staatsbürger strafrechtlich zu verfolgen. Die Möglichkeit, aus Somaliland 

stammende Piraten überstellen zu können macht eine Anerkennung 

Somalilands als Staat erstrebenswert. Solche ein Schritt würde zudem 

helfen, islamistische Milizen einzudämmen, die vom Zustand des Zerfalls 

in Somalia profitieren.

Horn von Afrika: Während sich in Sub-Sahara Afrika die regionalen  

Beziehungen weitgehend verbessert haben, gilt dies kaum für das Horn 

von Afrika. Durch das Entstehen zusätzlicher Staaten – Südsudan und 

Somaliland – könnte sich diese Situation noch verschärfen. Die Bundes-

republik sollte versuchen, die regionale Kooperation in der Intergovern-

mental Authority on Development (IGAD) zu fördern und die neuen 

Staaten nachhaltig in bestehende Kooperationsstrukturen einzubinden. 

Dazu sollte die Bundesregierung sich besonders mit den hier bereits sehr 

erfahrenen skandinavischen Staaten abstimmen. 

Westafrika: Die Region wird zunehmend für den Drogenschmuggel von 

Lateinamerika nach Europa und Nordamerika genutzt, während gleich-

zeitig Nord-Süd-Konflikte mit starker ethnischer und religiöser Dimension 

in vielen Staaten der westafrikanischen Küste die regionale Stabilität 

strukturell gefährden. Hierzu müssen schnell belastbare staatliche Struk-

turen geschaffen werden. 

5.5 Der Weitere Mittlere Osten

5.5.1 Analyse

Der Aufbruch in der arabischen Welt ist ein Umbruch epochalen Aus-

maßes. Er ist eine große Chance, Demokratie und Menschenrechte und 

damit Frieden und Wohlstand in Europas unmittelbarer südlicher Nach-

barschaft zu fördern. Diese Nachbarländer der Europäischen Union sind 

von strategischer Bedeutung für die innere und äußere Sicherheit der  

EU, ihre Energieversorgung und die Bekämpfung illegaler Migration. 

Deutschland und Europa haben ein Interesse an stabilen, prosperie-

renden und freiheitlichen Grundordnungen in der arabischen Welt.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht absehbar, wie sich der demokratische 

Aufbruch in der arabischen Welt weiterentwickelt. Sicher ist jedoch, dass 

es sich um einen langfristigen und mühsamen Prozess handeln wird.  

Bis 2020 muss eine mutige Politik den demokratischen Wandel unter-

stützen, fördern und nachhaltig gestalten. Dies verlangt eine entspre-

chende Ausrichtung deutscher und europäischer Außenpolitik, die um-

fassende politische und wirtschaftliche Angebote machen muss. Eine 

wertegeleitete Außenpolitik, die sich an der Förderung von Demokratie, 

wirtschaftlicher Entwicklung, Rechtsstaatlichkeit und der Einhaltung von 

Menschenrechten ausrichtet, dient am nachhaltigsten dem deutschen 

Interesse. Die jungen Demokratien in Nordafrika müssen zu strategi-

schen Partnern Deutschlands und der Europäischen Union werden.

Daneben wird sich die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik auch in 

den kommenden zehn Jahren mit vertrauten Problemen befassen müs-

sen: Der Friedensprozess zwischen Israel und Palästina, der Streit um 
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das iranische Nuklearprogramm und das Streben Teherans nach Vorherr-

schaft in der Region sowie die Stabilisierung Afghanistans stehen an der 

Spitze der Agenda.

Die israelischen Sorgen hinsichtlich der Umbrüche in der regionalen 

Nachbarschaft müssen sehr ernst genommen werden. Die historischen 

Veränderungen dürfen nicht zu weniger Sicherheit für Israel führen. 

Gerade wegen der vielen Unwägbarkeiten in Israels Nachbarländern sind 

aber Fortschritte im Friedensprozess der richtige Weg, um Stabilität zu 

fördern und einen positiven Impuls für die gesamte Region zu geben.  

Ein Frieden zwischen Israel und Palästina würde die Generation, die in 

den letzten Monaten für Freiheit und Demokratie in den benachbarten 

Ländern auf die Straße gegangen ist, entscheidend in ihrer Einstellung 

gegenüber Israel prägen und seine Sicherheit maßgeblich befördern.

Während der Streit um das iranische Nuklearprogramm die Beziehungen 

zum Iran weitgehend dominiert, ist aus der Perspektive einer wertegelei-

teten Außenpolitik auch der diktatorische Charakter des Regimes – das 

selbst die systemloyale Opposition unterdrückt – besorgniserregend.  

Im Iran waren bereits die Massenproteste 2009 deutlicher Ausdruck des 

rasant wachsenden Reformbedarfs und der gleichzeitig offen zu Tage 

getretenen Reformunfähigkeit des politischen Systems einerseits sowie 

der weit verbreiteten Unzufriedenheit aufgrund der weitergehenden Ent-

rechtung der Mittelschicht bei gleichzeitiger Übernahme der Staatsstruk-

turen durch die Revolutionsgarden andererseits. Die Voraussetzungen für 

einen Kollaps des Regimes bis 2020 scheinen also gegeben. 

Bis dahin bleibt das Vormachtstreben Irans in der Region eine strategi-

sche Herausforderung. Der Aufbruch in der arabischen Welt ist aufgrund 

der Ereignisse in Syrien und der Schwächung der Hamas sicherlich ein 

Rückschlag für Teheran. Eine erfolgreiche Demokratisierung der Region 

kann dem Streben Teherans ebenso weiter Einhalt gebieten, wie eine 

Lösung des Nahost-Konflikts. Nicht zuletzt aufgrund dieser aus der Sicht 

des Regimes bedrohlichen Entwicklung wird es sein Nuklearprogramm 

mit Nachdruck weiterverfolgen. Auch aufgrund des Stuxnet-Angriffs 

bleibt jedoch unklar, wann der Iran über Atomwaffen verfügen wird. 

Bis 2020 wird Afghanistan trotz des Abzugs deutscher Kampftruppen  

bis 2014 eine Herausforderung für die Außen- und Sicherheitspolitik der 

Bundesrepublik bleiben. Während die gegenwärtige, auf den Schutz der 

Bevölkerung ausgerichtete Strategie erste Erfolge zeigt, müssen wesent-

liche Voraussetzungen für einen nachhaltigen Erfolg allein von der afgha-

nischen Seite geschaffen werden. Um in Afghanistan eine nachhaltige 

Stabilisierung zu erreichen, muss die afghanische Seite am gleichen 

Strang ziehen und ihre bei der Kabul-Konferenz eingegangenen Ver-

pflichtungen (gute Regierungsführung, Korruptionsbekämpfung, Aufbau 

einer unabhängigen Justiz) mit Nachdruck umsetzen. Zudem wird eine 

Stabilisierung Afghanistans nur durch regionale Zusammenarbeit gelin-

gen, zuvorderst mit Pakistan zur Bekämpfung der Taliban in den Grenz-

regionen zu Afghanistan.

5.5.1 Partner

Eine wertegeleitete Außenpolitik Deutschlands ist gut beraten, bei der 

Wahl ihrer strategischen Partner nicht nach trügerischer Stabilität zu 

suchen, sondern sie nach der positiven Rolle auszuwählen, die diese 

Staaten 2020 für ihre Region voraussichtlich spielen werden. Im Mittleren 

Osten werden das vor allem jene Staaten sein, welche die Transformation 

zur Demokratie zumindest in Angriff genommen haben. Das unterstreicht 

die Bedeutung vor allem jener Staaten, die entweder durch klare Ein-

schnitte im Begriff sind, Demokratien zu werden – Tunesien, Ägypten, 

Irak – oder sich durch Reformen auf den Weg zur Demokratisierung ge-

macht haben – Jordanien und Marokko.

 

5.5.2 Handlungsempfehlungen

Tunesien, Ägypten, Irak: Deutschland und die EU können insbesondere 

bei der Konsolidierung der Demokratien in der arabischen Welt in vielen 

Bereichen behilflich sein. Das gilt neben der vertikalen Gewaltenteilung 

im Föderalismus insbesondere für die Stärkung des Justizsystems, der 

demokratischen Kontrolle über die Streitkräfte, der Stärkung des Parla-

ments zur Kontrolle der Regierung, der Förderung von Parteien, der 

Pressefreiheit und der Stärkung zivilgesellschaftlicher Organisationen.  

Die von Deutschland angestoßenen Transformationspartnerschaften sind 

der richtige Weg. Insbesondere erprobte Instrumente wie die politischen 

Stiftungen sollten zum Einsatz kommen, die in der zivilgesellschaftlichen 

und politischen Stabilisierung junger Demokratien eine Schlüsselstellung 

innehaben. Darüber hinaus sind für die Konsolidierung der jungen Demo-

kratien insbesondere eine wirtschaftliche Stabilisierung und die ökonomi-

sche Konsolidierung der Mittelschicht erforderlich. Deutschland könnte 
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die Förderung eigener Absatzmärkte in den Volkswirtschaften des Mittle-

ren Ostens mit dem wertegeleiteten Interesse der Demokratieförderung 

verbinden und bis 2020 privilegierte und politisch zu flankierende Han-

delsbeziehungen aufbauen. Kurzfristig sollten die Europäische Union und 

Deutschland auch zu einer unmittelbaren asymmetrischen Marktöffnung 

für die Volkswirtschaften der jungen Demokratien bereit sein. 

Iran: Das regionale Vormachtstreben des Iran manifestiert sich in der 

Förderung terroristischer Organisationen wie der Hisbollah und der 

Hamas, der Einflussnahme in Syrien und dem Irak, der Demonstration 

militärischer Macht im Persischen Golf und dem Roten Meer sowie seinem 

Nuklearwaffenprogramm. Dies alles ist eine Gefahr für die Stabilität der 

Region und die Sicherheit Israels – und läuft somit den strategischen 

Interessen Deutschlands zuwider. Teherans Griff nach der Atombombe 

birgt zudem die Gefahr eines regionalen nuklearen Wettrüstens. Deutsch-

land sollte sich daher als Teil einer westlichen Koalition dem Iran weiter-

hin effektiv entgegenstellen. Dabei müssen alle Optionen auf dem Tisch 

bleiben, unter keinen Umständen sollte die deutsche Politik – wie im Falle 

des Irak 2002 und Libyens 2011 – durch überstürzte Vorfestlegungen 

den eigenen Handlungsspielraum einengen. Einen Militärschlag gegen 

das iranische Nuklearprogramm sollte die Bundesrepublik nicht fordern, 

aber auch nicht kategorisch ablehnen.

Afghanistan: Neben der guten Regierungsführung und Bekämpfung der 

Korruption wird insbesondere die Leistungsfähigkeit der afghanischen 

Sicherheitskräfte entscheidend für eine dauerhafte Stabilisierung Afgha-

nistans sein. Deutschland wird sich auch in den Jahren nach dem Abzug 

seiner letzten Kampftruppen 2014 bei der Ausbildung afghanischer Poli-

zisten und Soldaten engagieren müssen. Dabei wird das Training von 

Ausbildern von zunehmender Bedeutung sein, damit bis 2020 die Afgha-

nen ihre Sicherheitskräfte eigenständig rekrutieren und ausbilden kön-

nen. 

Afghanistan: Eine dauerhafte Stabilisierung Afghanistans ist nur im 

Rahmen einer stabilen Region möglich. Daher sollte Deutschland eine 

Einbettung Afghanistans in eine regionale Sicherheitsarchitektur an-

streben, die über Afghanistan-Pakistan hinausgeht. Gleichzeitig müssen 

die bilateralen Beziehungen zwischen Afghanistan und seinen Nachbarn 

intensiviert werden. Diese Beziehungen sind bislang vor allem auf der 

Ebene der Regierungen angesiedelt, haben aber kein breites gesellschaft-

liches und politisches Fundament. Deutschland sollte Afghanistan bis 

2020 dabei helfen, dieses Defizit abzubauen.

Israel/Palästina: Die Fragmentierung der palästinensischen Gebiete 

erschwert die Umsetzung eines endgültigen Abkommens. Dabei sind  

die Grundzüge einer solchen Lösung seit langem bekannt: Abschluss  

des Landtausches nach dem Osloer Abkommen, gegenseitige politische 

Anerkennung, Beendigung des Siedlungsbaus und damit einhergehende 

Aufgabe des vollständigen Rückkehrrechts für alle palästinensischen 

Flüchtlinge, Teilung der Souveränität über Jerusalem. Einseitige Schritte, 

egal von welcher Seite, bergen nur die Gefahr einer Verschärfung der 

Lage. Zu einer Zwei-Staaten-Lösung gibt es keine Alternative – je schnel-

ler diese umgesetzt wird, desto besser für die Stabilität in der Region. 

Die Kernfragen des Konflikts können nur durch verhandelte Vereinbarun-

gen gelöst werden. Dafür sind zwei Voraussetzungen zu erfüllen: Weil die 

Hamas weiter als Terrororganisation einzustufen ist, muss sich die neue 

geeinte palästinensische Regierung zur Substanz der Kriterien (Gewalt-

verzicht, Anerkennung Israels, verhandelte Zwei-Staaten-Lösung) des 

Nahost-Quartetts bekennen. Zudem bleibt der israelische Siedlungsbau 

eines der größten Hindernisse auf dem Weg zu einer Friedenslösung und 

sollte daher erneut ausgesetzt werden. 

Gesamtregion: Die Europäische Union und Deutschland sollten den ara-

bischen Frühling trotz ungleichmäßiger Erfolge und des sehr unterschied-

lichen historischen und kulturellen Kontextes wie die Selbstbefreiung 

Ostmitteleuropas behandeln und entsprechend intensiv abstützen. Dazu 

gehört ein massiver Wissenstransfer in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit 

und Demokratie sowie die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung  

der demokratisierenden Staaten mit einem „arabischen Marshallplan”, 

der Zollschranken in der EU abbauen und Investitionen in der Region 

massiv fördern muss. Mittelfristig muss, wie im Falle der EU-Osterweite-

rung, ein institutioneller Rahmen eine besonders enge Anbindung an die 

Europäische Union bieten. 

Gesamtregion: Bislang scheiterte eine vertiefte regionale Kooperation  

vor allem an der Frage des Umgangs mit Israel. Aber gerade im Maghreb 

und Mittleren Osten ist regionale Kooperation ein wichtiger Schritt zur 

wirtschafts- und sicherheitspolitischen Stabilisierung. Bis 2020 könnte  

die Demokratisierung der Region soweit fortgeschritten sein, dass sich 

das sicherheitspolitische Umfeld Israels aufhellt. Die arabische Regionali-
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sierung sollte in diesem Fall deutlich vorangetrieben werden. Unterstüt-

zend kann dabei die Europäische Union wirken, die mit der Mittelmeer-

union ein Forum bereithält, das die neuen Demokratien nicht nur mit der 

EU sondern auch untereinander verbinden kann.
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